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dE Nahen Wir die durch 0 رر‎ g vom gotten April 19 tt. 
wegen ھ٣‎ CENE der „ werheißenen Dienſt⸗ 
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vollzogen, und dadurch die in jenem Geſetz gegebenen eme? we ga" 
der Provinzialverwaltung naher feſtgeſetzt und begründet, auch den Ober⸗ 
Prafidenten einen größern und zweckmaͤßigern Wirkungskreis angewieſen haben; 
I verordnen Wir hiermit: daß die hier beigefügten Dienſt⸗ Juſtruktionen 1 
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nach erfolgter Bekanntmachung in Wirkſamkeit treten follen. - 

Wir befehlen allen Unſern Staatsbehoͤrden, Beamten und "gegen, 
welche dadurch betroffen werden, insbeſondere aber Unſern Staatsminiſterien, 
Ober⸗Praͤſidenten, Provinzialkonſiſtorien, Provinzial⸗ Medizinalkollegien und 
Regierungen, ſich nach den Beſtimmungen in dieſen . in 
allen Punkten zu achten. 

Unſer Staatskanzler Fuͤrſt von Hardenberg hat für die ſchleintge geſetz⸗ 
liche Bekanntmachung dieſer Verordnung und der gedachten Dienſtinſtruktionen 
zu ſorgen und auf die Ausführung derſelben beſonders zu wachen. 

Urkundlich unter Unſerer eigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. Gegeben Berlin, den 23ſten Okteber 1917. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
۷ C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


i Farag 1817. : 34 (No. 433.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 4ten November 1817.) 
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E e Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
ES E تا وہ ریف‎ af n ہے رن وم ررض‎ S 
haben beſchloſſen, um bie den Oberprdfidenter durch das Geſetz vom Zoſten 


April 1815. gegebene Beſtimmung naͤher feſtzuſetzen und zu begründen, fie 
mit nachſtehender Inſtruktſon zu verſehen, wornach ſich nicht allein Unſere 
Miniſterien, ſondern auch die Oberpraͤſidenten ſelbſt, ſaͤmmtliche Regierungen und 
übrige Behörden, welche dadurch betroffen werden, gebührend zu achten haben. 


Die Oberpräfidenten fuhren in den ihnen anvertrauten Provinzen, die 
‚obere Leitung, Aufſicht und Kontrolle der geſammten Provinzialoerwaltung, 
in Abſicht des den Regierungen nach der gedachten Verordnung beigelegten 
Wirkungskreiſes. Ihnen find in dieſer Hinſicht daher auch die Regierungen 
der Provinzen und deren Unterbehörden untergeordnet. = 
SE سو یئوھ مو سر رد و‎ EH d EE کی‎ 
Außer der den Oberpräſtdenten beigelegten Einwirkung auf die ſtaͤndi⸗ 
ſchen Angelegenheiten, imgleichen außer der wegen ihrer Eigenſchaft als Praͤ⸗ 
ſidenten des Provinzialkonſiſtoriums und Medizinalkollegiums, worüber die 
nähern. Beſtinmungen in den heute von Uns den Provinzialkonſiſtorien und 
Medizinalkollegien ertheilten Inſtruktionen enthalten ſind, muͤſſen die Ober⸗ 
praͤſidenten alle Gegenſtaͤnde der ihnen uͤbertragenen Provinzialverwaltung 
durch die betreffenden Regierungen zur Ausfuͤhrung bringen laffen; und fie — 
„find, auch nicht befugt, die den Regierungen durch die ihnen heute ertheilte 
Inſtruktion beigelegte Selbſiſtändigkeit im geringſten zu ändern oder zu (d) te > 
lern. Die den Oberpráfibenten: beigelegte obere Leitung, Aufficht und Ron 
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trolle beſchraͤnkt ſich daher in Anſehung derjenigen Gegenſtaͤnde, worüber den 
Regierungen eine ſelbſtſtaͤndige Verfügung nachgelaſſen iſt? PUN 
;,,8) darauf zu ſehen und zu halten, daß von den Regierungen uberall, den E 
beſtehenden Geſetzen und Vorſchriften gemaͤß, verwaltet werde; daß in 
EM dem Geſchaͤftsgange ſelbſt Einheit, Ordnung, Gruͤndlichkeit und die 
; » ss 7 Beſchleunigung herrſche; daß die offentlichen hier in Rede 
ſtehenden Beamten überall ihre Schuldigkeit thun, und diejenigen Ver: 
_ *  wattungsgegenfidnde welche aus einem mehr erweiterten Standpunkte, 
als dem eines einzelnen Regierungsdepartements, genommen werden A 
muͤſſen, wohin außer den im H. § des Geſetzes vom Zoſten April 1815. 
benannten, guch Anlegung von Chauſſeen, Kanaͤlen, größeren Gewer⸗ 
beê = und Kommunikationsanſtalten, bedeutende Landes melioratlonen, 
und überhaupt alle Gegenſtaͤnde, welche die Grenzen eines Regierungs⸗ 
departements uͤberſchreiten, gehoͤren, aus dem richtigen Geſichtspunkte 


* 
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"amer und pair amb von den einzelnen Regierungen keine Maaß⸗ 
regeln genommen werden, wodurch beinfelSen Eintrag geſchehen kann; 

we Mängeln und Verſtößen, welche fie bemerken, abzuhelfen, (o wie Be⸗ 

ſchwerden, welehe wider einzelne Verfügungen der Regierungen bei 


ihnen angebracht werden, zu prüfen, und ſofern fie nach den beſteheuden 


Salers a en begründet find, fie gleichfalls zu digen 


H. 3. 

8 Js ‘Dem Ende ind bie Oberpräſidenten ermächtigt und verpflichtet, die 
einzelnen Regierungsdepartements der Provinz von Zeit zu Zeit zu bereiſen; 
die Verwaltung und den Geſchaftsgang bei allen Regierungen und ihren 
Unterbehoͤrden ſowohl im Allgemeinen, als die erheblicheren Verwaltungs⸗ 
Gegenſtaͤnde an Ort und Stelle zu revidiren; den Sitzungen der Regierungen 


beizu wohnen, und diejenigen Gegenſtaͤnde zu beſtimmen, welche alsdann in 
ihrer Gegenwart vorgetragen werden ſollen. Es iſt überhaupt Unſer Wille, 
daß die Thaͤtigkeit der Oberpraͤſidenten ſich mehr auf eigene Anſchauung und 


örtliche Unterſuchung, als auf todte Berichtserſtattung gründen foll, und Wir 


machen es ihnen zur beſonderen Pflicht, alle Jahr wenigſtens einmal die 
ganze Provinz zu bereiſen. Sie muͤſſen daher auch bei ihren Bereiſungen die 
nöthigen Verabredungen mit den Regierungen, „und beſonders mit ihren Prä⸗ 


ſidien, über die Einleitung und Behandlung der wichtigern Verwaltungs⸗ 
Angelegenheiten, ſo viel moglich ſoͤgleich an Ort und Stelle, nehmen, und 


die erforderlichen Erläuterungen und noͤthige Auskunft ſich daſelbſt ebenfalls 
ſogleich geben laſſen; den Regierungen alle weitere durch die Regierungs⸗ 


Inſtruktion nicht ausdruͤcklich worgeſchriebene Berichtserſtattungen moͤglichſt 


erſparen, und wo dieſe ſich nicht vermeiden laſſen, fie 008 moͤglichſt 


abzukürzen und zu vereinfachen ſuchen, damit das Leben und der Geiſt in 
der Verwaltung nicht unter der Schreiberei verloren gehe. In fo weit daher 


auch von den Regierungen weder in Form noch Materie wider beſtehende 


Geſetze und Vorſchriften gefehlt worden, ſondern es außerhalb dieſer Grenz⸗ 
linie blos auf eine Berſchiedenheit der Meinung und nfi cht uͤber die Zweck⸗ 
maͤßigkeit und Nothwendigkeit einer Maaßregel ankommt, and in ſoweit die 


Regierungen ferner die Beſtimmungen des vorigen H. ber gegenwärtigen In⸗ 
ſtruktion nicht uͤberſchritten haben, duͤrfen ſich die DOberprafidenten keine Ab⸗ 
aͤnderungen der, von den Regierungen innerhalb der ihnen durch ihre Iliſtruk⸗ 


tion ſelbſtſtaͤndig angewieſenen Wirkungskreiſe erlaſſenen Verfügungen, erlau⸗ 
ben. In ſofern jedoch durch dergleichen Verfügungen der Regierungen die 
Einheit in der Verwaltung der Provinz leiden könnte, bleibt es den Ober⸗ 
0۴۷ überlaſſen „ fie deshalb Für die Zukunft mit allgemeinen Anwei⸗ 
وه‎ zu verſehen. Obgleich Wir zu den Oberpräſidenten das Vertrauen 
haben, daß ſie ſolches von ſelbſt than werden, fo machen Wir es ihnen benz 
noch befouber8 zur Pflicht, die ähnen Abertragene bere Leitung D und die Auf⸗ 

iz ſicht 
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ſicht und Kontrolle über die Berwaltung der Regierungen in den moͤglichſt 
ſchonenden Formen auszunben, und ſtets darauf Ruͤckſicht zu nehmen, daß 
die Achtung und das amtliche Anſehen der Regierungen und inſonderheit auch 
ihrer Prafidien, bei ihren Unterbehörden und den Eingeſeſſenen ihres Bezirks 


nicht ohne die dringendſte Nothwendigkeit gefährdet werden dürfe. 
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Alle Berichte der Regierungen, welche ihre Inſtruktion vorſchreibt, 
ober von ihnen ſonſt an die Miniſterien zu erſtatten find, gehen, mittelft (im, 
ſchlages, durch die Oberpraͤſidenten, die fie mit ihrem Gutachten begleiten 


können, in jedem Fall aber mit der zunaͤchſt abgehenden Poſt weiter befoͤrdern 
J 9 


muͤſſen; ſo wie die Beſcheide der Miniſterien darauf in gleicher Art durch die 
Oberpraſidenten an die Regierungen gelangen; es wäre denn beſondere Gefahr 
bei dem Verzuge vorhanden, in welchem Falle die Regierungen zwar unmit⸗ 
telbar an bie Miniſterien berichten, den Oberpraͤſidenten jedoch gleichzeitig 
davon bengchrichtigen, ſo wie, wenn die Miniſterien es nöthig finden, un⸗ 
mittelbar an die Regierungen zu verfuͤgen, dem Oberpraͤſidenten gleichzeitig 
Abſchrift der Verfügung zugeferligt werden wird. Es ſteht den Oberpráfiben- 
ten auch frei, wenn fie ſolches für nöthig und rathſam finden, die Regierun⸗ 
gen mit einer vorläufigen Beſcheidung und Anweiſung auf ihre gedachten Bee 
richte zu verſehen; fie muͤſſen aber Abſchrift dieſer vorläufigen Verfuͤgung dem 
Regierungsbericht an die Miniſterien jedesmal beilegen. RT, 
Die von den Regierungen von Uns Selbſt oder Unſerm Staatskanzler 
etwa erforderten Berichte, auch der Zeitungsbericht, muͤſſen jedesmal unmit- 
telbar erſtattet werden, jedoch ſind in dieſen Faͤllen, dem Oberpraͤſidenten Ab⸗ 
ſchriften der Verfuͤgungen und Berichte mitzutheile n. 
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In folgenden Fällen ertheilen Wir den Oberpraͤſidenten hiermit die Be⸗ 
fugniß, Namens des betreffenden Miniſteriums, oder ſofern mehrere Miniſte⸗ 
rien konkurriren, Namens derſelben ohne beſondere Anfrage bei ihnen, die 

Regierungen mit den nöthigen Anweiſungen und Genehmigungen zu verſehen: 
1) in allen Fällen, wo in der Regierungsinſtruktion geſagt ijt, daß die 
Sache dem Oberpraͤſidenten eingereicht werden ſoll; 027 
2) bei Gratifikationen aus Gehaltserſparungen oder bei anderweiten Dispo⸗ 
ſitionen ther Exſparungen dieſer Art, ſobald ſelbige einen vierteljaͤhrigen 
Betrag uͤberſteigen; | EX 5 
3) in allen Kommungl⸗Angelegenheiten, ſofern es nicht auf die Beſetzung 
der Oberbuͤrgermeiſterſtellen in den großen Staͤdten, oder auf die Frage an⸗ 
komt, ob durch die von den Gemeinden beabfichtigte Aufbringungsweife, 
der Gemeindebeduͤrfniſſe dem Steuerintereſſe des Staats Nachtheil geſchehe; 
4) in den H. 17. unter Nr. 2. der Regierungsinſtruktion gedachten Fallen, 


ſofern nicht beſonders bedenkliche Umſtaͤnde dabei obwalten; a 
E ae 5) uͤber 


y über die Reſultate ber مات‎ Landesviſitationen, deren Anord⸗ 
ong für die Provinz dem Oberpraͤſidenten gleichfalls freiftebt; — 
6) über Konzeſſionen zu Anlegung von Apotheken, nach vorheriger Rück⸗ 
ſprache mit dem Medizinal⸗Kollegium; 
27) in den H. 17. der Regierungsinſtruktion unter Nr. 7. erwähnten: Fallen, 1 
ſofern dazu kein Zuſchuß aus Staatskaſſen erforderlich ift, oder zeither H 
gegeben worden; ۱ 
82 in dem H. 17. ber Regierungsinſtruktion unter Nr. 9. gedachten Fall, > 


jedoch unter gehöriger 09 der dabei etwa konkurrirenden 

Privasgerechtfame; . 
رو‎ wegen ber Etats und Rechnungen von ſolchen, auf Staatskaſſen ge⸗ 
gruͤndeten, polizeilichen oder andern gemeinnuͤtzigen, wohlthaͤtigen und 
frommen Anſtalten und Stiftungen, bei denen die Regierungen nach 
F. 19. ihrer Inſtruktion zu berichten haben „ ſofern nicht der Etat die 
Summe von 2000 Rthlr. uͤberſteigt, oder einen iBefianotpeit des Etats 

der Hauptkaſſe ausmacht; 
IO) wegen Vorſchuͤſſe und extraordinairer سم‎ bis zur Summe von 
500 Rthlr. im einzelnen Fall, wenn derſelbe dringend iſt; ; 
Xn in den H. 21. ber Regierungsinſtruktion unter Nr. 8. gedachten Faͤllen او‎ 
bis zur Sumine von 100 Rthlr. im einzelnen Fall, wenn die Strafe nicht | 2 
‚auf einem rechtskraͤftigen Erkenntniß beruhet; E Ei 


12) in allen übrigen Remiſſionsfaͤllen, wenn bie 717 f ch auf beſtiumte ; 1 
Vorſchriften oder den deutlichen Inhalt von gültigen Verträgen gründet, H 
und der Remiſſionsfonds dabei nicht uͤberſchritten wird; | 

13) bei allen Verträgen, wozu die Regierungen hoͤhere Genehmigung 6o ure up , 
holen müffen, haben bie Oberprafidenten die Revifion und Berkätigung ^" WE 

der ausgefertigten Vertraͤge, ſobald die Bedingungen des Geſchaͤfts be⸗ vede کت‎ H 

reits von den betreffenden Miniſterien vollſtaͤndig genehmigt find, und «s لس موه گس »ولا‎ | 
nicht Unſere unmittelbare ا‎ geg des Vertrages erforderlich iſt. VVV P 
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Auch ſteht es pen Be denten frei, einzelne Po ihnen unfergensb=. 24 pe E 

om mm wegen Pflichtwidrigkeiten, Dienſtvernachlaͤſſigungen, oder Ute s 2 حر‎ I 
fittlichen Lebenswandels, nach vorheriger Ermittelung eines richtigen und: "eren E 
überzeugenden Thatbeſtandes von bem Dienſte zu ſuspendiren, oder es zu ver⸗ RE 27 22 m | 
anlaſſen, daͤß die gerichtliche Unterſuchung wider ſie eingeleitet werde. سلاو‎ E ge | 
ten ſich wider Erwarten einzelne Mitglieder ber Regierungskollegien derglei⸗ = | 
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chen zu Schulden kommen laſſen, fo find die Oberprafidenten jedoch gehalten, #47. هسیر‎ | 
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Derfuͤgungen zu befolgen, und zur Ausführung bringen zu laſſen; zwar wenn 
- ſie gegründete Bedenken dagegen haben, dieſe dem Oberpräſideuten 176 
: len, im Fall derſelbe aber bei feiner Verfügung werbleibt, der Vollziehung 
derſelben alsdann keinen weitern Anſtand zu geben. Wohl aber ſteht es ihnen 
micht nur frei, ſondern es iſt ſogar ihre Pflicht, wenn fie ihre Bedenken durch 
die Entſcheidung des Oberpraͤſtdenten nicht gehoben glauben, davon dem be⸗ 
‚treffenden Miniſterünm Anzeige zu machen, und hiervon zugleich den Dberpra- 
ſidenten zu benachrichtigernrn n 8 sad e 
Um Unſern getreuen Unterthauen auch eine nähere Inſtanz in Poſt⸗, 
Bergwerks «, Huͤtten⸗, Salz⸗, Lotterie-, Münz: und Geſtuͤts⸗Angelegenhei⸗ 
ten zu verſchaffen, ermaͤchtigen Wir hierdurch die Oberpräfidenten, die darin 
eingehenden Beſchwerden zu unterſuchen; wenn fie gegründet find, darüber abs 
helfliche Maaße zu treffen, und die betreffenden Behörden und Beamten in 
der Provinz dazu anzuhalten. Letztere ſind daher auch verpflichtet, den Ober⸗ 
prafidenfen auf die von ihnen ergehenden Aufforderungen die noͤthige Auskunft 
und Ausweiſe zu geben, und ihren diesfaͤlligen Anwelſungen Folge zu leiſten. 
Die Oherprajtdenten müffen jedoch von ihren Verfügungen die für die gedach⸗ 
ten Berwakkungszweige angeſtellten oberſten Behörden jedesmal in Kenntniß 
ſetzen, auch wenn ſie ſonſten Mißbraͤuche und Maͤngel bemerken, ein gleiches 
khun, und die noͤthigen Vorſchlaͤge zu ihrer Verbeſſerung beifuͤgen. In die 
innere und techniſche Verwaltung dieſer Angelegenheiten ſteht aber den Ober⸗ 
praͤſidenten keine Einmiſchung zu. HET ی و‎ eun ۱ 
: Eben fo find die و‎ befugt, von dem Gange der Reguli⸗ 
rung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe Kenntniß zu nehmen, und 
gegründeten Beſchwerden (rer. Verzögerungen abzuhelfen, ohne ſich jedoch in 
den innern Geſchaͤftsbetrieb der damit beauftragten Behörden zu miſchen. 


In ſo weit uͤber die einzelnen Gegenſtaͤnde des den Oberpräſidenten in 
der gegenwaͤrtigen Inſtruktion angewieſenen Wirkungskreiſes bereits geſetzliche 
Vorſchriften und Verwaltungsgrundſaͤtze beſtehen, können ſie nach denſelben 
ſelbſtſtaͤndig und ohne weitere Anfrage verfügen, und es ift ihre Pflicht, dafür: 

iu ſorgen, daß die beſtehenden Vorſchriften und Verwaltungsgrundſatze in der 
Provinz überall gehörig beobachtet und zur Ausführung gebracht werden. Su 
ſofern es aber erſt auf Feſtſtellung von Vorſchriften und Verwaltungsgrund⸗ ; 
fügen ankommt, muͤſſen die Oberprafidenten vorher bie Genehinigung des bee 
treffenden Miniſteriums einholen, damit die nothwendige Einheit in der ge⸗ 
ſammten Staatsverwaltung nicht leide, wenn Wir gleich allerdings dabei die 
Eigenthuͤmlichkeiten und beſonderen Verhaͤltniſſe der einzelnen Provinzen be⸗ 
ruͤckſichtigt wiſſen wollen, fo weit es ohne Nachtheil des Allgemeinen geſche⸗ 
hen kann. d 

: $. ۰ 
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Die Oberprafidenten bleiben wegen ihrer Dienſtverwaltung Uns, Unſerm 
Staatskanzler und den betreffenden Miniſterien verantwortlich, und gehalten, 

fib uͤber die wider fie etwa eingehenden Beſchwerden gehörig auszuweifen. ۱ 
Die Verfügungen ber Miniſter ſollen, ber Regel nach, von ihnen: 
ſelbſt an die Oberpräfidenten erlaſſen werden, und einzelne Abtheilungen 
und Verwaltungen der Miniſterien nur im Erſuchungsſtyl an die Oberpraͤ⸗ 
ſidenten schreiben; doch find die Oberpráfibenten: gehalten, auf die Anſchrei⸗ 


ben derſelben das Nöthige zu veranlaſſen. | 
Am den Geſchaͤftsgang zwiſchen den Miniſterien und Oberpraͤſidenten 
moͤglichſt zu vereinfachen, ſollen die Oberpraͤſidenten ſpaͤteſtens bis Ende 
September jeden Jahres, jedem Miniſter fuͤr ſein Reſſort einen Verwal⸗ 
tungsplan der Provinz fuͤr das naͤchſte Jahr einreichen, worin ſie die wich⸗ 
tigſten Verwaltungsgegenſtaͤnde, welche in demſelben zur Ausführung kom⸗ 
men, zuſammenſtellen, ihre Vorſchläͤge darüber abgeben, und gleichzeitig mit 
demſelben auch die vorgeſchriebenen Kaſfen⸗Etats für das naͤchſte Jahr einreichen. 
Wir behalten Uns vor, die Oberpraͤſidenten jaͤhrlich fuͤr einige Zeit 
nach Berlin zu berufen, und es werden alsdann von bem Minifferien, mit 
ihrer Zuziehung, die gedachten Verwaltungs⸗ Plaͤne und Etats gepruͤft, feſt⸗ 
geſtellt, und mit den Oberpraſidenten die nothigen Verabredungen über ihre 
Ausführung genommen werden. Gegenſtaͤnde, die fich nicht im Voraus 
beſtimmen laſſen, oder bei denen es auf eine ſchleunigere Entſcheidung an⸗ 
kommt, muͤſſen natürlich: beſonders berichtet werden. „ „ 
Nach Ablauf jeden Jahres find die Oberpraͤſidenten verbunden, jedem 
Miniſter fuͤr ſein Reſſort, nach den einzelnen Abtheilungen deſſelben, ſpaͤte⸗ 
ſtens bis Ende Januar einen Hauptbericht über die Reſultate des vorjaͤh⸗ 
rigen Verwaltungsplans, die Ausfuͤhrung deſſelben, und den dermaligen 
Zuſtand der Provinzialverwaltung zu erſtatten. Auch werden ſie ihnen im 
Laufe des Jahres von den wichtigern Greigniffem beſondere Anzeige machen. : 
5-2 e ای‎ ties sansa e A. oc res 
Diurch bie Befugniſſe und Obliegenheiten der Oberpraͤſidenten in ihrer 
Eigenſchaft als Präſidenten der Provinzialkonſiſtorien und Medizinalkollegien 
wird wegen der geiſtlichen, Schul⸗ und Medizinal- Angelegenheiten dieje⸗ 
nige Einwirkung nicht verandert, welche ihnen als Oberpraͤſidenten durch 
die gegenwartige Inſtruktion gegen die Regierungen uͤberhaupt beigelegt iſt. 


ER K^ 12, 

Im Fall eines Krieges find, ſobald der Feind die Grenzen der Pro⸗ 

ving, betritt und bis dahin, daß Wir Selbſt das Nähere befehlen, die 
Oberpraͤſidenten befugt und verpflichtet, in Beziehung auf die geſammte 
Civilverwaltung, alles auf ihre Verantwortlichkeit zu verfügen, was die 
Lage der 1181116118+ zu Sicherſtellung und Beförderung Unſeres Allerhoͤchſten 
2 : Intereſſe 


x 


Intereſſe und zum Beſten Unſerer getreuen Unterthanen erheiſcht; und ihren 

Anordnungen muß von ſaͤmmtlichen Civilbehoͤrden unbedingte Folge geleiſtet 

werden. Doch werden die Oberpraͤſidenten dabei im gehörigen Einverſtänd⸗ 

. mif mit dem kommandirenden General verfahren, und die Miniſterien fort⸗ 

waͤhrend, wenigſtens in einer allgemeinen Kenntniß der von ihnen getroffe⸗ 

nen Maaßregeln erhalten. : pras 
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Die Oberprafidenten werden von den Spezialpraͤſidien entbunden. 

Es find ihnen für die Oberpraͤſidial⸗Geſchaͤfte ein Rath und das noͤthige 

Subalternen⸗Perſonal zu überweiſen, und aus dem Perſonal der Regierungen 

zu nehmen, In der Folge iff Unſere Abſicht, die Zahl der 00071 

zu vermindern, und es werden überhaupt bei den Miniſtexien und Regierun⸗ 

gen Erſparungen eintreten konnen, wogegen die Regierungen, denen jetzt Ober⸗ 

praͤſidenten vorſtehen, eigene Praͤſidenten erhalten muͤſſen, die vorerſt, der 

Pegel nach, aus den Direktoren genommen werden und zugleich eine Abthei⸗ 

lung leiten ۰ ; i gu did 

3 In Krankheits⸗ oder anderweiten Behinderungsfaͤllen, find die Ober⸗ 

prafidenten befugt, einem Regierungspraͤſidenten der Provinz einſtweilen bis 

auf hoͤhere Genehmigung, die ſogleich von ihnen einzuholen iſt, die Verwal⸗ 

tung ihres Amts mit Zuziehung des Oberpraͤſidialraths zu uͤbertragen, ſo daß 

alsdann dieſer Praͤſident gemeinſchaftlich mit dem Oberpraͤſidialrath die vor⸗ 

fallenden Gefchäfte nach Anleitung der gegenwärtigen Inſtruktion beſorgt, 
und mit ihm die Verfuͤgungen im Auftrage des Oberpraͤſidenten vollzieht. 


à GE wj con موی‎ BE ۱ 

Die Dberpräfidenten bedienen fich ber Form und Schreibart in ihren 
Verfuͤgungen an die Regierungen, welche von den verſchiedenen Abtheilungen 
der Miniſterien gegen die Regierungen beobachtet wird, ſo wie letztere au die 
Oberpraͤſidenten im Berichtsſtyl zu ſchreiben haben. ZS s 

Indem Wir bie gegenwärtige Inſtruktion vollziehen, hoffen Wir, bag 
die Oberprafidenten den ihnen angewieſenen wichtigen Beruf mit Treue, 
Sorgfalt und Umſicht erfuͤllen, und das Vertrauen vollſtaͤndig rechtfertigen 
werden, welches Wir ihnen dadurch zu erkennen gegeben haben. 

Gegeben Berlin, den 23ſten Oktober 1817. 


Friedrich Wilhelm. 
€ Fuͤrſt v. Hardenberg. 


(No. 438.) 
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(No. 438.) Dienſt⸗Inſtruktion fuͤr die Provinzialkonſiſtorien. Vom im Oktober ۰ 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 7 bon Ce. rau 2. 5 
Preußen ꝛc. 2, „ £ 


haben beſchloſſen, die von Uns in bem Geſetz vom 3,8 April 1815. an⸗ 
وو‎ E Provinzial⸗ وس‎ mit nachſtehender Inſtruktion zu ء۰٤‎ 


$. T 
Die Konſiſtorien fü nb vorzüglich dazu beſtimmt, in reingeiſtlicher und Allgemeiner 
wiſſenſchaftlicher Hinſicht die allgemeine Leitung des evangeliſchen Kirchenwe⸗ fea ber Ros 
ſens und der Schulangelegenheiten in der Provinz ام‎ fifor 
Zugleich haben ſie die Verwaltung derjenigen Gegenſtaͤnde des Kultus 
und öffentlichen Unterrichts in der Provinz, welche ihnen in der gegenwärtigen 
Inſtruktion ausdruͤcklich übertragen werden. 
In ſo weit dieſes nicht geſchehen, werden dieſe Angelegenheiten von 
den Regierungen nach Inhalt der, denſelben heute ertheilten Inſtruktion ver⸗ 
waltet. 
NER? 


ES Abſicht ber kirchlichen Angelegenheiten der evangeliſchen Konfeſſio⸗ „Nähere Bec 
nen ET das Konſiſtorium diejenigen Konſiſtorialrechte aus, welche ſich auf Häng 
den eigentlichen Religions = Unterricht beziehen, inſofern ihnen nicht nachſte⸗ I. Ingzirchen⸗ 
hend mehrere beigelegt ſind. EE 
Demnach hat daffelbe: A. An evan⸗ 

1) die Gorge für Einrichtung der Synoden der N Geiſtlichkeit; Kirch vue 
bie Aufſicht uͤber diejenigen, welche (con vorhanden fib; bie Pruͤfung 
und nach Befinden die Berichtigung oder Beſtaͤtigung der Synodalbe⸗ 
ſchluͤſſe, auch die Berichtserſtattung uͤber ſelbige, wo ſie erforderlich iſt; 

2) die Aufſicht uͤber den Gottesdienſt im Allgemeinen, insbeſondere in dog⸗ 
matiſcher und liturgiſcher سید بت‎ que: بسسیری سے‎ deſſelben in 
feiner Reinheit und Wuͤrde; 

3) die Prufung der Kandidaten, welche auf geiſtliche Aemter Anſpruch 
machen, pro facultate concionandi und die Pruͤfung pro Ministerio; 

A) die Beſtaͤtigung der von den Regierungen, vermoͤge des Königlichen 
Patronatrechts anzuſtellenden, oder bei derſelben von Privatpatronen 
preſentirten und von ihr genehmigten Geiſtlichen, im Fall dieſe von au⸗ 
ßerhalb Landes vocirt worden; 

5) den Vorſchlag wegen der in der Provinz anzuſtellenden Superintenden⸗ 
ten und ſonſtigen geiſtlichen Oberen, an das E Miniſterium, 

und deren Einfuͤhrung; 
Jahrgang 1817. g KE 6) bie 
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6) die Aufſicht über geiſtliche Seminarien und die Anſtellung ber Lehrer 
bei denſelben; : € 
79) bie Aufſicht über bie Amts⸗ und moraliſche Fuͤhrung ber Geiſtlichen; 
jedoch muͤſſen die Bifttationsberichte von den Superintendenten der vorge⸗ 
festen Kirchen- und Schulkommiſſion zunaͤchſt eingereicht werden, damit 
dieſe in alkgemeiner Kenntniß von der Amtsführung der Geiſtlichen ih⸗ 
res Bezirks bleibt, und in Anſehung ihres Geſchaͤftskreiſes ſogleich das 
Noͤthige auf die Viſitationsberichte veranlaſſen kann. Demnaͤchſt find 
aber dieſelben von der Kirchen- und Schulkommiſſion unverzuͤglich mit 
einer Anzeige deſſen, was fie darauf verfügt hat, dem Konſiſtorium zur 
weitern Berfügung einzureichen. Im Falle bemerkter Unordnungen ift 
das Konſiſtorium befugt, außerordentliche 2081 zu veranlaſſen; 
3) die Einleitung des Strafverfahrens gegen diejenigen Beamten des oͤffent⸗ 
lichen Gottesdienſtes, welche bei Führung ihres Amts gegen die liturgi⸗ 
ſchen und rein kirchlichen Anordnungen verſtoßen; : 
رو‎ bie Suspenſion der Geiftlichen vom Dienſt und den Antrag auf deren 
Remotion, ſofern ſolches nicht wegen eines gemeinen, nicht in der Ei⸗ 
genſchaft als Geiſtlicher veruͤbten Vergehens wegen nothwendig wird, 
in welchem letztern Falle die Suspenſion von Seiten der Kirchen⸗ und 
Schulkommiſſion, oder der betreffenden Gerichtsbehoͤrde verfuͤgt werden 
kann; ۱ 
10) die Ertheilung von Konzeſſionen und Dispenſationen, mit Ausſchluß 
derjenigen zu Haustaufen und Haustrauungen, vom dritten Aufgebote 
und von ben verfaſſungsmaͤßigen Erforberniſſen der Konfirmation, welche 
den Regierungen verbleiben, und mit Ausnahme der Dispenſation zum 
einmaligen Aufgebote, welche dem vorgeſetzten Miniſterium vorbehal⸗ 
Ken it; g 
31) die Anordnung kirchlicher Feſte, imgleichen der Buß⸗ und Bettage, 
nach den Anweiſungen Unſers Miniſteriums der geiſtlichen Angelegenhei⸗ 
ten und des oͤffentlichen Unterrichts, und die Beſtimmung der Texte fuͤr 
die bei ſolchen Gelegenheiten zu haltenden Predigten; 
12) die Cenſur der, das Kirchenweſen betreffenden Schriften; aller paͤda⸗ 
gogiſchen und Schul: Schriften und der religioͤſen Volksſchriften. 


| TE 
gie Die Angelegenheiten der landesherrlichen Rechte circa sacra der roͤ⸗ 
qute miſch⸗ katholiſchen Kirche, verwaltet, in ſofern ſie die interna derſelben be⸗ 
Im Allge- treffen, der Oberpraͤſident, unbeſchadet der geſetz⸗ und verfaſſungsmaͤßigen 

meinen, Amtsbefugniſſe der, biefer Kirche unmittelbar vorgeſetzten Biſchoͤfe. 

3 Das Konſiſtorium ift. in Anſehung ٣۶ Angelegenheiten blos eine be⸗ 
rathende Behörde, Es hängt von dem Oberpraͤſidenten ab, welche von den⸗ 
8 ۱ felben 
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ſelben er darin durch die katholiſchen athe zum Vortrag bringen laſſen will. 
Ihm gebührt indeſſen die Entſcheidunz; die Verfügungen werden in feinem 


Namen ausgefertiget, blos von ihm vollzogen, und die Berichte und Geſuche 
in dergleichen Angelegenheiten namentlich an ihn gerichtet. : 


T 8. up 
Unter den, bem Oberpraͤſidenten beigelegten innern Angelegenheiten ber 
roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche werden verſtanden: , 
1) die Grórterungen über die Zulaͤſſigkeit paͤbſtlicher Bullen und Breven, 
oder von andern auswärtigen geiſtlichen Obern herruͤhrenden Verordnun⸗ 


gen, wegen deren Genehmigung ſtets an das vorgeſetzte Miniſterjum zu 


berichten und von dieſem mit Unſerm Staatskanzler zu kommuniziren iſt; 


2) die Beſorgung der Geſuche an den Pabſt, oder an auswärtige geiſtliche 


Oberen, um kanoniſche Beſtaͤtigung der Unſerer Seits ertheilten 8٤ 
Wuͤrden, fo wie um Dispenſation von Eheverboten nach den Grundſaͤtzen 
des kanoniſchen Rechts. ; E 
Es verſteht fid, daß dieſes auf dem vorſchriftsmaͤßigen Wege ge⸗ 
ſchehen, und ſofern die Sache zweifelhaft oder bedenklich iſt, an das 
vorgeſetzte Miniſterium zur Mittheilung an den Staatskanzler berichtet 
werden muß; . 
3) die Erörterung und Erledigung der Streitigkeiten mit andern Religions⸗ 
partheien uͤber Gegenſtaͤnde des öffentlichen Kultus. s 
Auch hier muß nicht allein in zweifelhaften, ſondern auch in wichtigen 
und folgereichen Fallen an das vorgeſetzte Miniſterium berichtet werden; 
4) die Eroͤrterungen über Reviſion und Berichtigung der Kirchengeſetze, 
welche ohne Genehmigung der angeordneten Miniſterialbehoͤrde nicht bes 
kannt gemacht werden duͤrfen; 
5) Beaufſichtung der Pruͤfungen, welchen die Kandidaten des geiſtlichen 
Standes Seitens der geiſtlichen Behoͤrden unterworfen werden; 
6) alle im $. 2. berührte Religionsangelegenheiten, in fo weit fie ihrer 
Natur nach unter dem jure circa sacra der katholiſchen Kirche mit be⸗ 
griffen werden koͤnnen. 


$. 5. 

Alle übrige Religionspartheien find gleichfalls, in Anſehung des eigents 
lichen Kultus, derjenigen Aufſicht des Konſiſtoriums unterworfen, welche der 
Staatszweck erfordert, und die Gewiſſensfreiheit geſtattet. 

$. 6 


Saͤmmtliche Glementare und Buͤrger ſchulen, fo wie die Privaterziehungs⸗ 
und Unterrichtsanſtalten bleiben der Aufſicht und Verwaltung der Regierungen 
und der mit ihnen verbundenen Kirchen- und Schulkommiſſionen unterworfen. 
In Ruͤckſicht derſelben ſteht den Konſiſtorien 5 nur die obere Leitung in wiſſen⸗ 


D 
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ſchaftlicher Hinſicht und in Beziehung auf die innere Verfaſſung, imgleichen 


3 LFI.” 252? 27 die Sorge fiir die Ausbildung ber Elementar⸗Schullehrer zu, nad) näherer 
سم‎ ate, Beſtimmung des folgenden H., fo weit er hierauf Anwendung findet. 
Alle gelebrte Schulen der Provinz, worunter hier diejenigen verſtanden 
werden, welche zur Univerſitaͤt entlaſſen, ſtehen hingegen unter unmittelbarer 
Aufſicht und Verwaltung des Konſiſtoriums. ier 
; Die Univerfitäten und Akademien verbleiben unmittelbar von dem Mi⸗ 
niſterium der geiſtlichen Angelegenheiten und des öffentlichen Unterrichts ab⸗ 
baͤngig مھ‎ 
ود‎ E osse GE 5 
ne Hiernach erſtrekt fich bie Wirkſamkeit der Konſiſtorien in Abſicht des Un⸗ 


terrichts⸗ und Erziehungs⸗Weſens auf folgende Gegenſtaͤnde: 
1) alle ſich auf den paͤdagogiſchen Zweck der Unterrichtsanſtalten im Allge⸗ 
meinen beziehende Angelegenheiten; C 
2) die Prüfung der Grundplane oder Statuten ber Schulen und Erziehungs⸗ 
anſtalten, in ſofern ſie deren innere Einrichtung betreffen; 
3) die Pruͤfung neuer, die Reviſton und Berichtigung ſchon vorhandener 
ſpezieller Schulordnungen und Reglements; imgleichen der Disziplinarge⸗ 
ſetze, nicht minder die Abgabe zweckmaͤßiger Vorſchlaͤge, Behufs Abſtel⸗ 
lung der bei dem Erziehungs⸗ und Unterrichts⸗Weſen eingeſchlichenen 
Mißbraͤuche und anzutreffenden Maͤngel; a 
4) Prüfung der im Gebrauch befindlichen Schulbücher; Beſtimmung Ders 
jenigen, welche abzuſchaffen oder neu einzuführen, und Regulirung der 
Anwendung nach vorheriger Genehmigung des vorgeſetzten Minifterii; 
5) Abfaſſung neuer für nótbig erachteter Schulbücher, welche jedoch nicht 
ohne Genehmigung des vorgeſetzten Minifterii zum Gebrauch fuͤr inlaͤn⸗ 
diſche Schulen gedruckt werden durfen; 8 
6) Abfaſſung und Revifion ber Plaͤne zur Gruͤndung und innern Einrich⸗ 
tung von Schullehrer Seminarien, fo wie der Anſtalten zum Behuf 
weiterer Ausbildung ſchon angeſtellter Lehrer; ferner die Aufſicht und 
Leitung der gedachten Seminarien; die Anſtellung und Disziplin der 
Lehrer bei denſelben. 
Es fibt dem Konſiſtorium frei, die Seminarien außerordentlich re⸗ 
vidiren zu laſſen; و‎ B 
7) die Prüfung pro facultate docendi bei den gelehrten Schulen, der 
ſich alle Kandidaten, welche unterrichten wollen, nach der Verordnung 
vom Taten Juli 1810 unterziehen mëtten ` imgleichen die Prüfung der 
Lehrer bei denſelben pro loco und Pro ascensione; HEISE 
8) Anordnung von Abiturienten Prifungsfommiffarien und Beurtheilung 
der Verhandlungen der Abiturienten: Prüfungen bei den gelehrten Schu⸗ 
; len 


ſtimmungen. 
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len nach der daruͤber erlaſſenen Verordnung, und Vorſchlaͤge zur Bers 


vollkommnung dieſer Maaßregel; gi i 
9) bie Aufſicht, Leitung und Reviſion der gelehrten Schulen, welche zur 
Univerſitaͤt entlaſſen; i ۱ کی‎ e 

10) die 9fuffellung, Beförderung, Disziplin, Suspenſion und Entlaſſung 

der Lehrer bei den gedachten gelehrten Schulen. | dn 

In Ruͤckſicht ber Rektoren und oberen Lehrer bei denſelben, imgleichen 
wegen der Direktoren bei den Schullehrer⸗Seminarien müffen fie jedoch die 
Genehmigung des vorgeſetzten Miniſterii einholen, und was die Entlaſſung 
betrifft, fid in Ruͤckſicht ſaͤmmtlicher Lehrer nach den diesfaͤlligen Vorſchriften 
der Regierungsinſtruktion wegen der Regierungsbeamten richten. : 
Damit aber die Konſiſtorien ſowohl als die Regierungen in Hinſicht ihrer 

Leitung und Einwirkung auf das Unterrichts⸗ und Erziehungsweſen eine ۶ 
meſſene Richtfchnur erhalten, und die allgemeine Jugendbildung der Nation eine 
feſte gemeinſchaftliche Grundlage, mit noͤthiger Beruͤckſichtigung der Eigen⸗ 
thuͤmlichkeiten aller einzelnen Beſtandtheile des Staats, bekomme, ſoll eine all⸗ 

gemeine Schulordnung, welche die bei jener Leitung und Aufſicht, ſowohl in 

Abſicht der inneren als aͤußeren Verhaͤltniſſe des Schul⸗ und Erziehungsweſens, 

zu befolgenden Grundſätze und Vorſchriſten umfaßt, entworfen und auf den 
Grund derſelben demnachft beſondere Schulordnungen für die einzelnen Provin⸗ 

zen erlaſſen werden; wozu Wir bereits die noͤthigen Befehle ertheilt haben. 

: $. 8. | 
Die Beſtimmungen der vorſtehenden beiden $$. finden auch auf das ró- Beſondere 
miſch⸗katholiſche Erziehungs⸗ und Unterrichtsweſen Anwendung; jedoch bleibt Ken a 
den katholiſchen Biſchoͤfen, ihr Einfluß, fo weit er. verfaffungs = und gefetz⸗ ber rm = 
mäßig ift, auf den Religionsunterricht in ben öffentlichen Schulen, und auf die تایه پک‎ 
Anſtellung der beſonderen Religionslehrer, wo dergleichen vorhanden find, ۶ 

behalten. Es foll zu dieſem Ende Seitens der Oberpräſidenten mit ben Biſchöͤ⸗ 

fen bie Ruͤckſprache genommen werden, daß letztere zu Abkürzung des Geſchaͤfts⸗ 

ganges bei den Prüfungen der Lehrer, die mit für den katholiſchen Religions- 
unterricht beſtimmt find, Kommiſſarien für dieſen Zweig der Prüfung den von 

Seiten der Konſiſtorien zu beſtellenden Examinatoren zuordnen, ſo daß keine 
zweifache Pruͤfung, eine bei dem Konſiſtorium, und eine bei dem biſchoͤflichen 
Graminator, fondern nur eine einfache von den Bevollmaͤchtigten des Konſiſto⸗ 
riums und Biſchsfes zuſammen ſtatt findet. 

In ſofern ſich die Nothwendigkeit darſtellen mögte, Aber das gegenſeitige 

Verhaͤltniß der Konfiftorien und Biſchöfe in der angegebenen Beziehung noch 
nähere Beſtimmungen zu treffen, werden ſolche vorbehalten. ’ 

| 8 9 


eit 3 4 3 ET 9. "m I ru 
ne Die Verwaltung ber äußern Angelegenheiten der Kirchen und Schulen 
al der ge. aller Konfeſſionen, insbefondere die Aufſicht auf die Verwaltung des Kirchen⸗ 


chen und und Schulvermoͤgens, gehört den Regierungen, mit Ausnahme der im §. 2. 
Schulen. unter Nr. 6., und im H. 7. unter Nr. 6. und 9. gedachten Schul⸗ und Untere 
richtsanſtalten, imgleichen ſolcher Kirchen⸗ und Schulfonds, deren Beſtimmung 

ſich nicht auf den einzelnen Regierungsbezirk, ſondern auf mehrere der Provinz 

erſtreckt. In Anſehung dieſer Anſtalten und Fonds (lebt auch die Verwal⸗ 

tung der aͤußeren Angelegenheiten und des Vermoͤgens dem Konſiſtorium zu. 

Doch ſoll die eigentliche Kaſſen⸗ und Rechnungsverwaltung von dieſen 

Anſtalten und Fonds, ſofern ſelbige überhaupt bei einer Staatsbehoͤrde gefuͤhrt 

wird, ſo wie die Oekonomie der denſelben angehoͤrigen Grundſtuͤcke, bei bere 

jenigen Regierung, in deren Bezirk die Anſtalten, Fonds oder Grundſtuͤcke bes 

legen ſind, nach Maaßgabe der beſtaͤtigten Etats und Nutzungsplaͤne geführt 

werden. Die Etats werden bei der Regierung entworfen, von welcher auch die 

noͤthigen Plane und Vorſchlaͤge über die Benutzung der Grundſtuͤcke ausgehen, 

und dem Konſiſtorium zur Pruͤfung eingereicht, welches entweder die Beſtaͤti⸗ 

gung ertheilt, oder wenn es noͤthig iſt, ſelbige bei dem vorgeſetzten Miniſterio 
nachſucht. In ſoweit der Etat die Summe ſowohl, als den Empfaͤnger be⸗ 


ſtimmt ausdruͤckt, kann die Regierung nach Maaßgabe deſſelben, die Zahlung 


zur gehoͤrigen Zeit ohne weitere Anfrage leiſten laſſen; im entgegengeſetzten Fall 
iſt dazu die Genehmigung des Konſiſtoriums erforderlich. ; 
Die Oberpraͤſidenten werden in dieſer Hinſicht indeſſen die Regierungen in 
dem Geiſte der ihnen ertheilten Inſtruktion mit den noͤthigen allgemeinen Anwei⸗ 
fungen verſehen, damit auf der einen Seite nicht wegen unbedeutender, oder an 
ſich unbedenklicher Zahlungen berichtet werden darf, auf der andern Seite aber 
auch das Konſiſtorium in fortwährender Ueberſicht von dem Zuſtande, der zu 
feiner Aufficht und Verwaltung gehörigen Fonds verbleibt, und ſelbige nicht 
durch die Zahlungen der Regierungen für die von dem Konſiſtorium beabſichteten 
Dispoſitionen geſchwaͤcht werden. 
Wegen Abnahme und Decharge der Rechnungen von dergleichen Fonds 
wird es eben fo gehalten, als wegen der Etats vorſtehend vorgeſchrieben worden. 


2 18 

0 Es verftebt fich von ſelbſt, daß die Konſiſtorien bei Ausuͤbung ihres Amts 
genheiten des fid) überall nach den beſtehenden Geſetzen und Vorſchriften zu richten haben. 

dem Außer denjenigen Fallen, wo fie nach den vorſtehenden Beſtimmungen an‏ ی 


AUN das vorgeſetzte Miniſtezium berichten muͤſſen, dient ihnen daruͤber theils die 
0 Analogie der Regierungsinſtruktion, theils der allgemeine Grundſatz, daß ſie 
nur innerhalb ſchon gegebener Vorſchriften und Beſtimmungen handeln duͤrfen, 

zur Norm, dergeſtalt, daß ſie in allen Faͤllen, wo es auf Feſtſtellung von 

all⸗ 
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allgemeinen Grundſaͤtzen, auf neue Anordnungen und Einrichtungen, ober Veraͤn⸗ 
derungen und Abweichungen von bereits beſtehenden, ankommt, und außerdem 
in allen Faͤllen, wo es nach der Analogie der Regierungsinſtruktion noͤthig ſeyn 
würde, die Genehmigung des ihnen vorgeſetzten Miniſteriums einholen muͤſſen. 

In allen Fällen aber, wo es blos auf Anwendung und Ausführung ſchon 
beſtehender Vorſchriften und Grundſaͤtze ankommt, koͤnnen ſie ohne weitere An⸗ 
frage verfuͤgen. 

Die Erfahrung wird es ergeben, ob und in wie weit es angaͤnglich ſey, 
die Grenzlinie in obiger Beziehung annoch naͤher zu beſtimmen; imgleichen ob 
und in wie weit das uͤber die geiſtlichen und Schulangelegenheiten zwiſchen 
den Konſiſtorien und Regienungen feſtgeſetzte Reſſort⸗Verhaͤltniß einiger Modi⸗ 
fifationen und näheren Beſtimmungen beduͤrfe, und Wir behalten Uns vor, 
alsdann das Noͤthige daruͤber zu entſcheiden. 


i $. IE 
In foweit bem Konſiſtorium nach der gegenwärtigen Inſtruktion eine Verbaltnitz 
Einwirkung auf die den Regierungen uͤbertragene Verwaltung der geiſtlichen rand uten 
und Schulangelegenheiten zuſteht, kann daſſelbe auch an die Kirchen- und و‎ 2 
Schulfommiffion der Regierungen in der Provinz verfügen; und biefe ift gehal⸗ lichen und 
ten, die Verfügungen deffelben zur Ausführung bringen zu laffen. An die Mex OR 297. 
gierung ſelbſt ſchreibt das Konſiſtorium nur in dem Erfuchungsſtyl, fo wie darin Provinz, 
von jenem an dieſes geſchrieben wird. Led 
Diejenigen Angelegenheiten des Konſiſtoriums, welche auf das ben Mee 
gierungen und ihren Kirchen- und Schulkommiſſionen beigelegte Reſſort von 
Einfluß, oder ihnen ſonſt zu wiſſen noͤthig ſind, hat das Konſiſtorium durch 
die betreffende Regierung zur Ausführung bringen zu laſſen. In allen uͤbri⸗ 
gen Fallen macht daſſelbe aber die noͤthigen Aufträge den bei gedachten Rom: 
miſſionen angeſtellten geiſtlichen und Schulraͤthen oder den Superintendenten, 
welches uͤberhaupt die Organe find, deren fid) das Konſiſtorium in Hinſicht 
ſeines Reſſorts, der Regel nach, bedient, ſofern es dabei auf eine naͤhere 
perſönliche Einwirkung auf die Geiſtlichen ankommt. 
Da die Berichte, welche die Regierungen an die Miniſterien erſtatten, 
ohnehin durch die Oberprafidenten gehen, fo wird es dieſen uͤberlaſſen, wenn 
ſelbige Gegenſtaͤnde betreffen, die in das Reſſort des Konſiſtoriums mit ein⸗ 
greifen, die Berichte bei dem Konſiſtorium, ſofern ſie an daſſelbe nicht ſchon 
direkte geſchickt find, zur Kenntnißnahme, und noͤthigenfalls zur Beachtung 
vorzulegen, welches indeſſen jedesmal ganz beſonders zu beſchleunigen iſt, da⸗ 
mit die Sache dadurch nicht zu lange aufgehalten wird. Der Oberpraͤſident 
forgt ferner dafur, daß das Konſiſtorium von den auf die gedachten Berichte 


eingehenden Verfuͤgungen des Miniſteriums Kenntniß erhalte, und daſſelbe 
uͤber⸗ 


— Nu. ےہ‎ = 


überhaupt in san dere Zuſammenhange Ze سروک و‎ und مسبت‎ 
fen verbleibe. a : : 
g. 12. 1 
ایی‎ Bei der durch Unfere Kabinetsordre vom Toten Dezember 8. j. anftaft 
ی رب‎ der ehemaligen wiſſenſchaftlichen Deputationen, angeordneten wiſſenſchaftlichen 
SOT Prufungskommiſſionen in Berlin, Breslau, Königsberg, Halle, Münſter 
fungekom⸗ und am Sitze der zu ſtiftenden Rheiniſchen Univerſitaͤt, welche beſtimmt ſind, 
0 einige der, ben Konſiſtorien im Spho 7. gegenwartiger Inſtruktion beigelegten, 
inſonderheit bie daſelbſt unter Nr. 2. 3. 4. 7. und 8. erwaͤhnten Geſchaͤfte, jedoch 
die erſtern drei nur in wiefern ſie auf das gelehrte Schulweſen Bezug haben, Na⸗ 
mens und in Auftrag derſelben zu verrichten, hat es ſein Verbleiben. Die Peds 
fungskommiſſion in Berlin fol ben Konſiſtorien in Berlin und Stettin, die in 
Breslau den Konſiſtorien in Breslau und Poſen, die in Koͤnigsberg den .fton- 
ſiſtorien in Koͤnigsberg und Danzig, die in Halle dem Konſiſtorium in Mag⸗ 
beburg, die in Muͤnſter dem Konſiſtorium daſelbſt, die am Sitze der Rheini⸗ 
ſchen Univerfität den Konſiſtorien in Coͤlln und Coblenz zu den bezeichneten 
Geſchaͤften dienen. Jede von ihnen ſoll jedoch in ein ſolches Verhaͤllniß zu 
den Konſiſtorien, mit denen ſie verbunden iſt, geſetzt werden, wie es das 
Anſehen und die Wirkſamkeit der letzteren erfordert „ unb, fofern fie zu zweien 
gehoͤrt, immer unter der naͤhern Aufſicht des Konſiſtoriums , an deffen Sitze 
fie befindlich ift, ſtehen. 

Nach dieſen Beſtimmungen (oll eine nähere Inſtruktion für dieſe wiſſen⸗ 
ſchaftlichen 8 durch das vorgeordnete Miniſterium entwor⸗ 
fen werden. 

$. 13. 
nere Bets i Die innere Berfaffung des Konſiſtoriums iſt kollegialiſch, und alle Ge⸗ 
E سا‎ genſtaͤnde beffelben werden, fo fern darin nicht nach $. 3. und 4. bem Ober: 
Wee práfibenten die alleinige Entſcheidung beigelegt ift, nach Mehrheit ber Stim⸗ 
: men entſchieden, bei deren Gleichheit indeſſen die des Vorſt tgenben den Aus⸗ 
ſchlag giebt. 

Die bei den Kirchen- und Schulkommiſſionen angeftellten و‎ 
und Schulraͤthe, find 8 Mitglieder des Kenſiſtoriums, und haben bei 
ihrer Anweſenheit Sitz und Stimme ۱۱ ۰ 

Sie werden von dem Oberpraͤſidenten alle Jahre wenigſtens einmal 
in das Konſiſtorium berufen, um uͤber die Lage und beſonderen Verhaͤltniſſe 
der Kirchen- und Schulangelegenheiten des +6 ee pu 

| geben unb Vortrag ju Geier : 
um Ig 


epar " Mir finden e 890 auch bei denjenigen Regierungen, an qf 
an 


kommiſſion Sitz fid) das Konſiſtorium befindet, eine Kirchen⸗ und Schulkommiſſion einzu⸗ 
richten, 


eee 


m 
richten, damit in dieser infit die Serfaung aberall gleich ſeh. Es follen مه‎ 


inbeffen zu den geiſtlichen und Schulraͤthen bei dieſen Kommiffionen Mitglieder des NIE) 
des Konſiſtoriums genommen werben, und Wir überlaſſen es den Oberpräſt⸗ ۳ 
denten, ſelbige zu waͤhlen und zu ernennen. Ss ; 

: queo dont "EE Mi St. 
So viel endlich das 6 des Oberpraͤſidenten, als Praͤſidenten e weng 
des Nonſiſtoriums, zu ben Mitgliedern deſſelben, das Verhältniß der letzteren E 
unter fi) und zu den Subalternen, die Dienſtdiseiplin und Verantwortlich⸗ 9۰ 
keit der bei dem Konſiſtorium angeftellten Mitglieder und Beamten und den 
Geſchaͤftsgang anbetrifft, ſo findet daruͤber analogiſch alles dasjenige Anwen⸗ 
dung, was in dieſer Hinſicht in ber Regierungsinſtruktion vorgeſchrieben iſt. 

Wir machen es Unferm Staats⸗Miniſterium, den Ober⸗Praͤſidenten Schluß. 
und Konſiſtorien, fo wie allen ubrigen Behörden „welche dadurch betroffen 
werden, zur Pflicht, ſich nach vorſtehender Inſtruktion gebuͤhrend zu achten, 

und haben zu den Konſiſtorien das Vertrauen, daß ſte mit regem Eifer und 

treuer Liebe die Pflicht ihres wichtigen Berufs zu erfuͤllen ſich beſtreben werden. 
Gegeben Berlin, den 23ſten Oktober 1817. 


(L. s9 Friedrich Wilhelm. 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


Ea le rene At 365-5 E each‏ 08191 وید 
ertheilen, in Folge Unſerer Verordnung vom 3offen April TITS. wegen ge, ` —‏ 
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ten und Regierungen vom heutigen Tage, nachſtehende Dienſtanweiſung. 


Jahrgang 1617. gt So 


So lange nicht Sanitaͤtskommiſſtonen bei den einzelnen Regierungen 
K richtet worden ſind, vertreten fe auch deren Stelle bei ſaͤmmtlichen Regie⸗ 
rungen der Provinz. FE dn | ha ii we 


e AME Ihre Obliegenheiten unb Befugniſſe find demnach hauptſaͤchlich folgende: 


genbelten. 1) die Angabe und Begutachtung allgemeiner Maaßregeln zur Befördes 
8 : rung der Kultur der mediziniſchen Wiſſenſchaften und Kunſt, zur Aus⸗ 
bildung der Medizinalperſonen und Beamten, und zur Einrichtung feh⸗ 
lender oder Vervollkommnung der in der Provinz bereits vorhandenen 
Öffentlichen, Medizinal⸗Anſalten, beſonders wenn fie. zugleich Lehr⸗ und 
Bildungsanſtalten fuͤr Medizinalperſonen finds EBE SG 
D die Entwerfung oder Beurtheilung allgemeiner Plane zur Vervollkomm⸗ 
nung des Medizinal⸗Polizeiweſens der Proving, und insbeſondere die 
Reviſion der Medizinalordnungen, Reglements, Taxen 1c. 1. auch die 
۱ Abgabe gutachtlicher Vorſchlaͤge zu deren Berichtigungz. | 
3) die Prüfung, der Medizinalperſonen, in ſo weit ſolche uberhaupt ben 
Provinzialbehörben übertragen ift, mit Ausſchluß der Prufung ber Heb⸗ 
ammen, als welche bei den Regierungen, oder im Auftrage derfelben, von 
den Hebammenlehrern beſorgt wird; 7, 8 
4) bie Beurtheilung gerichtlich mediziniſcher Fälle; bie Abfaſſung und ۶ 
ſpektive Prüfung mediziniſch⸗chirurgiſcher Gutachten, Atteftate und Obduk⸗ 
tions⸗Verhandlungen; i 
5) die Angabe und Sprüfumg allgemeiner Heilungs⸗„ Verhaltungs⸗ und 
Sicherungs⸗Maaßregeln bei ausbrechenden Seuchen unter Menſchen und 
Thieren; 
6) die Unterſuchung techniſcher Gegenſtaͤnde, welche für das Medizinal⸗ 
weſen wichtig ſind; z. B die Analyſe der Mineralwaſſer 2.3 
7) die Zuſammenſtellung von Generalwerken und die Abfaſſung uͤberſichtlicher 
periodiſcher Berichte, welche ſich auf das Medizinal⸗ und Sanitaͤtsweſen 
beziehen, nach den von den Regierungen mitzutheilenden Materialien, 


e K. 3s NUT 
bung un Die Medizinalkollegien ſollen mindeſtens aus fünf Mitgliedern (Raͤthen 
innere Bere und Beiſitzern) beſtehen, unter denen ſich jederzeit ein wiſſenſchaftlich gebilde⸗ 
et. ter Wundarzt und Pharmazeut, und wo: ſolches zu erreichen moglich, auch 
legen. ein Mitglied,, welches wiſſenſchaftlich und praktiſch in der Entbindungskunſt 


eee West‏ لے 


erfahren; iſt, fo, wie ein Thierarzt, befinden muß age 

Die darin angeſtellten Aerzte haben in allen Angelegenheiten eine volle 

Stimme, die uͤbrigen Mitglieder ſelbige aher nur bei denjenigen Gegenſtaͤn⸗ 

den, welche ihre beſondere Kunſt oder Wiſſenſchaft betreffen, und unter die⸗ 
fen Einſchränkung iſt ſonſt die Verfaſſung Follegialif. . 
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Der jedesmalige Oberpräftbent der Provinz ik zugleich Prafibent des get ëtt 


des Oberpraͤ⸗ 

fidenten und 

Geſchaͤfts⸗ 
ang. 


922051 
ہے‎ a 
den Regie⸗ 
ME und 
Gerichten. 


itt die dem vorgeſetzten Miniſterio ſelbſt gbpeichende 


Medizinalkollegiums und leitet deſſen Gefchäftsführung, die fo viel möglich. 
nach ber Analogie ber Regierungs⸗Inſtruktion einzurichten ift, welche eben: 


falls in Anſehung der Disciplinar⸗Vorſchriften und der diesfälligen Verhaͤlt⸗ ® 


niſſe des Praͤſidenten zu den Mitgliedern, ſo wie dieſer unter ſich und zu den 
Subalternen, Anwendung findet, ſo weit es die Verſchiedenheit der Geſchaͤfts⸗ 


verhaͤltniſſe geſtattet. Die Ausfertigungen werden durch die Unterbeamten 


des Oberpraͤſtdenten und einſtweilen durch die der Regierung, an deren Sitz ſich 
das Medizinalkollegium befindet, beſorgt. 


Sf der Oberpraͤſident abweſend, oder wird er ſonſt an ber eigenen 
Leitung ber Geſchafte behindert; fo wird er durch den, bei der Regierung 
des Orts, wo fid) das Medizinalkollegium befindet, angeſtellten Regierungs⸗ 
Medizinalrath vertreten, indem dieſer zugleich der erſte Rath des Medizinal⸗ 
Kollegiums iſt. i P 


$. 5. 
Da die Medizinalfollegien mit der Verwaltung der Medizinalpolizei 
ſelbſt nichts zu thun haben, vielmehr dieſe den Regierungen ungetheilt ver⸗ 
bleibt, ſo ſtehen ſie mit den letzteren alſo auch in keinem eigentlichen Dienſt⸗ 
verhaͤltniß. Inzwiſchen ſind die Regierungen verpflichtet, über die H. 2. ges 
dachten Gegenſtaͤnde, ſobald ſelbige vorkommen, das Medizinalkollegium der 
Provinz um ſein Gutachten zu erſuchen, und letzteres, ſelbiges zu ertheilen, 
auch ein Gleiches zu thun, wenn ſie darum in dem §. 2. Nr. 4. gedachten 
Fall von den Gerichten erſucht werden. Nicht minder haben die Regierun⸗ 
gen dem Medizinalkollegium diejenigen Nachrichten und Materialien mit zu⸗ 
theilen, um welche fie das Medizinalkollegium zu Ausführung der ihm anges 
wieſenen Beſtimmung erſucht, und inſonderheit iſt dieſes die Pflicht des bei 
den Regierungen angeſtellten Medizinalraths, mit welchem auch das Medizi⸗ 
nalkollegium in Hinſicht ſeines Wirkungskreiſes in direkte Korreſpondenz 


6 


treten kann. 


6 t ne — — eingeholter Genehmigung des 20 اسب‎ bie 
noͤthige Einrichtung zu treffen. JH ss 
Nach Vorſtehendem ond D d die. Brent, md, übrigen 


Behörden, bie es angeht, gebührend zu achten. 


تی Roly Den 23ften. Oktober 1817. & ` d‏ سا 
Friedrich ECH 3‏ 2 .8 وان Suede‏ 
هو pi nd ud e C. Furſt v.‏ 


A erent E E EE? 
es 7 


germ 


۱ وج‎ v. 87 سی ےک‎ 25 a 440.) Inſtruktion zur ae der äh e 88 wg, aae 


ſchen Staaten. Vom a 7ھ(‎ 1817. 


Wee grin Wilhelm, ven Gottes Gnaden, o bon 
. er ee 


haben durch das Geſetz vom Zoſten April 1815. wegen verbeſſerter Einrich⸗ 
tung der Provinzialbehoͤrden nicht nur in der innern Einrichtung der Regie⸗ 
rungen, ſondern auch durch die darin verordnete Anſtellung von Ober⸗ Praͤſi⸗ 
denten und Errichtung von Provinzial⸗ Konſiſtorien und Medizinal⸗Kollegien 
in. der Stellung und in dem Wirkungskreiſe der Regierungen, Io. weſentliche 


: Abanderungen. getroffen, daß Wir es noͤthig gefunden haben, die bis isherige 


Dienſtinſtruktion vom 26ften. Dezember 1808. einer genauen Durchſicht und 
Umarbeitung unterwerfen zu laſſen, und ertheilen demnach, nach Vollendung 
derſelben, den Regierungen, mit Hinweiſung auf die heute von Uns vollzo⸗ 
genen Dienſtinſtruktionen fuͤr die Ober- Praͤſidenten, Konſiſtorien und Medigie 


nal: Kollegien für bie Zukunft folgende un zum Dienſt. 
Ben den der و‎ e u 
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Allgemeine 


Es: 


| 
E. 
| 
| 


Beßimmung. 


Neſſort der 
erſten Abthei⸗ 
lung der Re⸗ 
gierung. 


genheiten und des öffentl — Unterrichts, des Krieges, der Polizei, der die 
nangen und. 8 Handels abhaͤngen, in ſoweit dieſe موز‎ St 
aà) überhaupt einer Territorialbehoͤrde verwaltet werden koͤnnen, und 
b) fuͤr ſelbige nicht beſondere Verwaltungsbehoͤrden angeordnet, oder fie 
andern Behoͤrden ہس‎ übertragen (ind. 


8 
Von dieſen Gegenſtaͤnden gehören vor bie er ffe Abtheilung ber Re⸗ 
gierung: 

1) die innern Angelegenheiten der Landeshoheit, als: Berfaſſungs⸗, ſtaͤn⸗ 
diſche⸗, Landesgrenz⸗, Huldigungs⸗, Abfahrts- und Abſchoß⸗ Sachen; 
02000 von Paͤſſen zu Reifen außerhalb Landes; Auslieferung ۶ 

. der Unterthanen; ferner die Cenſurſachen; bie Publifation der ۶۴ 

und Verordnungen durch das Amtsblatt; ۱ 

.2) die geſammte Sicherheits und Ordnungspolizei, mithin Erhaltung der 

oͤffentlichen Dube, Sicherheit und Ordnung; Vorbeugung und Stillung 

von Auflaufen, Ausmittelung und Ergreifung von Verbrechern, General⸗ 

BViſitationen; Gefaͤngniſſe; Straf⸗ und Korrektions⸗Anſtalten; Vorbeu⸗ 

gung von Feuersbruͤnſten und polizeiwidrigen Bauten; Wiederherſtellung 
der abgebrannten Gebäude; Landarmen⸗ Anſtalten, Hespitaͤler und Ar⸗ 
menweſenz und was ſonſt mit biejen Gegenſt tänden zu ammenhängt; 

Se Medizinal⸗ und Geſundheits⸗ Angelegenheiten in polizeilicher Rüͤckſicht, 

Z. B. Verkehr mit Medikamenten; Verhütung von Kuren durch unbe⸗ 
fugte Perſonen; Ausrottung von, der Geſundheit nachtheiligen Vorur⸗ 
theilen und Gewohnheiten; Vorkehrungen gegen anſteckende Krankheiten 
und Seuchen unter Menſchen oder Thieren; Kranken⸗ und Jer; 


Rettungsanſtalten; Unverfälichtheit und Geſundheit der Lebensmittel d 


E. u. ſ. w.; ۴ 21359 


E bie 1 : el. folglich alle Banbestuftur-Ungelegenhei 
fe Gemeinheitstheilungen; Abbaue und Zerſchlagung groͤßerer Guͤter; 
Verwandlung von Dienſten in Geldabgaben; Abfindung von Servituten; 
Vorfluth, Entwäfferung und Landes⸗Meliorationen, in ſoweit dieſe Gee 
genſtaͤnde nicht der zweiten eg gl der سی تھ و چ ا‎ ۱۹ 
Behörden beigelegt find ges $ e 
t E das ؤ٤‎ Kommunalweſen, in مر‎ dem 1۴ت‎ eine e Einmischung 
daruͤber vorbehalten worden; ferner die Aufſicht uͤber alle Korporationen, 
Geſellſchaften, Verbindungen, oͤffenkliche Inſtitute und Anſtalten, ſofern 
felbige nicht blos einen gewerblichen Zweck haben; folglich auch uͤber 
die Brand⸗ und den 201 0 سپ و ایا‎ 9 
: 6) Die 


die geiftlichen und Schulangelegenheiten, mithin auch die Aufſicht über“‏ و6 
die Kirchen, Schulen, Erziehungsanſtalten und andere fromme und‏ 
wohlthaͤtige Stiftungen und Anſtalten, und deren fundationsmäßige,‏ 
innere ſo wohl als Vermöͤgensver waltung; ferner uͤber literariſche Gee‏ 
ſellſchaften, in foweit die Gegenſtaͤnde der in Rede ſtehenden Kathegorie‏ 
nicht Zu dem Reſſort der Provinzial⸗Konſiſtorien gehören.‏ 

In Anſehung der geiſtlichen und Schulangelegenheiten bildet die 
efte Abtheilung, mit Inbegriff der bei ihr angeſtellten geiſtlichen und Schul⸗ 
Raͤthe, die Kirchen- und Schulkommiſſion der Regierung, deren Ber: 
haͤltniß in den $$. 18. und 31. näher beſtimmt ift; 

7) das Mennoniſten⸗ und Juden⸗Weſen, uͤberhaupt die Angelegenheiten 
ſolcher Eingeſeſſenen in ihrer buͤrgerlichen Beziehung, die wegen Ver⸗ 
ſchiedenheit der Religionsmeinung nicht alle buͤrgerliche Rechte und Pflich⸗ 
ten haben; 

8) ſaͤmmtliche Militairſachen, bei welchen eine Einwirkung der Civilver⸗ 
waltung ſtatt findet, als: Rekrutirung; Verabſchiedung; Mobilmachung; 
Verpflegung; Maͤrſche; وم مئود و‎ Geſtungs ban; P Invali⸗ 
denweſen u. ſ. w. 

9) Sammlung aller ſtatiſtiſchen Nachrichten; ihr Ordnen und Zuſammen⸗ 
ſtellen zu Generalwerken; 

19) die Cenſur aller Schriften, fo weit fie nicht von beſondern Behörden 
abhaͤngt; 

11) die Aufsicht und Verwaltung uͤber die Inſtitutskaſſe bei der Regierung; 

12) das Bauweſen, in ſoweit es bei den 20009 vom a ber 
erſten Abtheilung vorkommt. EL 


— — E = ج‎ Be ER Y 3 —— 
E ni Zu ber zweiten Abtheilung der Regierung a dc 
weilung. 1) ſaͤmmtliche Angelegenheiten, welche ſich auf das وی نے‎ amb 


Steuerweſen beziehen, oder die Verwaltung der Domainen, Forſten und 
Regalien betreffen, in ſofern fuͤr einzelne Zweige "e پت سور‎ 
tungsbehörden ausdruͤcklich angeſtellt find; 

2) die geſammte Gewerbepolizei, folglich: 

a, alle Gewerbe⸗, Fabriken⸗, Handels⸗ Schiffahrts⸗, Gerserfd- und 
Innungs⸗Sachen; Ertheilung von Konzeſſionen, Dispenfationen 
und Legitimationen in dieſer Hinſicht; Freiheit des Marktverkehrs; 
Anſtalten zu Bildung geſchickter Gewerksleute und Kuͤnſtler; fo 
wie die Aufſicht Aber alle Korporationen, Geſellſchaften und An⸗ 
ſtalten, welche blos einen gewerblichen Zweck haben; 

db. die Münze, Maaß⸗ und Gewichts⸗Polizei; Bracks und Schau⸗ 
Anſtalten; Comtoirs zu ۳ zuſtirung der Maaße und Gewichte; 


€, die 
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e. die oͤffentliche Communikation, Land⸗ und Waſſerſtraßen; Chauſſee⸗ 
Anlagen; Strom⸗, Deich⸗ und Bruͤcken⸗Bauten, Faͤhren, Hafen⸗ 
Bauten, in und Seeleuchten. 

- N is AZ apa DI, ee EM Be 

das gefammte d d in vorſtehender Beziehungz 

Se die Aufſicht und Verwaltung der Regierungs⸗Hauptkaſſe; 

= das geſammte Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen uber die landed 
herrlichen Intraden. und Ausgaben, ſo weit deren Verwaltung der Reo 
gierung uͤberwieſen iſt. 


3 
Wenn beffen ungeachtet Zweifel pot ob eine Sache zur erften , و کا‎ 
ober zweiten Abtheilung gehoͤrt, ſo entſcheidet die vorgedachte Kabinetsordre 8 KAN 
vom 3ten. Juni 1814. dergeftalt, daß wenn die Sache von dem Finanzmini⸗ 
ſterium reffortirt, fie zur zweiten Abtheilung, von den übrigen Minifterien: — 
aber jedesmal zur erſten Abtheilung der سو‎ verwieſen wate. ſoll. 
$& 5 ; کر جر‎ Zp OY ہے‎ = 
Dieſe Sonderung der Regierungen in a Abtheilungen ift von Uns ln 
blos zur Vereinfachung, Abkürzung und Erleichterung der Geſchaͤfte angeordnet e 
worden. Jede Abtheilung verfügt zwar in dem ihr angewieſenen Gefchäfts- Genen ——— 7 
freife, fobald die Sache unbezweifelt ausschließlich dazu gehört, ohne Konkur⸗ Ha کے‎ 
renz ber andern; im Fall die Sache aber in das Reſſort derſelben ebenfalls ا ون‎ 
eingreift, kann fie es mur mit ihrem Vorwiſſen und Cinverfländniß thun. موا‎ bu 
Die Abtheilungen bilden daher auch keine abgeſondert von einander, für ſich Plenum. 
beſtehende Behörden, ſondern machen zuſammen Ein gemeinſchaftliches Kolle⸗ 
gium aus. In ihrer gemeinfchaftlichen: Verſammlung muͤſſen folgende Gegen⸗ 
ſtaͤnde vorgetragen und berathen werden: 
J) alle Gefegentwirfe und allgemeine neue Einrichtungen, die in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werden Toilen 5; 
; > bie Aufſtellung der Grundſaͤtze, nach welchen allgemeine Auflagen und 
Landeskoſten ausgeſchrieben und aufgebracht werden ſollen, 0۴ Dare: 
di Ger niche ſchon Vorſchriften vorhanden find: ` 
3) alle Berichte an bie Minifterien, durch welche a gemeine Verwaltungs 
Grundſaͤtze ober neue das Allgemeine angehende Einrichtungen in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werden, ſo wie die darauf eingehenden Entſcheidungen; 
i die zu treffenden Einleitungen und Maatzregeln wegen Aus führung, 
neuer Geſetze, Verwaltungsgrundſaͤtze und Normen; ſobald fie nicht ganz 
ausſchließlich den Wirkungskreis Einer Abtbeilung angehen; 
5 Abweichungen und Ausnahmen von beſtummten Vorſchriften, wenn Dazu: 
wegen Gefahr im Verzuge nicht mehr Hien Genehmigung eingeholt 
werden kann; Cf. $. روا‎ 
6) alle: 


کت os‏ سس 


6) alle Suspenſionen und unfreiwillige Entlaſſungen von off entlich en Beamten; 
7) alle Anſtellungen und Beförderungen von den bei beiden Abtheilungen 
unmittelbar angeſtellten Unterbeamten; e en 5 
8) alle Gegenfiánte, bei denen beide Abtheilungen intereffirt find, fofern 
fie fid) Darüber nicht haben vereinigen ۶ AR 


og) alle Sachen, welche von bem Prafidenten o 
zum Plenum geſchrieben worden 

10) alle Verfügungen der Ober⸗Praͤſidenten, ſofern fie die Verwaltung 

der Regierung, oder die Dienſtdisziplin im Allgemeinen angehen. 

Alle dieſe Gegenſtaͤnde gelangen, der Regel nach, jedoch erſt dann in 
das Plenum, wenn fie zu einem Hauptbeſchluß reif find. Die Vorbereitung 
—— I dazu, fe wie die Aufſicht uber die nachherige Ausführung, gehört derjenigen 

Abtheilung an, in deren Reſſo t die Sache hauptſaͤchlich einſchlaͤgt. 


nne | 
(00s Bon den Befugniſſen und Obliegenpeiten ber Regierungen 
und ihrer Abtheilungen, in dem ihnen angewieſenen 
0 ۱ Geſchaͤftskreiſe. Se 
E — A. Allgemein für beide Abtheilungen und deren Plenum geltend. 


= Ze Er یہ‎ dm ہے‎ SR N Seah 

Das Dienſtverhaͤltniß der Regierungen zu den Miniſterien, zu den‏ ی 
e Ober⸗Praͤſidenten, Konſtſtorien und Medizinal⸗ Kollegien der Prooinz, iſt‏ 
und 112 r de‏ 


Behörden. durch das Geſetz vom Zoften April 1815. und die heute den Ober⸗Praͤſiden⸗ 


der einem der Direktoren 


uM 


rung derſelben verantwortlich. b an stibir 
Dien Regierungen ſind wiederum die zu ihrem Reſſort 

amten und Behoͤrden ihres Verwaltungsbezirks untergeordnet, und zwar je⸗ 
der Abtheilung zunaͤchſt diejenigen, welche in ihrem beſondern Geſchaͤftskreiſe 


PE 
orſchriften T Dye gies ۱ gt die Ber ہہ‎ — 
ا‎ oo Intereſſe, das Beſte des Staats und das Gemeinwohl Unſerer getreuen Un, 
vung der Re- terthanen bei der ihnen übertragenen Verwaltung tera gehörig wahrzuneh⸗ 
gerungen. 

| | men. 


۱ 

Dr 
1 

1 

i 

{ 

1 


| men. Sie muͤſſen eifrigſt bedacht ſeyn, nicht allein allem vorzubeugen, und 
| alles zu entfernen, was dem Staate und feinen Bürgern Gefahr oder Nach⸗ 
theil bringen kann, ſondern auch das Gemeinwohl derſelben moͤglichſt zu be⸗ 
fördern und zu erhoͤhen. Sie muͤſſen hiebei aber auch ſtets das Wohl des 
| Einzelnen nach Recht und Billigkeit beachten. 2 . : 
Es muß daher bei allen ihren Anſichten, Vorſchlaͤgen und Maaßregeln der 
, Grundſatz leitend feyn, Niemandem in dem Genuß feines Eigenthums, , ۵۴ 
bürgerlichen Gerechtſame und Freiheit, fo lange er in den geſetzlichen Gren⸗ 
zen bleibt, weiter einzuſchraͤnken, als es zur Beförderung des allgemeinen 
Mohls noͤthig iſt; einem jeden innerhalb der geſetzlichen Schranken, die moͤg⸗ 
lichſt freie Entwickelung und Anwendung ſeiner Anlagen, Faͤhigkeitek und 
Kräfte in moraliſcher ſowohl als phyſiſcher Hinſicht zu geſtatten, und alle — 
dagegen noch obwaltende Hinderniſſe baldmoͤglichſt auf eine legale Weiſe hin⸗ 


wegzuraͤumen. 


A Bei den einzelnen Gefchäften und Anordnungen muͤſſen von den Regie- Fortſetzunz 


| und felbige nach ihrer Bekanntmachung, ohne daß es dazu einer beſondern 
( Anweiſung bedarf, fo weit fie ihren Geſchaͤftskreis betreffen, von ihnen ſo⸗ ۱ 
| fort jur Anwendung und Ausführung gebracht werden. | 
2) Es iſt auch ihre Pflicht, darauf zu ſehen unb zu halten, daß den Ge⸗ 
ſetzen und Vorſchriften überall gehorig nachgelebt werde. ۱ ۱ 
ہو‎ In allen Fallen, wo klare unb beſtimmte Geſetze und Vorſchriften | 
vorhanden find, koͤnnen bie Regierungen aus eigener Nacht das Nöͤthige vers : 
fügen und ausführen, und es werden ihnen in dergleichen Gallen alle Anfra⸗ 1 
gen ſogar ausdrücklich unferfagt. — . , 
y In zweifelhaften Fallen, welche dringend ſind, haben die Regierungen ۱ 


gleichfalls ohne Anſtand, im Geiſte und nach Analogie ber Geſetze, der Berz 
faſſung und angenommenen Verwaltungsgrundſaͤtze zu verfahren; darüber 
aber gleichzeitig hoͤheren Orts zu berichten, und wenn die Sache nicht drin⸗ 
gend ift, folches vorher zu thun, ehe fie handeln. 5 


E „— Diaſſelbe iſt in Faͤllen zu beobachten, wo es an ۸ Geſetzen 
| und Vorſchriften ermangelt. 


„Abweichungen und Ausnahmen von beſtehenden Vorſchriften, duͤrfen 
| fid) die Regierungen nur aus höchft dringenden Veranlaſſungen und wenn Ge⸗ 
| fahr im Verzuge vorhanden ££, erlauben; müfjen aber gleichfalls fefort dar⸗ 
uͤber berichten. : ۱ 
„Niemals können fie etwas verfügen, was einem ausdrücklichen Geſetze 
enfgegenläuft. Die Beſtimmung dieſer Inſtruktion H. 5. Nr. 5۰ verftebt ſich 
| Jahrgang 2877, M m e 


daher 


baper auch nur von ſolchen Vorſchriften, welche nicht auf ausdrücklichen Lan⸗ 
Anlagen und Verfaſſungen, oder Abaͤnderungen ber beſtehenden, vornehmen, 


bergan SIE Regierungen find ferner verpflichtet, aud gegen auswärtige Be⸗ 


tungs behörden in Korreſpondenz treten, ihnen die noͤthigen Eroͤffnungen ma⸗ 


ben ſie die Sache dem Departement der auswaͤrtigen Angelegenheiten anzu⸗ 


Behörden ohne Authorifation des erwähnten Departements und beffen Geneh⸗ 


fattunger, waͤrtigen Behörden betreffen, haben fie gleichwohl fo weit die noͤthigen pros 


Gere | Die Regierungen find befugt, ihren Verfügungen noͤthigenfalls durch 


Gerbittnig rung zu bringen, ohne daß eine Exemtion daruͤber zulaͤſſig iſt. Sie werden 


ren haben; wobei jedoch diejenigen Regierungen, in deren Verwaltungsbe⸗ 
zirk annoch die unter der vorigen Landesherrſchaft ſtatt gefundene Gerichts⸗ 
Verfaſſung beſteht, bis dahin, daß eine andere von Uns angeordnet ſeyn 


Allgemeine Verbote und Strafbeſtimmungen dürfen aber ſaͤmmtliche a 


desgeſetzen, ſondern miniſteriellen Verfügungen beruhen. SE 
7 Eben fo wenig durfen die Regierungen neue allgemeine Einrichtungen, 


ohne baf fie vorher höhere Genehmigung dazu einholen. 


rungen zu hoͤrden und Unterthanen Unſer landesherrliches Intereſſe gehoͤrig wahrzuneh⸗ 
Behörden, men, und Unſern Unterthanen in dieſer Hinſicht den noͤthigen Beiſtand zu 
leiſten, in ſo weit der Gegenſtand zu dem ihnen uͤbertragenen Wirkungskreiſe 
gehört. Sie koͤnnen in vorkommenden Faͤllen mit den auswaͤrtigen Verwal⸗ 


chen, und ſich bei ihnen verwenden. Im Fall dieſes aber fruchtlos iſt, ha⸗ 


zeigen, damit ſie auf diplomatiſchem Wege weiter verfolgt werden kann, nicht 
aber ſich unmittelbar an die auswaͤrtigen Miniſterien zu wenden. Es ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt, daß die Regierungen keine Vertraͤge mit auswärtigen 


migung abſchließen duͤrfen. 


§. Io , 
119 In allen Faͤllen, wo die Regierungen berichten muͤſſen, die Sache 
regeln bei mag einen Gegenſtand der innern Verwaltung, oder ein Verhaͤltniß mit aus⸗ 


Berichtser⸗ 


viſoriſchen Maaßregeln zu nehmen, und zu verfügen, daß bis zu Eingang 
des Beſcheides kein Nachtheil entſtehe. ; SE ate 
$ IL 


Regierun- geſetzliche Zwangs⸗ und Strafmittel Nachdruck zu geben, und ſie zur Ausfuͤh⸗ 


Hitshebor in dieſer Hinſicht auf diejenigen Beſtimmungen der Verordnung wegen ver⸗ 


en. ~o beſſerter Einrichtung der Provinzial⸗Polizei⸗ und Finanz⸗ Behörden vom 


RSS mn rt. 


SOREN Dezember 1808. verwieſen, welche dieſer Inſtruktion im Auszuge an⸗‏ ہے مہ کر تی 
E 2 = gebängt find, nad) welchen fie überhaupt auch in den übrigen vorkommenden‏ 
ee, rer? oy‏ 


Fallen, namentlich bei Polizei⸗„Finanz⸗ und Dienfivergehungen zu verfah⸗ 


wird, ausgenommen werden. 


Regierungen nicht ohne hoͤhere Genehmigung erlaſſen, es ſey denn, daß das 
S : Bers 


N 
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ee. 75 


Verbot an fh ſchon durch ein Geſetz feſtſteht, in letzterm aber die Strafe تسه‎ Pith |) 
nicht ausdruͤcklich beſtimmt iff. In biefem Falle fónnen fie innerhalb der 9. Assis سم‎ | 
Grenzen des Allgemeinen Landrechts Th. 2. Tit. 20. $. 33. 35. und 240, nt^ Mi 
die Strafe beſtimmen und bekannt machen. E BAGS es )ید نم‎ 

Auch ſteht ihnen ohne Anfrage frei, {hor 6٤ Vorſchriften vonn (e d 
neuem in Erinnerung zu bringen und bekannt zu machen. a kene, zb , 


wer . Wee وگ‎ 
Danzer دی‎ > ae 
$. 12. i 2 


L Ba |‏ و 
Jede Abtheilung der Regierung hat, unter den §, 5. Nr. 6. und 7. e e‏ 
feſtgeſetzten Modifikationen, die Anſtellung, Disziplin, Befoͤrderung, Ent⸗ Geer, ,‏ 
laſſung und Penſtonirung von den zu ihrem Reſſort gehörigen Staats beam⸗ Beamten, E‏ 
ad e e‏ 66ل ten, und unter nachfolgenden Beſchraͤnkungen:‏ 
.2 وی یئن .72 I) die Anſtellung ſteht der betreffenden Abtheilung in Anſehung aller Oris‏ 
gen Beamten ihres Reſſorts zu, mit Ausnahme: 55‏ 

a) der Mitglieder des Kollegiums; : „5 

b) aller Stellen, mit welchen der Raths⸗ oder ein aͤhnlicher oder Sy موا‎ 7250 . 

höherer Karakter verbunden if; ase اھ‎ 

C) der Superintendenten und der damit in gleichem ober hoͤherem الا یت‎ 

Range fich befindenden reformirten und katholiſchen Geiſtlichen; 2. S 8 A E 
d) ber Rektoren und Lehrer von Gymnaſien, Lycden und gelehrten ee | 
Schulen, von welchen zur Univerfitdt entlaſſen wird; i 1832 Hte A o 1957 N 
e) der Stellen von öffentlichen Medizinal⸗ Beamten, infofern deren zZ 
Beſetzung den Regierungen nicht beſonders übertragen iſt; a 
D ber Oberbirgermesfter in den großen Städten; Se 
8) ber Rendanten bei den Hauptkaſſen der Regierungen; 

h) der Oberfoͤrſter; ; 

1) der Bauinſpektoren, Land⸗ und Waſſer⸗Baumeiſter; 

k) der Fabrik⸗Kommiſſarien. f A S 
In dieſen ausgenommenen Fällen muß jedesmal berichtet werden, 
und zwar, ſo viel die unter c. und d. gedachten Stellen betrifft, von 

dem Konſiſtorium der Provinz, in fofern demſelben in feiner Dienſt⸗In⸗ 

ſtruktion nicht ein Beſetzungsrecht darüber beigelegt iſt; 

2) bei den ihnen nachgelaſſenen Anſtellungen muͤſſen die Regierungen ſtets 

mit ſtrenger Prufung und Unpartheilichkeit zu Werke gehen, mehr auf 
„Treue, Fleiß und Geſchicklichkeit, als auf Dienſtalter ſehen, und 
nur bei gleicher Würdigfeit dem letztern den Vorzug geben. 
Bei Beſetzung von Forſtbedienungen muͤſſen fie auf Feldjaͤger, und 
bei den übrigen Stellen auf Invaliden, auf in Wartegeld ſtehende 
Beamte und Subjekte, welche den Krieg freiwillig mitgemacht haben, 
vorzüglich Ruͤckſicht nehmen, fo wie auf diejenigen Subjekte, welche 
۱ M m 2 


— . — 


ج 


D 


ihnen 


Sg ihnen von Uns, von Unſerm Stactskanzler a von den EEN und 
Ober = Prafidenten in einzelnen Fallen empfohlen werden. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß fie überall hierbei auch die Vorſchrift des Edikis 
vom Zten September 1814. wegen der ا ند‎ ‚gehörig beobachten 
muͤſſen. : 
Diejenigen Unterbediente, deren Dienft keine Ausbildung SS 
ſondern grógtentbeil8 nur mechaniſch iſt, find, ſo viel moͤglich, auf 
Kuͤndigung anzustellen. 

Ende Juni und Dezember reichen die Abtheilungen der Negierun⸗ 
gen jedem Miniſter eine Nachweiſung der in ſeinem Reſſort von ihnen 
angeſtellten Beamten ein, für jede Abtheilung des Miniſteriums beſonders; 


-9 bei denjenigen Stellen, wo ben Regierungen das Beſetzungsrecht zu⸗ 
eh können fie auch den Abſchied ertheilen, wenn folder ohne Penſion 
1 nachgeſucht wird; bei Penſtonirungen muͤſſen ſie aber jedesmal berichten. 


: Unfreiwillige Entlaſſungen koͤnnen eben fo wenig ohne vorhergegan⸗ 
gene Genehmigung der Miniſterien ſtatt finden, welche se die beftes 
۳ henden Vorſchriften zu beachten haben. S 
بت مدمه مه تلا‎ ae Gratififationen und außerordentliche Beobiningen- E niin Sic Regierun⸗ 
M m کس رت‎ edd gen nur mit ausdruͤcklicher Genehmigung des Praftbenten, als welchem 

daruber die Entſcheidung beigelegt wird, auch nur aus erſparten Ge⸗ 

haltern bis zur Hoͤhe eines vierteljaͤhrigen Gehalts, und aus dem F. 16, 
ä gedachten Sportelfonds ertheilen, fo wie Gehalts-Erhoͤhungen bei den 
| „ ihrer Beſetzung uͤberlaſſenen Stellen, nur in ſo weit bewilligen, als 
| = 5 m dadurch der Etat nicht uͤberſchritten, auch derjenigen Dienſt⸗Kathegorie, 
Wi ay Welcher Die Stelle, aus deren Gehalt die Erhöhung genommen wer⸗ 
7 کت‎ fere. eier den foll, gehoͤrt, im Ganzen nichts entzogen wird. , 


e, o pe c ee ne. » 7 mit den Dienſtſtellen ſelbſt bürfen die Beer 
(ig nicht ohne höhere Genehmigung vornehmen, auch ohne felbige keine 
f soy Hulfsarbeiter auf Diäten oder Gehalt anſtellen, ſofern die Didten om 
Lë „„ aus vakanten Gehaͤltern beſtritten werden koͤnnen. 
یسم‎ 6) Die Conduiten⸗Liſten find der hoͤhern Behörde nur von denjenigen Bess 
مد‎ e Fig em اص‎ ten سیت‎ M deren Anſtellung ihre EE REGE p 


aui Su es کے عق ہیں‎ un. $. 13. 


UL سے‎ : 
TS Deum In 6 weit bie Regierungen nach der jetzigen Saffruttion e d fbit 


e » iy 


119 
en‏ مرس مات | 


2 ee کھت‎ ten der fldndig handeln fónnen, in fo weit find fie auch berechtigt, ohne hoͤhere Geneh⸗ 
E. E migung Verbindlichkeiten im Namen des Fiskus und anderer, unter ihrer Bers ` 


jun zund Er⸗ waltung ſtehenden moraliſchen Perſonen, zu ubernehmen, Gerechtſamen Bert, 
= Sec ben zu entſagen, Vergleiche und andere Vertrage einzugehen und zu befidtigen. 


| PES APY re ap SS EE Zeca. — مرو ند‎ 9 Bei 
e ee ee, eee, far ہت می‎ eee, e. „ جج‎ 
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257 3% XXX Ka, سے 7559 »جوم‎ MI 
Ya و‎ $ rs S eer SC 7 il 
Bei Gingebung der Verträge muß mit aller Vorſicht und Uebetlegung zzz لا‎ 
Werke gegangen, aller unnuͤtze und uͤberfluͤßige Koſtenaufwand vermieden, undd 
der Regel nach, alles, wo ſolches anwendbar ift, durch den Weg der Lizitation n 
herbeigeſchafft werden. Einmal eingegangene Vertraͤge muͤſſen die Regierung لا بت‎ 
gen aber ſtrenge halten, und die Erfüllung derſelben nicht aus Sophiſteteien ode ree MM 
kleinlichen, engherzigen Ausfluͤchten verzoͤgern oder ſchmälern. Die Würde te 75 
und Gerechtigkeit einer Landes ⸗Behoͤrde erfordert es ganz beſonders, in Abſichk 5... „ Ce i 
auf Treue und Heiligkeit gültiger Vertraͤge mit gutem Beiſpiel voranzugeheon 7 | 
Jeder Departements⸗Rath und nach ihm das Prdfidium find, bei eigener Beer 
tretung dafuͤr zu ſorgen verbunden, daß die in den Verträgen eingegangenensnsns N 


vods o. Alle in Ruͤckſicht des Regierungs⸗Reſſorts entſtehende Prozeſſe können die Desglelchen. =... any 


Regierungen, ohne Anfrage, nach ihrer pflichtmaͤßigen Ueberzeugung anhaͤngig a c mo 
۱ [e 5 ad d Jae 7 


u 


Dber-SPräfidenten ein. Die von ben Regierungen den fis kaliſchen Anwalden er⸗ 
theilten Auftraͤge und Vollmachten ſind hinreichend, um dieſe bei den Gerichten 


Nachweiſung über den Gegenstand, das Fundament und die Lage derſelben dem رت‎ . 
Aree saß . , | | 


مو مسر بمب 


zu dem Prozeß zu legitimiren. RR تی تا ےو‎ : SC 7 — AMI 
Es iſt zwar Pflicht der Regierungen, dem landesherrlichen Intereſſe und Ee A 
ben. Gerechtſamen der ihrer Verwaltung anvertrauten Anſtalten, Ragen und ,,, 
moraliſchen Perſonen nichts zu vergeben; ſie muͤſſen aber weder uͤbereilte und un VII bee, 
gegründete Klagen erheben, noch rechtmaͤßig wider fie angebrachte Klagen bes e, mm 
ſtreiten, ſondern lieber einen Anſpruch aufgeben oder einraͤumen, oder ſich Dare 779 — ar 4 
uͤber ohne Prozeß mit den Intereſſenten zu vergleichen ſuchen, ſobald der Rechts⸗ مسر‎ 22 RE 


punkt dabei irgend erheblichem Bedenken unterworfen ift. Es finder hierüber „ 
gleichfalls dasjenige Anwendung, was im vorigen H. verordnet worden. Die = E 7 
Juſtitiarien find bafür beſonders verantwortliche tt. „ 
2 SÉ s , : $ 15. X ` ` 3 7 55 7 

Ueber Gnadenſachen muß von den Regierungen jedesmal berichtet wer⸗ Wegen Ker 7 Was | 


den. Dahin gehören z. B. Erlaſſe oder Milderung von rechtskraͤftigen Stra⸗ 2 ,, 


fen; Niederſchlagung von Unterſuchungen, fofern wider ein ausdruͤckliches See TOTUM 
Strafgeſetz gehandelt worden, Standes erhoͤhungen; Ertheilung von Titeln e. Da 
7 f LE S e 16. ۱ راو‎ z CRA Chay. Zeg 111 


Es if eine neue, dem jetzigen Reſſort der Regierungen ۱۶ء‎ Brack, ر‎ | 

Sporteltaxe zu entwerfen, Die Sporteln ſollen zu einem Pramien⸗Fonds See , 

zs | geſam⸗ fours. hs rus Ang. 1 | 

E meom eee سوب‎ Ay. a e یت2 مود‎ aun ہمد وه مک‎ D OS PR 2 ہے‎ eee eee — ۱ E 
; ee . va Mole CX. Ze Aa ره‎ s Ag s AMA Rit Maes, 27 Fu gel k : 2 
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oem und aus demſelben ausgezeichneten Offizianten Gratifitationen und 
extraordinaire Belohnungen gegeben werden. Der Regierungs- Praͤſident ift 
berechtigt, dergleichen Belohnungen in einzelnen Gallen bis zur Summe von 
Funtzig Thalern zu bewilligen; uber bóbere Summen bedarf er aber der Ges 
nehmigung des Ober⸗Präſtdenten. Nach Ablauf des Jahres reicht ber Re⸗ 
gierungs⸗Praͤſident die Nachweiſung des Beſtandes von dem Pramien= Fonds, 
nebſt ſeinen Vorſchlaͤgen zur Vertheilung deſſelben unter die würbigen Beams 
ten, bem Ober-Praͤſidenten zu gleichem Behuf ein. 
Bis zur Beſtäatigung der neuen Sportelordnung behaͤlt es uͤberall bei 
der bisherigen Verfaſſung in Anſehung derjenigen Faͤlle, wo Sporteln u 
men werden koͤnnen, und ihres Satzes, fein Bewenden. 
, B. Fuͤr bie erſte Abtheilung. 
: 17. 8 
یں‎ SU s vorfiehenden $$. fi nd bereite die allasmeinen Borfihriften: größ⸗ 
für diefelbe tentheils enthalten, nach welchen ſich die erſte Abtheilung bei ber ihr uͤbertra⸗ 
ve File, wo genen Verwaltung zu richten hat, und wie weit fie darin ſelbſtſtaͤndig nach 
fi sure berich ihrer pflichtmaͤßigen Ueberzeugung, ohne höhere-Genehmigung verfahren kann. 
Außer den daſelbſt bemerkten Faͤllen, imgleichen außer denjenigen, wo ſolches 
nachher oder durch beſondere Geſetze und Verordnungen vorgeſchrieben iff, 
hat dieſelbe zu berichten und höhere Verhaltungsbefehle einzuholen: 

1) bei Störungen und Beeintraͤchtigungen der Landesgrenze, überhaupt i in 
allen erheblichen Verwaltungs = Beziehungen mit bem Auslande; 

2) bei Auslieferungen fremder Unterthanen; bei Auswanderungen biefeiti 
ger; ferner in Abfahrts⸗ und Abſchoßangelegenheiten, in ſofern bei die⸗ 
fen Gegenſtaͤnden die Sache nicht durch Geſetze, oder in der Geſetz⸗ und 
Ediktenſammlung bekannt gemachte Traktaten bereits feſtſteht ;, 

۱ 3) bei außerordentlichen Vorfaͤllen aller Art von Wichtigkeit, z. B. Seu⸗ 
chen; Feuersbruͤnſten; Waſſerſchaͤden; Tumulten; großer Widerſetzlich⸗ 
keiten ganzer Gemeinden; beſondern Naturbegebenheiten u. f. w; 

4) bei allen außerordentlichen Ereigniſſen mit angeſehenen Fremden; 

5) von den Reſultaten der abgehaltenen Landes⸗ تم وه‎ Lt 

6) über Conzeſſionen zu Apotheken; : E 

7) über die Gründung neuer, die Erweiterung, Umänderung, Einſchraͤn⸗ 
kung oder Aufhebung ſchon beſtehender, gemeinnuͤtziger Anſtalten aller 
Art, im Fall es Geet auf eine Genehmigung von Seiten des Staats 
ankommt; 

8) über Einrichtung neuer Geſellſchaften, in ſofern ſie die Rechte ass 
druͤcklich vom Staate genehmigter oder 06 اوت‎ haben 

wollen; 

9) über die و۱‎ v von dergleichen bereits Lite Geſellſchaften; 

IO) bei 


ſſion. 


Ki 


PA 
- 


ſolche, Feine , Werhättnig 
befondere Behörde, fonberm ein integrirender Theil ber erften Abtheilung der und ا‎ 
Regierung. Alles was: für letztere und die Regierungen überhaupt in der gez Imm 


— A59 7 

10) bef neuen allgemeinen Anlagen unb Ausſchreibungen in bem Regierungs⸗ 

bezirke, oder einzelnen Theilen deſſelben, und daher auch bei Ausſchrei⸗ 

bung außerordentlicher Gemeindebeitraͤge und Laſten, in ſofern daruͤber 
nicht bereits beſtimmte Anweiſungen gegeben ſind; PIED 

11) bet Entſtehung neuer Meligions- 00771:0000 ihre Duldung und bie 

ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe ihrer Mitglieder, überhaupt in der letztern 

Hinſicht wegen ſaͤmmtlicher Individuen und Geſellſchaften, welche wegen 

ihres Glaubensbekenntniſſes nicht die vollen ſtaatsbuͤrgerlichen Pflichten 


‚übernehmen, folglich auch bei Ertheilung des Staatsbuͤrgerrechts an 


Juden 2 

12) bei allen polizeilichen Maaßregeln, wodurch wegen beſonderer 6 
die Freiheit des Verkehrs im Innern ſowohl als mit dem Auslande wei⸗ 

ter beſchraͤnkt werden ſoll, als es durch allgemeine Geſetze und Vor⸗ 
ſchriften beſtimmt iſt; BE : 

I3) bei erheblichen Maͤrſchen und Garniſonsveraͤnderungen der Truppen. 

Die Abtheilung reicht ferner zu der gehörigen Zeit den hoͤhern Be⸗ 

hoͤrden ein: | 

I4) die vorgeſchriebenen tabellariſchen Ueberſichten unb ſtatiſtiſchen Tabellen; 


" E , 


15) bie angeorbneten Abfeplüffe von der Inſtitutskaſſe der Regierung. = 


Die Kirchen⸗ und Schulkommiſſion (F. 2. Nr. 7.) ift, als 


genwaͤrtigen Inſtruktion vorgeſchrieben worden, findet daher auf ſie eben⸗ 
falls Anwendung. Ihr gebuͤhrt die Verwaltung aller geiſtlichen und Schul⸗ 
Angelegenheiten, welche nicht dem Konſiſtorium in der demfelben heute er⸗ 
theilten Inſtruktion ausdruͤcklich übertragen worden. Unter dieſer Einſchraͤn⸗ 
kung gebührt. ihr dg her 8 


a) die Beſetzung ſaͤmmtlicher, bem landes herrlichen Patronatrechte unter- ger, gate 272 | 


worfenen, geiſtlichen und Schullehrerſtellen, fo wie die Beſtaͤtigung der 
von Privatpatronen und Gemeinden dazu erwählten Subjekte, ابس‎ fie 

^ nicht außerhalb Landes her vocirt werden; imgleichen die Prufung und 
Einfuͤhrung derſelben, im Fall ſolche nicht dem 7 uͤbertragen iſt; 
b) die Aufſicht über deren Amts⸗ und moraliſche Fuͤhrung; die Urlaubs⸗ 
Ertheilung fuͤr ſelbige; EP ES OPE EOE E o5 
c) die Aufrechthaltung der dußern Kirchenzucht und Ordnung; 
d) die Direktion und Aufſicht über ſaͤmmtliche Kirchen, öffentliche und 
Privatſchulen und Erzie hungs anſtalten, milde und fromme Stiftungen 
und Inſtitute; : | | 

; €) bie 


e) die Aufſicht und و‎ des مود‎ Elementarſchulweſens; 
9 die Aufſicht und Verwaltung ſaͤmmtlicher aͤußern Kirchen⸗ und Schul⸗ 
angelegenheiten, سو‎ eR die ا‎ des . und Schul⸗ 
geldes; S 
El die gefammte hiris des Kirchen k, Schul⸗ CS Stiftungsvermö⸗ 
gens, im Fall ſelbige nicht verfaſſungsmaͤßig andern Behörden oder Gee 
; meinden, Korporationen und Privaten gebibrt, und im letztern Fall, 
| die landesherrliche Oberaufſicht «über die Vermoͤgensverwaltung. Ihr 
D fſteht hiernach auch die Entwerfung, Pruͤfung und Beſtaͤtigung der hie⸗ 
E ber gehörigen Etats, fo wie bie Abnahme und 2 Decharge der Weis, 
it Schul⸗ und Inſtitutsrechnungen zu. Sie hat ferner: 
; : : dos bie Dispenſation in den, in der Konſtſtorialinſtruktion ihr +88301 
۱ Fallen, unb 
8 ۱ ES die polizeiliche Oberaufficht über alle übrige literariſche Inſtitute, Ge⸗ 
SS ſellſchaften und Unternehmungen, in (o weit biefe Aufſicht nicht ſchon 
igs andern Behörden, übertragen iſt. sue. ee dr ohne ien Genehmi⸗ 
IE Ee c tee Zee : کیج‎ 
Aigen d 5 5 Schulſozietaͤten einzurichten und zu vertheilen, | Ortſchaften id 
| E e wünſchen, oder Lokalumſtände es 38 Een qe UE ee 
ہے‎ on cad wee eve D Parochien zuſammen zu ziehen und zu vertheilen, wenn die Gemeinden 
. und Patrone darin willigen; imgleichen, ^ unter dieſer Bedingung, H — 
FETT Zero fon ünzupfarten? 7507 = 
دم ےت‎ wa sc In allen dieſen Angelegenheiten kommt es, Behufs T Romp eter der 
Kirchen⸗ und Schulkommiſſton, auf die Verſchiedenheit der Religion und des 
Kultus, nicht an. Sie wird indeſſen bei Ausübung ihrer Kompetenz den Ein⸗ 
fluß ſtets gehörig beruͤckſichtigen, welcher bei den roͤmiſch⸗katholiſchen K chen⸗ 
und Schulſachen dem Biſchofe geſetz⸗ und verfaſſungsmaͤßig zuſteht, und in 
0717 Fällen barüber von dem Oberpraͤſibenten Inſtruͤktion einholen. 
Ihr ſind in obiger Beziehung ſaͤmmtliche Geiſtliche und Schullehrer, die Su⸗ 
Perintendenten und di ihnen in gleicher Kathegorie ſtehende höhere Geiſtliche 
anderer Konfeſſionen, nicht ausgenommen, untergeordnet, und die Kommiſſion 
kann wider fie noͤthigenfalls die geſetzlichen Zwangs⸗ und 26+4667: 
erlaſſen und zur Ausführung bringen. Wie es wegen ihrer Suspenſion und 
Entlaſſung vom Amte zu halten, iſt in der Konſiſtorialinſtruktion beſtimmt. 
In ſo weit dem Konſiſtorium eine Mitwrkung bei dem, der Kirchen⸗ 
und Schul⸗Kommiſſion angewieſenen Geſchaͤftskreiſe zuſteht, berichtet letztere 
an jenes, es muͤßte denn bei der Sache außerdem noch die Genehmigung des 
vorge ſetzten Miniſterii nöthig ſeyn. In bem letztern Fall berichtet fie an Daf 
feibe, ſchickt aber den Bericht, mittelſt Umſchlages, dem Konſiſtorium zu wei 
terer Beförderung zu. Sé fo weit die Sache aber das Konſiſtorjum nicht 
E angeht, 


angeht, berichtet die Kirchen⸗ und Schul⸗Kommiſſion auf dem allgemein vor⸗ 
geſchriebenen Wege an das Miniſterium. و اک ا‎ 

In welchen Fallen fie, bie Kommiſſion, ſofern ihr vorſtehend nicht eine 
ſelbſtſtäͤndige Wirkſamkeit beigelegt iſt, die Genehmigung des vorgeſetzten is 
niſterii noͤthig hat, ift nach den allgemeinen Grundſaͤtzen der gegenwärtigen 

Inſtruktion zu beurtheilen. Aus der Beſtimmung des $phi g. folgt es alfo, daß 
ſie bei Einfuͤhrung neuer oder Veraͤnderung beſtehender Lehr⸗ und Schul⸗Plaͤne 
berichten muß. ; eagle E 

Um der allgemeinen Jugendbildung der Nation eine feſte Richtſchnur 
zu geben, beabſichtigen Wir eine allgemeine Schulordnung entwerfen zu laſſen, 
und auf den Grund derſelben ſollen demnaͤchſt beſondere Schulordnungen fuͤr 
die einzelnen Provinzen entworfen und dabei die Eigenthuͤmlichkeiten derfelben 
moͤglichſt beruͤckſichtigt werden. Bis dahin, daß ſolches geſchehen, hat bie 
Kirchen- und Schulkommiſſion ſich in Auſehung des Shuts unb Erziehungs⸗ 
weſens nach den bisherigen Vorſchriften zu achten. 

Es gehoͤrt endlich auch zu den vorzuͤglichſten Pflichten der Kommiſſion, 
für die Erhaltung, gehörige Benutzung und Sicherſtellung des Kirchen-, 
Schul⸗ und Inſtituts⸗Vermoͤgens, fo wie bafür zu ſorgen, daß es nicht mit 
andern Fonds vermiſcht werde. Wie weit ſie daruͤber und bei dem daſſelbe 
betreffenden Etats⸗ und Rechnungsweſen, auf ihre Berantwortlichkeit, ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig handeln kann, iſt in dem folgenden Spho beſtimmt. 


S 8 j 

Der Abtheilung ſteht bie Prüfung und Beſtaͤtigung von dem geſamm⸗ 

ten Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen ſaͤmmtlicher Kommunalfonds und 
Privatſtiftungen, ferner von allen polizeilichen, gemeinnützigen oder andern 
wohlthaͤtigen und frommen Anſtalten und Inftitutionen, welche auf Kommu⸗ 
nalbeitraͤgen oder Fonds, oder auf Privatſtiftungen beruhen, zu, in ſoweit 
bei bieten Gegenſtaͤnden die Einwirkung der Landes behörde überhaupt geſetz⸗ 
und verfaſſungsmaͤßig zuläffig iff, und die Anſtalten und Stiftungen von der 
erſten Abtheilung reſſortiren. Sie kann in dieſer Hinſicht nach den beſtehen⸗ 

den Geſetzen, Vorſchriften und Stiftungsurkunden ohne Anfrage verfahren. 
CEin Gleiches ift fie auch bei den auf Staatskoſten gegründeten, qeme in⸗ 
nuͤtzigen Anſtalten und Stiftungen zu thun berechtigt, ſobald der jährliche 
Beitrag der Staatskoſten die Summe von Fuͤnfhundert Thalern nicht uͤberſteigt. 
Iſt letzteres der Fall, ſo muß zwar der Etat und die Rechnung zur Beſtaͤti⸗ 
gung und Abnahme hoͤhern Orts eingereicht werden; innerhalb. den Grenzen 
des heftatigten Etats if aber auch alsdann die Abtheilung ohne Anfrage zu 
verfuͤgen befugt. Nur , SE : | 
a) bei Etats⸗Ueberſchreitungen, | 
Jahrgang 3837, Nn b) bei 


= 36 = 


b) bei Veraͤnderungen in dem Zweck und i in der Gier سو‎ von 
dergleichen Anſtalten und . = 385.5 
ی‎ ۱۱ ‚berichten. EIER n RHEE BOON WE ۱ 
Es gehört zu den besondern Oblieg⸗ sation der ی‎ dafür zu 
engen daß die teber gehoͤrigen Fonds gehörig erhalten, ſichergeſtellt und die 
* ia ا‎ daraus, beſtimmungsmaͤßig verwendet werden. 
۱ Ihr ſteht aiia fret, diejenigen Zahlungen, welche die Regierungs⸗ 
Hauptfaſe für das Reſſort der erſten Abtheilung 67 zu leiſten hat, 
in monatlichen Raten aus derſelben zu entnehmen und an die Inſtitutskaſſe zu 
ihrer weitern Beſtimmung und Verwendung zahlen zu laſſen. Es muͤſſen 
jedoch die noͤthigen Vorkehrungen getroffen werden, damit das Rechnungswe⸗ 
ſen der Regierungs⸗Hauptkaſſe nicht in Unordnung und Verwickelung gerathe, ` 
welches entweder dadurch geſchehen kann, daß die Inſtitutskaſſe nach Ablauf 
des Jahres uber dieſe Zahlungen die nöthigen Stuͤckrechnungen fertigt, die 
alsdann der ; Jahresrechnung der Regierungs⸗Hauptkaſſe beigefuͤgt werden, oder 
aber, daß die erſtere Kaſſe der letzteren die noͤthigen Rechnungsbelaͤge ſogleich 
unmittelbar, wenn ſie eingehen, aushändigt. Die des falls AC" Einlei- 
tungen werden dem Präftbium überlaſſen. نے سو جس‎ 


D ۱ ~ 4 
E i 
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€ 4 die gus سب‎ 


$. 20. | 
نا‎ Bei der ihr übertragenen Verwaltung der Staats einküͤnfte hat die zweite 
für diefelbe... Abtheilung nicht nur fuͤr deren Erhaltung, ſondern auch für ihre Vermehrung ا‎ 


Zn ſorgen. Letzteres muß inbeffen nicht in kleinliche rückſichtsloſe Berechnung 
: pues und das Wohl ber Unterthanen niemals e bn 0۷ 
E Kater, werden. Gei 

Es iſt die Pflicht ber Abtheilung, pem We gehbeige San Ber 
wirthſchaftung und VBerbeſſerung Unſerer Domainen, Forſten und übrig igen lan⸗ 
desherrlichen Intraden, die zu ihrer Verwaltung gehoͤren, und über die He 
vige Behandlung der Domainen⸗ Einſaſſen zu wachen. 

Sie iſt gehalten, alle ſechs, mindeſtens alle zwölf Jahre eine Revit ton 
ber baaren Gefälle und Naturalien, Renten und Präftationen aller Art vor: 
zunehmen, und hiebei die Verwandlung der ſehr verſchiedenartigen und viel⸗ 
namigen Gefälle in eine Rubrik von Domainenzins vorzuͤglich zu beachten; z 
fo wie für Anfertigung richtiger, vollſtaͤndiger und überfichtlicher 87 
und Urbarien von allen Domainenaͤmtern und Renteien zu ſorgen, welche das 
Vermögen derſelben in allen feinen Theilen, alle Rechte, Verbindlichkeiten 
und Laften, mit ſaͤmmtlichen رسس سیت‎ orten Kä ۳ w. enthalten und = 

er ei 
: Bie 


eX 
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E. Die Abtheilung muß nicht minder dafuͤr ſorgen, daß ſaͤmmtliche Einnah⸗ 
men und Steuern zur Verfallzeit richtig eingehen, keine Reſte geduldet werden, 
die der Regel nach dem Zahlenden eben ſo nachtheilig zu werden pflegen, als der 
Staatskaſſe, daß die Etats überhaupt, vollſtaͤndig erfüllt, die außerordentlichen 
oder die Etats überſteigenden Einnahmen gleichfalls überall gehörig berechnet, 
und die etatsmaßigen und außerordentlichen راہ‎ n deed de an 
die Geral: 51 e) werden. aria? ; 


sw „. 


Ser zu andern = ah den im Stat. e Zwecken ohne per t Ge: 
nehmigungen erlauben. 

Ihr liegt, ferner ob, darauf zu ſehen, daß die Unterthanen bie ihnen ge ۰ 
buͤhrenden Unkerſtüͤtzungen, „Vergütungen unb Remiſſtionen prompt und wore 
ſchriftsmaͤßig, Tpateftens vor Ablauf des Jahres ausgezahlt erhalten. 

Die Departements unb Kajjenrathe, imgleichen der Direktor der Abthei⸗ 
lung und der Präſident bleiben Uns fur dies alles beſonders verantwortlich, fo 
wie uberhaupt fuͤr die ordnungsmaßige und Tree Verwaltung ber Reglerungs⸗ 
Hauptkaſſe, welche „ alle e und 5 zuweilen noch SES 

pu du revidiren iſt. 

; Ueberſchüßſe aus den 666. 'Giiibihdl oder Gifte ren von Bin zur 
Unterbau der Chauſſeen aus geſetzten Summen, muͤſſen ا ان‎ E Beſten 
des weitern Chauſſeebaues zuruͤckgelegt werden. d 

In Anſehung der ihr uͤbertragenen Gewerbepolizei hat bir Abtheilung ſich 
die mögliche Aufnahme und Befoͤrderung der Gewerbe und des Verkehrs ange⸗ 
legen ſeyn zu laſſen, und die Hinderniſſe allmaͤlig auf dem vorſchrifts mäßigen 
Wage bsg E "2 wien e 


F ) 
Nn 15% A51 2 1 Sen cie MU 1 : 
Außer — im origen: $. und in dem erſten Theil dieses Abschnitts unter 
A. entbaltenek, ferner außer denjenigen, bei der erſten Abtheilung der Regie⸗ 
rungen unter B. beſtimmten Fallen, wo der Analogie nach auch bei dem 7+ T 
der zweiten Abtheilung eben ſo wie bei der erſten, Berichtserſtattung nbihig ift, 
hat letztere annoch in folgenden Faͤllen vorher hoͤhere Genehmigung einzuholen: 
ob) ſobald es auf eine Endbeſtimmung über die Subſtanz von Domainen und 
Forſtgrundſtücken, Pertinenzien, Amtsinventarien, Regalien und Ge⸗ 
3: deren Verpfaͤndung, سے‎ Veräußerung, oder erbliche 
22 Aus⸗ 
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ES ; Austbuung ankommt, und über die Bedingungen und Anfchläge, nach 
| welchen ſolches ausgeführt werden foll; SC 
2) über die Bedingungen bei Generalverpachtung von Domainendmtern, oder | 
bie Zeitverpachtung einzelner Domainenvorwerke und die daruͤber abzu⸗ ۷ 
| ſchließenden ۰ | 
Ec Letztere find jedoch nur dann zur Reviſton und Beſtaͤtigung einzureichen, 
| wenn die jährliche Pachtſumme 500 Rthlr. uberſteigt, in fofern die Ge⸗ d 
nehmigung zu der Verpachtung und ihren Bedingungen bereits ertheilt iſt; N 
3) über die Zeitverpachtungen anderer Domalnenpertinenzien, und 8۵ 
| herrlicher Nutzungszweige ohne Unterſchied, in fofern fie ohne Lizitation 
geſchehen ſollen, und im Fall ber Lizitation, wenn dabei das vorherige 
Gtatéquantum nicht herausgekommen, oder von einer laͤngern als ſechs⸗ 
jaͤhrigen Pacht die Rede iſt; پت‎ 
4) tiber die jährlichen Schonungs⸗ und Forſt⸗Verbeſſerungsanlagen, fo wie 
die jährlichen Abholzungsetats von den Forſten . 
über Holzverkaufe, welche die Summe von 1000 fbr. uͤberſteigen, oder, 
in ſofern fie mehr als 50 Rthlr. betragen, ohne Lizitation vorgenommen 
werden ſollen. و کے‎ 
Jedoch kann die Abtheilung ſolchen bäuerlichen Domaineneinſaſſen, de⸗ 
ren Gebäude abbrennen, oder bei Ueberſchwemmungen fortgeriſſen wer⸗ 
den, und nicht ſo hoch verſichert ſind, daß die Einſaſſen mit dem Aſſeku⸗ 
ranzquantum fid) aus benachbarten Privatwaldungen das benoͤthigte Bau⸗ 
holz ankaufen koͤnnen, ſelbiges ohne Lizitat on aus Königlichen Forſten, 
‚für den bei der letzten vorherigen Bauholz⸗Lizitation in der naͤchſten Forſt 
herausgekommenen Preis, ohne Anfrage uͤberlaſſen; : 
| 6) über Abfindungen von Servituten, welche auf Forſten und andern Do» 
| 
۱ 


— 


5 


mainengrundſtuͤcken ruhen, ſobald bie Abfindungsſumme 500 Rthlr. übers 

ſteigt, desgleichen uͤber Anerkenntniſſe und Bewilligung von Freiholz und 

andern Servituten und nutzbaren Gerechtſamen auf Forſten und andern 

Domainengrundſtuͤcken, in ſofern fie nicht ſchon feſtſtehen; > 

7) über Freiholzbewilligungen, wozu die Berechtigungen zwar feſtſtehen, 
durch welche aber das jährliche Abſchaͤtzungs⸗ und Durchſchnitts quantum 
uͤberſchritten wird; 

$2. über Erlaſſe und Remiſſionen von Steuern, Domainen und andern öffent: 


A وا‎ e, ee 7 lichen Gefaͤllen, wozu auch Pachtgelder gehoͤren, ferner bei Erlaſſung 

„„ oder Milderung von Strafen, bei Steuer⸗ und Finanzvergehungen, wenn 

ag ec مه‎ baer Ai, fie durch rechts kraftige Gsbenntniffe feſtgeſetzt find, und in anderen Fällen, 
7 


ie wen zu DID: die Sache bei dieſen Begenfiänden die Summe von 50 Rihlr. über» | 
aan ہی کک‎ ۱ | ie | DIT 
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9) bei Neubauen, welche bie Summe von 500 Rthlr. unb bei Meparaturs ` — a | 


die Richtung des Stroms, ber Zuſtand der Schiffahrt, oder die Sich 
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1 bauen, welche die von 1000 Rthlr. uͤberſteigen. ? نی‎ 

A Zu Neubauen werden auch gerechnet: . e 

D a) Alle Landbaue, wodurch der Zweck einer (on vorhandenen Bau: Ans - ter 
: . din hy سے سے‎ 


lage weſentlich verändert wird, : ۱ E 
b) bei Waſſerbauen, jede Abänderung ſchon ۴ Werke, wodurch 


| 
۱ 
۱ rung, Bewaͤſſerung, und Entwaͤſſerung angrenzender Ländereien کو 7 شر‎ 
ein neues Verhaͤltniß kommen. ۱ کم‎ TATUR = 
In allen Baufällen, wo berichtet werben muß, find auch bie Bau⸗An⸗ 
ſchlaͤge der Ober⸗Bau⸗Deputation zur Reviſion einzureichen. 
10) Bei Kaſſen⸗Defekten; : 
11) Bei Vorſchuͤſſen, welche ben ber Abtheilung von dem Finanz⸗Miniſterio 
bei der General⸗Staats⸗Kaſſe eröffneten Kredit uͤberſteigen. | 

Die Abtheilung muß aber für die baldige Wiedereinziehung oder 2 
rechnung der Vorſchuͤſſe ſorgen. 1 ۱ ? 

12) Bei allen extraordinairen, nicht etatsmaͤßigen Zahlungen, bei allen Etats⸗ 

Ueberſchreitungen, bei allen Verwendungen zu andern Zwecken, als der 

Etat beſtimmt hat, und bei den durch die jetzige Inſtruktion nicht ausdruͤcklich 

uͤberlaſſenen Dispoſitionen über Erſparungen bei etatémáfigen Ausgaben. 

13) Bei wichtigen Fabrik⸗Anlagen, und bei allen Beſchraͤnkungen der Handels⸗ 

und Gewerbe ⸗ Freiheit, ſofern letztere in dem Regierungs⸗Bezirk bereits 
eingefuͤhrt iſt. 

In allen iibrigen Fallen, wo die gegenwärtige Inſtruktion es nicht aus⸗ 
druͤcklich verlangt, oder es nicht durch beſondere Geſetze und Verord⸗ 
nungen außerdem vorgeſchrieben worden, kann die Abtheilung nach 
ihrem pflichtmaͤßigen Ermeſſen ohne Anfrage verfügen und verfahren; 

jedoch behaͤlt es 

14) wegen Einreichung der Etats und Rechnungen von den Staats ⸗Kaſſen zur 
Prufung, Beſtaͤtigung und Decharge, fo wie ferner wegen Einreichung 
der geordneten Kaſfen⸗Ertrakte und Abfchlüffe und der Kaſſen⸗Reviſions⸗ 
Protokolle, bei den bisherigen Vorſchriften auch weiterhin fein. Bewenden. 


Abſchnitt m. 
Von bem Gefhäfts- Gange 
$. 22. و‎ 
Jedem Mitgliede des Kollegiums wird in feiner Abtheilung ein beſtimmter Ag 
Wirkungskreis nach ben Haupt⸗Gattungen ber Geichäfte abgegrenzt, mit möge — 


lichſter Beobachtung der Gleichheit unter den einzelnen Mügliedern, im ys 
nicht, 


=< ` وج ہے 


nicht, wie z. B. bei ber Domainen⸗Verwaltung, den indirecten Steuern und 
den Kirchen: und Schul= Angelegenheiten angemeſſener ift, die Geſchaͤfts⸗Ver⸗ 
theilung nach Bezirken zu machen. Auch erhaͤlt jedes Mitglied einen Korreferen⸗ 
JJ 8 „ 
; Fuͤr jede Abtheilung muß wenigſtens ein Juſtitiar beſtimmt und darauf geſe⸗ 
hen werden, daß ſo viel moͤglich jedesmal ein Bau⸗ Rath den Sitzungen beiwohnt. 
Mit der Vertheilung der Geſchaͤfte ift ſo wenig als moͤglich zu wechſeln. 


und gaſchen. Saͤmmtliche eingehende Sachen werden bei dem Prafidenten erbrochen, 
USES ale welcher fie praͤſentirt, abfondert und jedem Direktor bie zuſendet, welche ſeine 
Sachen, Abtheilung betreffen. | ہپ وو ےو ا‎ Meh ETE res. 
AZBaugeſchrieben werden die Sachen nur wenn fie neu find, oder der Praͤſt⸗ 
dent oder Direktor dazu beſondere Gründe haben. Außer dieſem Falle ſchickt 
die Regiſtratur ſelbige ſofort dem gewöhnlichen Departements⸗Rathe und deſſen 
Korreferenten, oder dem im Anfange ernannten Referenten Bucher. 
3 Sachen des Plenums, wie auch die Reſkripte der vorgeſetzten Behörden 
Zirkuliren bei beiden Direktore. VVV 


iir Stet یں و‎ 


Ve 


= $. 24. | 
see In der Regel wird jede Sache von dem gewoͤhnlichen Dezernenten und 
ten und Kor⸗Korreferenten bearbeitet. Dem Praͤſidium ſteht die Befugniß zu, hievon Aus⸗ 
referenten. nahmen zu machen; doch hat daffelbe, fo viel als möglich, jede Sache von dem 
nehmlichen Mitgliede bis ans Ende bearbeiten gu laſſe ہے کیو ویر و‎ 
a An den Morreferenten gelangt die Sache zuerſt, der ſich davon unterrich⸗ 
tet, dies auf dem Stuck bemerkt, oder ſogle ich fein Gutachten beifuͤgt. 
Berrifft die Sache einen techniſchen Gegenſtand, ſo muß dieſes, der Re⸗ 
gel nach, von dem betreffenden techniſchen Mitgliede geſchehen, und ſo viel 
inſonderheit Batt Sachen anbetrifft, von demſelben ſofort die nótbige Reviſion 
der Anſchlaͤge, Zeichnungen u. ſ. w. vorgenommen und beigefuͤgt werden, ehe 
die Sache zum Vortrage gelangt. : HIT 4 
Dier Juſtitiar iff beſtaͤndiger Korreferent in allen Sachen „wodurch Rechts⸗ 
verbindlichkeiten für den Fiskus entſtehen, und in Prozeß ⸗Sachen. Schrift⸗ 
liche Rechts⸗Gutachten koͤnnen von bemfelben: nur unter Mitzeichnung eines 
Direktors gefordert werden. یپ2221‎ E 
Der Meferent hat die eigentliche Bearbeitung der Sache, und ben Vor⸗ 
trag darin; er berathet ſich zuvor mit dem Rorieferenten darüber. e SS 
L Diem Korreferenten muͤſſen ſammtliche vom Referenten angegebene Des 
Trete und Ausfertigungen, ohne Ausnahme, auch wenn ſie zu den Akten gehen, 
zur Mitzeichnung vorgelegt werden uH OG "4 sun ian 
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Bei Verſchiedenheit der Meinung kann der Korreferent die ſeinige zwar 
ot dem Stuͤck bemerken; er darf aber darin ohne Einverſtaͤndniß mit ont 1 ۱ 
1 nichts abändern, und iff nur bafür verantwortlich: 25 Se 
a) daß feine faktiſche Irrthuͤmer bei der Sache obwalten; mad 23 
b) daß die Berfügung nicht den شس‎ oder beſtehenden 20+ 111۳۶ 
entgegen fer; 
€) daß fie Dem Beſchluß des Kollegiums gemäß abgefaßt EE wenn 
ſie darin vorgetragen iſt; jM cud 
Bun à) daß ſie an ſich ſchicklich, klar und beſtimmt abgefafit 1 iis mit ben noͤthi ei 
gen Gruͤnden unterſtutzt worden; und = 
e) daß keine Sache ohne Vortrag abgemacht werde, welche dazu haͤtte 
gelangen ſollen; 
im Fall er es unterläßt, dem Direktor der Abtheilung oder dem Praͤſidenten das 
von Anzeige zu machen, ſobald der Referent ſich weigert, die Sache abzuändern. 
Verfuͤgungen an die Kaſſe muͤſſen außerdem jedesmal dem Kaſſen⸗Rath 
Ber: Abtheilung, und Holz- Anmeijungen jedesmal den Ober⸗Forſtmeiſter zur 
Mitzeichnung vorgelegt werden. à 
$. 25. 
Sachen, die zum کر‎ beider Abtheilungen gehören, werden Geſchafts. 
von SE Spráfibenten mit der Nummer beider bezeichnet, und alsdann wird es T 0 
in jeder Abtheilung eben fo gehalten, als es vorſtehend vorgeſchrieben worden. TUE 
Die zuletzt genannte Abtheilung erhalt das Stuͤck zuerſt, und giebt es mit 
ihrem Gutachten an die andere Abtheilung ab. Iſt dieſe einverſtanden, ſo giebt 
Ge darnach die noͤthigen Verfuͤgungen an, und läßt das Konzept ben Defregen- ` .. 
den 17 der andern Abtheilung und ihrem Direktor gut Mitzeichnung SCT 


132 


Alle blos einleitende 105 06 mene t fo wie Ce Sachen, die 
alle Sachen, bie ihren gewiefenen Gang, ihre Norm und Form haben, find die Gong 
Dezernenten, wenn ſie nicht erhebliche Zweifel haben, verpflichtet, ohne Vor⸗ ſind. 
trag anzugeben und abzumachen. Zum Vortrage kommen die Sachen alſo, der 
Regel nach, erſt dann, wenn es darin auf eine materielle Entſcheidung ankommt. SC 
Beruht dieſe aber auf unzweifelhaften aus druͤcklichen Vorſchriften ſo ſind die 
Dezernenten berechtigt, fte ebenfalls ohne Vortrag abzumachen.⸗ In allen Faͤl⸗ : 
len, welche der Dezernent ohne Vortrag abmacht, muß ſolches aber ausdruͤcklich 
von ihm auf dem Stuͤck bemerkt werden. 

Die 


Die Referenten find auch verpflichtet, zur Abkuͤrzung des Geſchaͤftsgan⸗ 
ges Stüdfragen in eigenem Namen zu erlaſſen, und die Behörden, ihnen auf 
dieſem Wege Auskunft zu geben. Der Referent muß jedoch von ſolchen Erlaſ⸗ 
ſen dem Korreferenten und vorſitzenden Direktor Nachricht, und die Antwort 
nebſt dem Konzept ſeines Schreibens urſchriftlich zu den Akten geben. 


Bm $. 27. 
Ne Folgende Gegenſtaͤnde müffen ſtets zum Vortrag gebracht werden: 
لئ‎ mA’ 1) Alle Sachen von Wichtigkeit ober beſonderem Intereſſe für die Abtheilung, 
: z. B. Gtatá: Entwürfe 265 2 

2) Alle Vorſtellungen und Beſchwerden gegen Verfügungen derfelbenz 

3) Alle Entrepriſe⸗ und andere Kontrakte; : 

A) Alle Sachen, wobei es darauf ankommt, ob Fiskus fid auf einen Rechts⸗ 
ſtreit einlaſſen, oder denſelben anfangen, oder gegen Erkenntniſſe Rechts⸗ 
mittel ergreifen ſoll; : 

5) Alle Geldzahlungen unb Anweiſungen, in fofern fie nicht auf klaren Bore 
ſchriften beruhen; nr : ۱ 

6) Alle vom Praͤſidium ausdruͤcklich zum Vortrage geſchriebene Sachen; 

7) Alle zur Abmachung ohne Vortrag geeignete Sachen, uͤber welche der Kor⸗ 
referent mit dem Referenten, oder dieſe mit dem Direktor nicht CIRE 
ſtanden ſind. i : 


: §. 28. : 
Etimmfähige Bei bem Vortrage ſowohl in bem Plenum als in den einzelnen Abtheilun⸗ 
lieder und gen werden die Sachen nach der Mehrheit der Stimmen entſchieden, und jedes 
کیااک‎ dei Mitglied hat in feiner Abtheilung (o wie im Plenum eine volle Stimme. Bei 
dem Vor⸗ deren Gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Jedes Mitglied wird 


ede dem Vortrage feine ganze Aufmerkſamkeit widmen, und es werden während 
demſelben alle andere Arbeiten, ſelbſt das Unterſchreiben unterſagt. Die Zahl 
und Zeit der Sitzungen ordnet das Praͤſidium an. 
$ 29. 
Verein⸗ Der Regel nach muͤſſen bie Verfuͤgungen, wo ſolches geſchehen kann, und 


See, die Arbeit nicht erſchwert wird, blos durch Abſchriften des Dekrets, die jedoch 


VD. gehoͤrig zu vollziehen find, erlaffen, und Sachen, die fid) dazu eignen, mit efe 
ganges. nem bloßen Vermerk an die Unterbehoͤrden remittirt, uͤberhaupt aber dafuͤr ge⸗ 
forgt werden, den Geſchaͤftsgang fo viel als möglich abzukuͤrzen und zu ver⸗ 

einfachen. : | 


$. 30. 
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lung nicht ein Anderes beſtimmt wird , iff eine Superreviſion nur nöthig, 
a) bei bont nigen Sachen, welche vorgetragen find; e 

^b) bei allen Verfügungen, wodurch etwas zugeſtanden ober bewilligt wird, 
folglich auch bei allen Raffen⸗Berfügungen, Holz⸗ und Naturglien⸗ d 

weiſungen, 

O) bei allen Schreiben a an auswärtige Ae GER Foorbinirte Behörden, 
ſofern fie ie mat eine an ſich jvisitige, blos e Ze ° bes 
treffen, > 2 12 

E» bei allen Berichten an vorgricóte Babe, 


Das Plenum der Regierung if an ſich keine beſondere Behörde, fonbern , 
in pe des H. 5. dieſer Inſtruktion, nur dazu beſtimmt, damit bie Ver⸗ 
Waltungs gegenſtaͤnde deſto vielſeitiger berathen werden, und um es zu vermei⸗ 
den, daß nicht eine einzelne Abtheilung, ohne Vorwiſſen und Einſtimmung der 
andern etwas verfügt, was den, dieſer o ظا ا‎ Wirkungskreis ebenfalls 

angeht. Es findet daher auch von ben A theilungen ſo wenig ein Rekurs an 
das Plenum: als zwiſchen jenen und a ein fornilicher Schriftwechſel ſtatt; 
und eben ſo wenig hat daſſelbe ein beſonderes Perſonale und eine eigene Regi⸗ 
|. flratur, ſondern die Sachen des Plenums werden bei derjenigen Abtheilung be⸗ 
| arbeitet und niedergelegt, welche das Hauptintereſſe dabei jane Zur Unterſchei⸗ 
E bung indeſſen werden fie unter dem Kollektionamen: 
„Koͤniglich⸗ Preußiſche Regierung“ 
ausgefertigt, ſtatt daß bei Sachen einzelner Abtheilungen noch die ورہن‎ 
der چا‎ HER ES bon m elcher die ay un usgeht. ae ae 


ben c on mifen aber ane beta unter dem 
40+ : : 


geste: Regierung“‏ 884۰ء ö‏ کک بیو 


angefertigt. werden. 

ER Verfügungen ber Kirchen und نوی‎ Ei unter deren 
Namen nur an 6 und Schullehrer in allen übrigen Faͤllen aber unter 
dem Namen der erſten Abtheilung. Doch werden die Berichte derſelben an das 
vorgeſetzte Miniſterium und das Konſiſtorium gleichfalls unter ihrem Namen 
ausgefertigt, im Fall ſie nicht von dem Plenum der Regierung ausgehen; auch 
muͤſſen ſie, ſo wie die Verfügungen der Kirchen ⸗ und Schulkommiſſion ſtets von 


II ju از‎ 


Oo den 


Jahrgang 1817, 
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den geiſtlichen und Seiten unterſchrieben werden, wenn dus e ver abwe⸗ 
ی‎ find, . 


ES 32. 


Jedes Mitglied des Kollegiums ift befugt, die 9 der Sachen 
zu unterſchreiben, welche vom Plenum, oder von ber Abtheilung, worin es an- 
geſtellt iſt, ausgehen. Die Unterſchriften dreier Mitglieder find zureichend. 
Unterzeichnet ein Mitglied des Praͤſidiums mit; ſo ſind zwei Unterſchriften hin⸗ 
laͤnglich. Eine Ausnahme machen die Berichte, welche alle von dem Praͤſiden⸗ 
ten, dem Direktor, und allen anweſenden Raͤthen der Abtheilung, welche ſie 
erſtattet, unterſchrieben werden muͤſſen. 


Holzanweiſungen muß der Oberforſtmeiſter auch in der Reinſchrift unter⸗ 
zeichnen, wenn er anweſend iſt. 


Auf den Reinſchriften der Berichte muͤſſen die Namen des Referenten 
und Korreferenten genannt werden. 


Die Reihefolge bei der Unterſchrift beſtimmt uͤbrigens das Dienſtalter, 
nach welchem uͤberhaupt die Mitglieder des Kollegiums rangiren. 


8۰ 33. 

Alle Gegenſtaͤnde gleicher Art, die ſolches geſtatten, und nicht eine be⸗ 
ſondere Beſchleunigung erfordern, muͤſſen, wenn daruͤber eine Berichtserſtat⸗ 
tung noͤthig iſt, geſammelt und in periodiſchen Generalberichten auf einmal un⸗ 
ter Beifuͤgung einer motivirten und uͤberſichtlichen Nachweiſung, an die Mini- 
ſterien gebracht werden, z. B. die Penſionsgeſuche u. ſ. w. Der Regel nach 


ſind dergleichen Berichte von den benen سواہ‎ igen „wenn ſelbige 
nach Berlin berufen werden. 


In allen Faͤllen, wo nach der gegenwärtigen Juſtruktion eine Berichts⸗ 
erſtattung noͤthig iſt, muß dieſe, ſofern ſie nicht in einer blos nachrichtlichen 
Anzeige beſteht, auch dann erſt erfolgen, wenn die Sache zu einem endlichen 
Beſchluſſe völlig reif iff, übrigens aber der Bericht ſelbſt jedesmal gruͤndlich, 
klar, beſtimmt und erſchoͤpfend, aber auch moͤglichſt kurz und gedraͤngt, ohne 
unnuͤtze Weitſchweifigkeit und Wortuͤberfuͤlung, abgefaßt werden. 


f Derſelbe wird an denjenigen Miniſter gerichtet, vor welchem die Sache 
nach der $. I. erwähnten Kabinetsordre gehoͤrt, und wenn Dë Mi ie 
dabei fonfurriren, an felbige gemeinfchaftlich. 


Von allen an die Regierungen ober ihre Abtheilungen von Uns ergehenden 
unmittelbaren Verfuͤgungen, reichen fie, nebſt ihren darauf erſtatteten Berich⸗ 
ten, Abſchrift dem betreffenden Miniſter ein. 

Ab⸗ 


Wegen der 
unterſchrift. 


: d Dudum ام یت‎ 


A Ben IEE,‏ ےج 


۱ ے تی‎ Ie 


al , IP 


FEED In 


bee و ےی ا کی‎ aiu er SE 


ہی و میں Betas‏ 


LE پیر یں‎ — Ger 
۹ j 
` 


8 کے سی ya‏ 


Beſondere 
Vorſchriften 
wegen der 
Berichte an 
die Miniſte⸗ 

vien. 


„% ! AV: * 7 
Von den Rechten und Pflichten der Regierungsbeamten. 


i §. 34. 

Da der ganze Geſchaͤftsbetrieb in beſtimmte, feft abgegrenzte Departe- ant 
ments vertheilt werden, und bei Ausnahmen hiervon ein und daſſelbe Mitglied, a rückuchtlich 
der Regel nach, die Sache von Anfang bis zu Ende bearbeiten ſoll, auch ein ا‎ kel, 
jeder Departementsrath oder in einzelnen Sachen ernannter Dezernent die Be⸗ 

fugniß hat, in dem ihm angewieſenen Geſchaͤftskreiſe moͤglichſt frei und ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig zu wirken; fo ift derſelbe nicht allein für einen ſchnellen und ununter⸗ 
brochenen Fortgang, ſondern auch fuͤr eine gruͤndliche und vorſchriftsmaͤßige 
Bearbeitung der dazu gebörigen Gegenſtaͤnde, fo wie für eine anftdndige und 
ſchickliche Faſſung der von ihm angegebenen Verfuͤgungen, zunaͤchſt und voll⸗ 
ſtaͤndig verantwortlich. Bess 

Von dieſer prinzipalen Verantwortlichkeit wird auch Niemand durch 
den Beitritt des Kollegiums bei dem gehaltenen Vortrage, befreiet. 
Iſt das Mitglied von dem Kollegium abgeſtimmt worden, ſo darf es den Be⸗ 
ſchluß nicht vertreten, wenn es ſeine abweichende Meinung in dem Dekrete ا‎ 
kuͤrzlich vermerkt, und ſolches darunter vor dem vorſitzenden Direktor ober Prac 
fidenten hat beſcheinigem laſſen. Wohl aber haftet das Mitglied nachher voll⸗ 
ſtaͤndig für den weitern Betrieb der Sache, und eine zweck- und ordnungs⸗ 
mäßige Ausführung des Beſchluſſes. Auch kann daſſelbe zur Verantwortung 
und vollen Vertretung gezogen werden, wenn es ſich in der Folge ausweiſet, 
daß es aus Unkunde des Sachverhaͤltniſſes, der Geſetze oder Vorſchriften, oder 
vielleicht gar aus bloßem Eigenſinn abweichender Meinung geweſen, oder aber 
durch falſche und unvollſtaͤndige Darſtellung das Kollegium zu dem Beſchluß 
verleitet hat. 


Mais ern, 
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$. 35. LE 

Bei Gegenſtaͤnden von beſonderer Wichtigkeit, ober bei Unzulaͤnglich⸗ 
keit der Vorſchriften und Mangel an Zeit, darüber hoͤhere Entſcheidung eins 
zuholen, ſteht es jedem Mitgliede, wenn es bie prinzipale Verantwortung 
nicht übernehmen will, frei, das Sachverhaͤltniß mit ſeiner Meinung ſchrift⸗ 
lich aufzuſetzen. Dies wird bei dem Vortrage verleſen, berathen und ent⸗ 
ſchieden. Alsdann haftet der Dezernent blos fuͤr die vollſtaͤndige und richtige 
Darſtellung des Sachverhaͤltniſſes, und daß inſonderheit keine Umſtaͤnde und 
Geſichtspunkte von Erheblichkeit dabei uͤbergangen worden, für den Beſchluß 
aber nicht weiter, als jedes andere Mitglied. Bei dergleichen Votis muß 
jedoch alle unmige Weitlaͤuftigkeit moͤglichſt vermieden, auch jedesmal der 
Beſchluß nur von dem vorſitzenden Direktor oder Praͤſtdenten baranf geſetzt : 
werden. HE 6: PIE ا‎ ۱ : 

qud : O o 2 $ 36. 
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Nach dem Departementsrath oder Dezernenten iſt, in ſofern nicht 
etwa nach den obigen Beſtimmungen die Verantwortlichkeit der Korreferenten 
oder anderer Mitglieder, die an der Sache Antheil genommen, eintrilt, das 
Praͤſidium verhaftet, und zwar aus demſelben zuvörderſt der vorſitzende Die - 


rektor derjenigen Abtheilung, zu welcher die Sache gehört, oder, wenn es 


Sache des Plenums ift, der Praͤſident. Demnaͤchſt tritt erſt die gemeinſchaft⸗ 
liche Vertretungs- Verbindlichkeit der ubrigen Mitglieder des Plenums oder 
der einzelnen Abtheilungen ein, je nachdem die Veranlaſſung des Regreſſes 
fib von jenem oder dieſem herſchreibt. er HT WA EU 
Alle Jahr am Schluß deſſelben ſtattet jedes Mitglied Aber den Zuſtand 
und die Geſchaͤftslage ſeines Departements, von dem, was waͤhrend dem Laufe 
des Jahres in demſelben von Erheblichkeit geſchehen, und noch zu thun uͤbrig 
bleibt, einen allgemeinen uͤberſichtlichen und beurtheilenden Bericht ab, Wele 
cher in dem Kollegium zum Vortrag kommt, und nachdem darauf das Nöthige 


verfügt worden, zum Haupt⸗Verwaltungs bericht benutzt wird, den die Re⸗ 
gierung nach Ablauf eines jeden Jahres über den Zuſtand der Verwaltung 
ihres Bezirks im Ganzen und die darin in dem verfloſſenen Jahre gemachten 
Fortſchritte an die Miniſterien zu erſtatten, und welchem fie die einzelnen Bes 
richte der Departements raͤthe jedesmal beizufügen hat. ) کی‎ 


Gegen Beamte, welche lau in Erfüllung ihrer Pflichten find, fte vere 
nachlaͤſſigen oder gar abſichtlich verletzen, oder ihr Amt dazu mißbrauchen, 
um ihren Eigennutz oder andere Privoatleidenſchaften und Nebenruͤckſichten zu 
befriedigen, muß ohne die geringſte Nachſicht, ohne den mindeſten Unkerſchied 
wes Standes und Ranges fie find, mit aller Energie und Strenge verfahren, 
und eben ſo wenig muͤſſen Subjekte in öffentlichen Bedienungen gelitten wer⸗ 
den, die durch ihr Privatleben Gleichguͤltigkeit gegen Religion und 6 
an den Tag legen, oder ſich ſonſten durch ihren Wandel veraͤchtlich machen, 
wozu auch Trunkenheit und Spiel gehoͤrt. Sie entehren das Vertrauen, wel⸗ 
ches der Staat in fie bei ihrer Wahl geſetzt hat, und find unwerth, der öͤffentli⸗ 
chen Sache zu dienen. dete de yo ci BES cerdos 

Beamte, welche mit Treue, Waͤrme und Fleiß ihre Berufspflichten uͤben, 
muͤſſen aber auch mit Diskretion und Aufmunterung behandelt, dem mehr oder 


mindern Grade ihres Dienſteifers und ihrer Fahigkeiten nach ausgezeichnet 
und bei fic ereignenden Gelegenheiten beförbert und verbeſſert werden. 


Jeder Vorgeſetzte muß vorzüglich auf das Ehrgefuͤhl einer Unterge⸗ 


d. wegen der 
Jahreshe⸗ 
nichts, 
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benen zn wirten ſuchen, es zu werfen und zu belchen wiffen, und uur dann 
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Fr سے‎ 
Strafe anwenden, wenn das erſte Mittel fruchtlos verſucht worden, oder 
bbier Wille flar iſt. a 


$. 30. 

Das و99‎ Bred hik ift aus dem ۸ und den beiden Di⸗ 
rektoren zuſammen geſetzt, und in dieſer Verbindung ſowohl, als in 1 
einzelnen Gliedern, der naͤchſte Vorgeſetzte des Kollegit. 

Jus beſondere hat das Praͤſidium folgenden Wirkungskreis: 

1) Es bearbeitet ausſchließlich alles, was fid) auf Anſetzung, Disziplin 
und Entlaſſung der Mitglieder des Kollegii und der Referendarien, und 
auf die Vertheilung der Geſchaͤfte unter ſie, beziehet. Es fertigt fer⸗ 

ner die Kondnuitenliſten von ihnen. : 

4,22 Es leitet ben Vortrag, forgt für cine CHE zweckmaͤßige, gruͤndliche 


und anſtaͤndige Behandlung der Geſchaͤfte, und fuͤhrt die Aufſicht uͤber 


die Geſchaͤftsfuhrung der Mitglieder des Rollegit und ber Subalternen. 
S Es ordnet daher auch die noͤthigen Journaͤle und Geſchaͤfts⸗Kon⸗ 
trollen, ſowohl für das Kollegium, als die verſchiedenen Unterbehoͤrden 
bei demſelben, an. Von ſeiner Beſtimmung haͤngt alles ab, was die 

Regelmaͤßigkeit, Ordnung, den ununterbrochenen Fortgang und die Kon⸗ 

trolle der Geſchaͤfte, imgleichen die Form und Faſſung der angegebenen 

2 Verfuͤgungen anbetrifft. Seine Aufficht muß ſich aber nicht blos auf 
den formellen Geſchaͤftsbetrieb beſchraͤnken, ſondern es muß auch auf 
das Innere der Sachen eingehen, einzelne Sachen nach den Akten pris 
fen, und hinhaltende Verfügungen d Ruͤckfragen verhuͤten und dafuͤr 

. forgen, dag bie uU OQ und Privatinfereffenten bei ihren An⸗ 

Tränen und Geſuchen uͤberall vollſtaͤndig, gründlich und moͤglichſt ſchnell 

beſchieden werden, auch die letzteren, wenn nach Lage der Sache eine 

endliche Beſcheidung noch nicht möglich ift, wenigſtens ſogleich eine vor⸗ 

laͤufige Nachricht von den obwaltenden Hinderniſſen erhalten, indem eine 

gruͤndliche und ſchleunige Beſcheidung febr weſentlich dazu beiträgt, die 
Achtung und das Vertrauen der öffentlichen Behörden und ſonach ihre 
oe eigene Wirkſamkeit zu vermehren. 

Das Prafidium it befugt, wegen Verletzung der Dienſtpflichten, 

Verzögerung, Nachlaͤßigkeit und Oberflaͤchlichkeit 2c. Mitglieder und Urs 

terbeamte zurecht zu weiſen, und letztere bis zu 30 87 Ordnungs⸗ 

ſtrafen zu nehmen, im Wiederholungsfalle aber verpflichtet, der vor⸗ 
geſetzten Behörde Anzeige davon zu machen. 

Pon den Mitgliedern des Kollegiums ſetzen Wir es voraus, daß 
ſie nie ات‎ geben werden, um fie in Ordnungsſtrafen zu neh⸗ 
men. Sollte btefer g Fall aber dennoch eintreten, und die Zurechtweiſun⸗ 

gea 6 7 ihnen ohne وا‎ bleiben; fo iſt dieſes ین‎ 


s er |‏ وو ےا 

auf ihre ۶۲٤ Beſtrafung oder gaͤnzliche Entfernung aus dem Dienſte 
anzutragen. SCC ; = 

Wir dürfen ben Praͤſidien vertrauen, “bag fie bei Erfüllung ۲ 


Pflicht, Billigkeit und Schonung mit Kraft und Energie zu vereinigen 


wiſſen, und eben fo wenig den Vorwurf: übertriebener Strenge als unzei⸗ 
tiger Nachſicht auf ſich laden werden. (m j 
Iſt das Prafidium mit den Materiellen angegebener Verfuͤgungen und 
gefaßter Beſchluͤſſe nicht einverſtanden, fo kann und muß es dieſelben noch⸗ 
mals, dem Befinden nach, im Plenum zum Vortrag bringen laſſen. Je⸗ 
des einzelne Mitglied des SDráfibium hat eben dieſes Recht. Bei dem im 
Plenum gefaßten Beſchluſſe hat es dann zwar ſein Bewenden; doch kann 
das Präſidium, wenn es auch alsdann noch nicht von der Richtigkeit des 
Beſch luſſes überzeugt ift, der Ausführung deſſelben auf ſeine Verantwor⸗ 
kung Anſtand geben, und die Eneſcheidung des Oberpräfidenten einholen, 
ſobald nicht Gefahr im Verzuge vorhanden iſt , und alle Mitglieder des 
Präſidiums gleicher Meinung find. fF aber weder das eine noch das an⸗ 
dere der Fall, ſo muß der Beſchluß des Kollegiums ohne weitern Anſtand 
ausgefuͤhrt werden. FTT 
Das Praͤſidium iſt verpflichtet, ſaͤmmtliche Dienſtangelegenheiten an das 
Kollegium gelangen und durch daſſelbe bearbeiten zu laſſen, mit Ausnahme 
derer, welche zu ſeinem beſondern Geſchaͤftskreiſe gehoͤren, oder ihm hoͤ⸗ 
hern Orts beſonders uͤbertragen ſind, oder eine ganz beſondere Eile und Ge⸗ 
heimhaltung erfordern, oder wobei ſonſt erhebliche Gruͤnde obwalten; 
doch muß zur Verhutung widerſprechender Verfuͤgungen, dem Kollegium 
davon wenigſtens im Allgemeinen, und wenn die Hinderungsgründe weg⸗ 


3) 


4 


fallen, vollſtaͤndig Nachricht mitgetheilt, auch muͤſſen alsdann, thunli⸗ 


chen Falls, die Akten an daſſelbe abgegeben werden. 
Das Prafidium hat die Oberaufſicht tiber die Regierungs⸗Hauptkaſſen. 
Es beobachtet die ganze Geſchaftsfuͤhrung derſelben, hält auf den rich⸗ 
tigen Eingang der Gefälle, auf beſtimmungsgemaͤße Verwendung der 
einzelnen Fonds, auf Sparſamkeit bei den Ausgaben, und Vermeidung 
der Etatsuͤberſchreilungen. = ce 

Es ift befugt, den Mitgliedern und Unterbeamten des Kollegiums Urs 
laub zu ertheilen, jedoch zu Reiſen außerhalb Landes erſteren nur auf 


Vier, letzteren bis auf acht Wochen. 


Die Urlaubsgeſuche der Bezirksbeamten gehen durch die betreffende 
Abtheilung, die zu deren Bewilligung im gleichen Maaße ermaͤchligt 
wird. : 


Laͤn⸗ 


50 


6) 
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Laͤngere Urlaubsbewilligungen koͤnnen nur vom Oberprafidenter, 
jedoch niemals uͤber eine halbjaͤhrige Friſt, ertheilt werden. 

7) Die beſondere Disziplin und Aufſicht uͤber die Unterbeamten und deren 
Dienſtfuͤhrung iſt zwar zunaͤchſt Sache der Raͤthe, unter denen ſie ar⸗ 
beiten. Dies entbindet das Praͤſidium jedoch nicht von der Pflicht der 
Oberaufſicht und der Ruͤge zu ſeiner Kenntniß kommender Verletzungen 
der Dienſtpflicht. Das Praͤſidium muß ferner dafür ſorgen, daß uͤber⸗ 
fluͤſſige Stellen, auch wenn ſie etatsmaͤßig ſind, nicht wieder beſetzt, und 
das Gehalt erſpart werde. 4 

8) Jedes Mitglied des Praͤſidiums muß. jährlich einen Theil des Regie⸗ 
rungs⸗Bezirks bereiſen, nicht nur, um ſich Orts⸗ und Perſonen⸗Kennt⸗ 
niß zu erwerben, ſondern auch, um die Dienſtfuͤhrung der Unterbehör⸗ 
den und Departementsraͤthe an Ort und Stelle zu prüfen. 

Die Reiſebemerkungen und Nachricht von den vorlaͤufig getroffe⸗ 

nen Verfügungen, müffen dem Kollegium mitgetheilt, und im Plenum 
deſſelben zum Vortrage gebracht, auch muß dem Oberpraͤſidenten Ab⸗ 
ſchrift davon, nebſt Anzeige von dem, was darauf verfügt iſt, einge⸗ 

reicht werden. 1 

. 9) Die Verfaſſung des Praͤſidiums iſt kollegialiſch, und alle 7+ 
muͤſſen unter gemeinſchaftlicher Mitwirkung ſaͤmmtlicher Mitglieder nach 
Stimmenmehrheit gefaßt werden. Der Praͤſident führt darin den Bors 

ſitz und die Geſchaͤftsleitung. : 0 5 

H. 40. 3 
Der Praͤſident iff ber Mittelpunkt der ganzen Verwaltung ber Regie: 
rung. Ihm liegt es vorzüglich ob, das Allgemeine derſelben im Auge zu Des 
halten, darauf zu ſehen und hinzuwirken, daß demſelben nicht durch einfeitige 

Verfügungen in einzelnen Verwaltungszweigen Eintrag geſchehe; daß die Vor⸗ 

ſchriften der gegenwaͤrtigen Inſtruktion uͤberall gehörig beobachtet werden, 
und in der ganzen Geſchaͤftsserwaltung ein reges inneres Leben herrſche. Er 
ſteht zu den Direktoren in demſelben Verhaͤltniß, als dieſe zu den Mitgliedern 

ihrer Abtheilung. ۱ 

Als erſtes und vorgeſetztes Mitglied des Kollegii führt ۶ 

den Vorſitz und die Leitung des Vortrages nicht nur im Plenum, fondern 
auch in den einzelnen Abtheilungen, wenn er darin anweſend iſt; welches er 
ſo oft thun muß, als es ſeine Zeit erlaubt. Er fuͤhrt die allgemeine Aufſicht 
uͤber das geſammte Perſonal, ſorgt fuͤr deſſen zweckmaͤßige Beſchaͤftigung und 
laßt uͤberladene Beamte durch andere periodiſch unterſtutzen. Ihm ſteht unter 
den $$. 12. und 16. gedachten Einſchraͤnkungen die Befugniß zu, Gratifika⸗ 
tionen und außerordentliche Belohnungen zu ertheilen. Im Verhinderungs⸗ 
fall der Direktoren bei ihrer Amtsfuͤhrung ſorgt der Prafident für deren Steff: 
ver⸗ 
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Er beruft das e ſo weit nicht ione p" dazu dud 
fi ib, und ordnet außerordentliche Sitzungen an; eilige Sachen, welche jedoch 
nicht wichtig genug ſind, um eine außerordentliche Verſammlung des Kollegü 
zu veranlaſſen, kann der Praͤſident ſich, in ſofern er nicht ſelbſt die ſpezielle 
Leitung einer Abtheilung verfieht, in Gegenwart des betreffenden Direktors 
von dem Departementsrathe allein vortragen, und das Erforderliche darauf 
verfügen und abgehen laſſen. Von dem Beſchluſſe muß aber das Kollegium 
am ndchfien Vortragstage benachrichtigt werden. Er ordnet außerordentliche 
Landes- und Kaſſenviſitatſonen an, und ernennt die Kommiſſarien zu den Lokal⸗ 
und auswärtigen Geſchaͤften; er beſtimmt, nach Ruͤckſprache mit den Direkto⸗ 
ren, die Gegenden des Regierungsbezirks, welche von SÉ E 85. bereis 
fen find, und bereiſet ſelbſt einen Theil des Bezirks. He 2 


Auch liegt dem Praͤſidenten ob, die Sorge f fUr die pant che ا ین‎ 
der periodifchen Berichte; für die Sammlung, Ordnung unb Zuſammenſtellung 
zuverläffiger und zweckmäßiger ſtatiſtiſcher Nachrichten; für gründliche und erz 
ſchoͤpfende Ausarbeitung der jährlichen Verwaltungsberichte; nicht weniger für 
Erſtattung und zweckmaͤßige Ausarbeitung der monatlichen Zeitungsberichte. 


Bei Krankheit oder Abweſenheit des Prafidenten werfieht der aͤlteſte 
Direktor deſſen denied e Dm ganz in ſeine ar unb pu 
genpeiten, er 


E 

Die Direktoren führen die beſondere Aufſicht über das Perſonal und den 
Geſchaͤftsgang und Betrieb bei der ihnen anvertrauten Abtheilung, worin fie 
auch den Vorſitz führen, in ſofern nicht ber Prafident felbft anwe fend iſt. Sie 
haben era in Beziehung auf ihre Abtheilung alle Rechte und Pflichten, 
welche dem Praͤſdenten über das Ganze zuſtehen und obliegen, und unterffützen 
den Präfibenten í itt Hinſicht der ihm übertragenen, allgemeinen اناد‎ dt und Fürs 
ſorge. Sie müſſen daher auch beſonders darauf achten, daß in ihrer Abthei⸗ 


c. der Direk⸗ 
token. 


lung keine Sachen einſeitig abgemacht werden, welche die andere Abtheilung 


mit angehen. S Sie beſtimmen, nach Ruͤckſprache s iif dem Präſidenten, die von 
den Mathen ihrer Abtheilung zu machenden Seien und dabei 08 
Geſchaͤfte. Sie ſind verpflichtet, die ihnen vom Praſidenten bei dem Praͤſi⸗ 
dium oder Wem Kollegium zugeſchriebenen Sachen zu bearbeiten. , 


$ ۰ 

Die Me i. Rechte umb Pflichten der Raͤthe und 1 Ede d. amtliche 
ſich aus dem Vorſtehenden von ſeloſt. Jeder von ihnen muß den ihm ange⸗ . 
wieſenen Geſchaͤſtskreis mit Waͤrme und innerer Theilnahme auffaffen und  Geeroaum 
mit Geiſt, Wuͤrde, Gruͤndlichkeit und Umſicht verfolgen, fern von Leidenſchaft 
und perſoͤnlichen oder andern Nebenruͤckſichten. Es iſt nicht genug, wenn 
fie fid) blos auf die ihnen zugeſchriebenen Sachen beſchraͤnken; fie müffen auch 
aus einem eigenen Antriebe Gegenſtaͤnde, welche ihnen noͤthig und nützlich 
fcheinen, "zur Sprache bringen, Sachen anregen, die in Vergeſſenheit zu Ges 
rathen drohen; ſaͤumige Behörden erinnern, für den baldigen Abgang der 
von ihnen angegebenen Verfuͤgungen ſorgen, und ſich in fortwährender Kennt⸗ 
nig uber die Örtliche Lage der ihnen zugewieſenen Berwaltungsgegenſtaͤnde, 
und die Art und Weiſe, wie die angegebenen Verfuͤgungen ausgeführt wer⸗ 
den, zu erhalten ſuchen; kurz, mit ſtets regem und treuem Eifer das Beſte 
des Dienſtes und das Wohl des Ganzen wahrnehmen und befoͤrdern. 

Zu die em Zwecke find fie befugt, die Geſchaͤftsfuͤhrung der unter ihnen 
arbeitenden Beamten zu beobachten, und die nachlaͤßigen zurecht zu weiſen, 
und noͤthigenfalls unter Mitzeichnung des Direktors bis zur Hoͤhe von 5 Rihlr. 
in Ordnungsſtrafen zu nehmen. 

Jeder Rath muß jährlich einen Theil ſeines ue bie Do⸗ 
mainenrärhe aber müffen ihr ganzes Departement bereiſen. Sie fütren auf 
der Reiſe ein vollſtaͤndiges Tagebuch, welches nach ihrer Ruͤckkehr von dem 
Korreferenten zum Borirage gebracht und wenn darauf das Erforderliche vers 
fügt iff, zu den Materialien des jaͤhrlichen Haupt⸗Verwaltungs⸗ Berichts gez 
ſammelt wird. 

Jeder Departments ⸗Rath iſt befugt und ſchuldig, ſchon an Ort und 
Stelle das Erforderliche zur Abſtellung von Mängeln z zu verfuͤgen, und die Dienſt⸗ 
führung der Kreis: und Orts- Behörden in Sachen feines Departeme nts, ſo wie 
die Kreis- und Orts-Kaſſen, welche von der Regierung reſſortiren, zu revidiren, 

Letzteres ift intonderheit die Pflicht derjenigen Räthe, zu deren Gefd)áftà- : 
kreiſe bie Aufſicht über die betreffende Kreis- ober Orts-Kaſſe gehoͤrt. 

Mangel, deren Ruͤge außer ihrem 17۷ liegt, muͤſſen fie gleich⸗ 
wohl nicht unbeachtet 07 fondera dem Praͤſidium bei eigener Vertretung 


anzeigen. 
4 S. 43. : 
Die Verhaͤltniſſe der Oberforſtmeiſter außer dem Kollegium, und مر‎ e. be Deer. 
) 7 ft Beomtebeg Negierungs Bezirks, beſtimmt eine beſondere Dienſt⸗ Dm: 
bett, 


Inſtruktion, worauf fte hier verwieſen werden. i 
Beim Kollegium nehmen fie als Mitglieder an den Geſchaͤften, Berathun⸗ 
gen und Verfügungen کا0 فا‎ die in ihr Fach einſchlagen, bearbeiten die ihnen 
Jahrgang 1817. Pp Dorin 


darin zugetheilten Sachen und zeichnen alle in techniſchen Forſt⸗Sachen gemachte 


Angaben im Konzepte. 


trolle des Praͤſidiums, gleich ben uͤbrigen Mitgliedern, untergeordnet. 

Uebrigens gehört zu ihrer Wirkſamkeit die Leitung des ganzen techniſchen 
Theils der Forſt⸗Berwaltung; die Disziplin über die Forſt⸗Beamten ihres Be⸗ 
zirks, und die Vollziehung der forſtlichen Lokal⸗Reviſtonen. 


9۰ 44. ; : 

Außer den allgemeinen Pflichten ber Raͤthe und neben der Bearbeitung 
der den Juſtitiarien beſonders übertragenen Departements, liegt denſelben, als 
Rechts⸗Konſulenten der Regierungen, ob, dahin zu ſehen, daß nichts Geſetz⸗ 
wibriges beſchloſſen werde, und daß die Prozeſſe des Fiskus mit Gruͤndlichkeit 
geführt werden. Sie haben die Pruͤfung der Information, welche die Manda⸗ 


Sie find in Ruͤckſicht ihrer geſammten Amts fuͤhrung der Aufſicht und Kon⸗ 


tarien des Fiskus anzufertigen haben, und die Kontrolle derſelben bei der Fuͤh⸗ 


rung der Prozeſſe, allenfalls durch Einſehung ihrer Manual⸗Akten, zu beſorgen. 
Wenn die Juſtitiarien den Departements⸗Räthen die Umſtaͤnde bemerk⸗ 
lich machen, worauf es bei den Prozeſſen ihnen ankommt; ſo ſind dieſe verbun⸗ 


den, ihnen die noͤthigen Nachrichten und That ſachen mitzutheilen, und die Quel⸗ 


len zu bezeichnen, woraus fie das Naͤhere ſchoͤpfen koͤnnen. 

Die Juſtitiarien ſorgen für die gehörige Anfertigung vollſtaͤndiger und 
überfichtlicher Prozeß⸗Tabellen, und für deren Einreichung zur beſtimmken Zeit. 

Sie haben ferner für die gehörige Form aller rechtlichen Verhandlungen 
des Collegii zu ſorgen, und die Kontrakte oder andere Ausfertigungen, wodurch 
das Kollegium Verbindlichkeiten eingeht, oder Rechte erwirbt, im Konzepte mit⸗ 
zuzeichnen; wobei ſie zwar nicht fuͤr das Materielle, welches der Referent zu⸗ 
nádft zu vertreten hat, wohl aber für die deutliche, beſtimmte und rechtliche 
Faſſung dieſer Verhandlungen, daß aus der Verletzung rechtlicher Formen keine 
Rechtsſtreite entſtehen koͤnnen, verantwortlich ſind. b : 


5: 45. 

Die Kaſſen⸗Raͤthe haben in ihrer Abtheilung die ſpezielle Aufſicht und 
Kuratel uͤber die Haupt: Kaffe und die bei derſelben angeſtellten Beamten. Ih⸗ 
nen gebührt der Vorſchlag bei Anftellung der letzteren und liegt die Sorge ob, 
fuͤr Einheit und Ordnung in der ganzen Kaſſen⸗ Verwaltung, fuͤr gehoͤrige Kau⸗ 
tionsbeſtellung der Kaſſen⸗Offtzianten, zweckmaͤßige Fuͤhrung ihrer Mannalien, 
Buͤcher und Kontrollen, innere und äußere Sicherheit der Kaſſen, Behaͤltniſſe 
und Beſtaͤnde, Vermeidung alles Agiotirens der Kaſſen⸗Beamten, anſtaͤndige 
und rechtliche Behandlung des Publikums von Seiten ihrer, gehörige und zweck⸗ 
mäßige Kaſſen⸗Reviſionen, prompten Eingang der Gefaͤlle und prompte Anfer⸗ 
ligung der jährlichen Kaſſen⸗Etats und Rechnungen, uberhaupt für alles, was 
zur 


„der mitt 


Karies, 


der Kaſſen⸗ 
anche, 


„ 


zur ſoliden, rechtlichen und vorſchriftsmaͤßigen Kaſſen⸗ Verwaltung gehört. Bei 
den Verfuͤgungen an die Kaſſen ſind ſie, ſofern ſie ſelbige nicht ſelbſt angegeben 
haben, zwar nicht wegen der Zahlung an ſich, als welche jedesmal der Dezer⸗ 
nent zunaͤchſt zu vertreten hat, wohl aber dafuͤr verantwortlich, daß keine Etats⸗ 
Ueberſchreitungen, keine Anweiſungen auf unrechte Fonds erfolgen, uͤberhaupt 
nichts gegen die Vorſchriften der Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗Verwaltung 
unternommen werde. 
$ 46. 


Der geiſtlichen und Schul⸗Raͤthe beſondere Pflicht iſt es, bafür vorzuͤg⸗ b. der geiſt 
lich zu ſorgen, daß der öffentliche Schul- und geiſtliche Unterricht und Kultus, éi) 
ſowohl feinem Innern als Aeußern nach, den Vorſchriften gemäß, gehörig bes 
obachtet werde. Sie koͤnnen, dem Befinden nach, Vorſchlaͤge machen, wie bei⸗ 
des verbeſſert werden kann, um Religioſttaͤt und Moralität, Duldungsgeiſt und 
Annaͤherung zwiſchen den verſchiedenen Glaubens-Verwandten, Buͤrgerſinn 
und Theilnahme fuͤr die oͤffentliche Sache, Anhaͤnglichkeit und Liebe fuͤr Koͤnig, 

Vaterland und Verfaſſung, Achtung für die Geſetze zu befoͤrdern. 
i Sie muͤſſen fich nicht begnuͤgen, die ihnen zugetheilten Sachen ordentlich 
und gut zu bearbeiten, uͤberhaupt nicht blos durch Vortraͤge im Kollegium und 
amtliche Erlaſſe, ſondern auch durch perfönliches Beiſpiel und Wirken warmen 
Eifer und lebendige Thaͤtigkeit für Verbeſſerung des geiſtlichen und Sul Uns 
terrichts, unter den Predigern und Schullehrern zu verbreiten ſuchen. Unge⸗ 
achtet den geiſtlichen und Schule Räthen mit obliegt, auf den Lebenswandel und 
die Amtsfuͤhrung der Geiſtlichen und Schullehrer Acht zu haben, Unregelmaͤßig⸗ 
keiten zu ruͤgen, oder noͤthigenfalls amtlich zur Sprache zu bringen; ſo muͤſſen ſie i 
ſich doch nicht blos als die Aufſeher des geiſtlichen und Lehrer-Standes, ſondern = 
mehr als feine Geroffen und Vertraute betrachten, feine Würde zu behaupten 
und ſein Beſtes zu befoͤrdern befliſſen ۰ . 

Es verſteht fic von ſelbſt, daß fofern bie geiftlichen und 6+ 
als Mitglieder ber Regierung handeln, fte ſich in denjenigen Befugniffen halten 
muͤſſen, welche den Regierungen in den geiſtlichen und Schul Angelegenheiten 
uͤberhaupt beigelegt ſind. Sie ſind uͤberdies die Organe, deren ſich das Konſi⸗ 
ſtorium für beſondere Angelegenheiten feines Reſſorts nach naͤherer Beſtimmung 

der demſelben ertheilten Inſtruktion bedienen kann, und Mitglieder deſſelben mit 
Sitz und Stimme, wenn fie bei dem Konſiſtorium anweſend ۰ 


۱ §. 47. 

Der Medizinal- Rath bearbeitet bei ben Regierungen alle in die Geſund⸗ i. der ten: 
heits⸗ und Medizinal⸗Polizei einſchlagende Sachen, und hat in Beziehung bar, 84 
auf alle Rechte, Pflichten und Verantwortlichkeiten der uͤbrigen Departements⸗ 

Raͤthe. Er muß die wichtigern Medizinal-Anſtalten von Zeit zu Zeit revidiren, 
SE Pp 2 auch 
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auch das beachten, was aus der Inſtruktion für die Medizinal⸗Kollegien von 
heute, auf ihr Anwendung findet. Er darf zwar mediziniſche Praxis treiben, 
aber nur in ſo weit, daß ſeine Amts⸗Geſchaͤfte dabei nicht leiden. 


§. 48. ۱ : ^ 

k. der Bau⸗ Die Bau⸗Raͤthe führen bie Aufſicht über das geſammte Bau⸗Weſen im 

8 Regierungs⸗Bezirke, und ſorgen für die tuͤchtige und zweckmaͤßige Aus fuͤhrung 
der offentlichen Baue, unter möglichfter Koſten⸗ Erſparung. : 

Sie fuͤhren die Aufficht über. die Bau⸗Beamten und Aufſeher der Ge⸗ 
baͤude und öffentlichen Bau⸗Anlagen aller Art, beſonders uͤber die Kommuni⸗ 
kations⸗Anlagen. I ra 

Sie ſorgen für deren gründliche, ٣۶ Geſchaͤftsfuͤhrung, und 
dürfen: weder ſelbſt Unternehmer öffentlicher Baue ſeyn, oder Theil an ſolchen 
Unternehmungen haben, noch geſtatten, daß ſolches von den uͤbrigen Bau⸗Offi⸗ 
zianten geſchehe, oder daß dieſe ſich mit Auszahlung der Baugelder befaffen.. 

Sie muͤſſen ferner alle oͤffentliche Bau⸗Anlagen, beſonders auch die Do⸗ 
mainen= und Forſt⸗Bauten, wenn es möglich iſt, jährlich einmal bereiſen, die 
ſchiffbaren Fluͤſſe aber ſowohl im Früͤhjahre zur Beurtheilung der erforderlichen 
Verbeſſerungen, als im Herbſte zur Prufung der ausgeführten Arbeiten, befah⸗ 
ren und uͤber ihre Bereifung den Regierungen Bericht erſtatten. 

Im Kollegium liegt ihnen die Reviſion aller Bau⸗ Anſchlaͤge ob, und es 
darf ohne ihr Vorwiſſen keine Veränderung an dem Bau, während deſſen Aus⸗ 
fuͤhrung, genehmigt und vorgenommen werden. EE 

Generalien, welche auf das Bauweſen Bezug haben, alle Sachen, wel⸗ 
che die Einleitung, Ausfuhrung und Abnahme der Baue, deren techniſche Be⸗ 
urtheilung, die Dienſtveraͤnderungen und Disziplin der Baubeamten, die Pruͤ⸗ 
fung der Bauhandwerker, und die Maaße und Gewichte betreffen, gehoͤren 
zur Bearbeitung der Baurdthe: یج‎ E , وی‎ 

Uebrigens find ihre Rechte und Pflichten denen ber andern 0 
gleich. Als Kozreferenten find fie für das Techniſche ihres Geſchaͤftskreiſes 
verantwortlich. i 


| | 5۰۰ 49: | E 

iet Refe- Die Anſtellung und Entlaſſung ber Referendarien iff Sache des Praͤſidii, 

Eu Um als Referendar angeſtellt zu werden, muß der Kandidat gute Schul⸗ 

kenntniſſe in alten und neuern Sprachen, in Geſchichte und Mathematik, in. 

den Staats wiſſenſchaften und deren Huͤlfswiſſenſchaften, namentlich Oekono⸗ 

mie und Technologie, auch gruͤndliche Kenntniß des Rechts beſitzen, die gebe 

rige Zeit auf Unfverfiräten ſtudirt, nachher wo möglich" praktiſche Kenntniß 

von der Landwirthſchaft oder einem andern Hauptgewerbe erlangt, und in 

ſofern es ſeyn kann, als Auskultator bei einer Gerichtsbehoͤrde einige Zeit 
gearbeitet haben. 7 e 

Ueber 


eber ales dieſes muß er Beſcheinigungen beibringen, auch nachweifen, 
daß er des Vermoͤgens ſey, ſich bie zu ſeiner و یی‎ anf Gebot anſtaͤndig 
zu erhalten. 

Das 16 dium beftellt eine 2 for y bir más dem 3 
eines Direktors, aus einem Mathe von jeder Abtheilung und einem Juſtitiarius 
beſtehen muß, und den Kandidaten einer ſtrengen muͤndlichen und ſchriftlichen 
Pruͤfung unterwirft. Ihrem Berichte fuͤgt ſie die vorhin erwaͤhnten Zeug⸗ 
niſſe bei. 

Wegen Einrichtung der Prüfungen wird die Ober⸗Examinations⸗ Kom⸗ 
miſſion in Berlin ſich mit den Regierungs⸗ 5 in naͤhere Verbindung 
ſetzen. 

Die Sorge für Bh Ausbildung ber Referendarien liegt im Allgemeinen 
dem Prafidio, welches ihnen dazu die nöthige Anleitung, Vorträge und ۶ 
beiten geben muß, insbeſondere aber den Raͤthen ob, welchen dieſelben zuge⸗ 
ordnet werden. Deren Pflicht ift es, den 068 anzuleiten und an: 
zuhalten, fid) uͤber ben Geſchäftsbetrieb ihres Departements vollſtaͤndig zu 
unterrichten, und ihn zu dieſem Zwecke nicht nur an ihren Arbeiten und Kom⸗ 
miſſionsreiſen Theil nehmen zu laſſen, ſondern ihm auch Sachen zur eigenen 
Bearbeitung zuzutheilen, wofuͤr fie indeß verantwortlich bleiben, und die ſie 
mitzeichnen muͤſſen. 

Der Referendarius iſt den Raͤthen, unter welchen er arbeitet, Folge zu 
leiſten verbunden, die daher auch das Recht haben, ihn zurecht zu weiſen, 
und nach Befinden, unter Mitzeichnung des Direktors, in Ordnungsſtrafe bis: 
5. Mthlr. zu nehmen. Von den Rathen erhält er Zeugniſſe darüber, wie fie 
mit ihm zufrieden geweſen, und ob ſie ihn in ihrem Geſchäftskreiſe fuͤr hin⸗ 
سر‎ unterrichtet halten. 

Iſt der Referendar auf dieſe Weiſe mit der ganzen Verwaltung der Re⸗ 
gierung in beiden Abtheilungen derſelben praktiſch bekannt geworden; ſo er⸗ 
haͤlt er ein Atteſt des Praͤſidiums über feine Reife zur hoͤhern Prüfung. Mit 
dieſem und mit den Atteſten der Siche, meldet fid derſelbe ſodann bei der 
Ober: Examinations⸗ Kommiſſion in Berlin. 

Die Praͤſidien haben dahin zu ſehen, daß ohne gehoͤrige Reife und Qua⸗ 
lifikation Niemand als Referendarius angeſtellt werde, oder zur höhern Pris: 


fung ſich melde; 3 
۱ ۱ D 50.1 ۱ 3 
Die Unterbeamten ber Regierung find dem Präſtdium und deſſen Mite m: dertinters ` 4 


gliedern, wie auch den Raͤthen, unter welchen: fie arbeiten, als ihren Bors bel ber ie 

geſetzten, Achtung und Folgſamkeit ſchuldig. gierung. 
Sie werden vom Kollegium mit Dienſtanweiſung verſehen. , 

= | Nach 
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Nach vorſtehender Inſtruktion haben ſich nun ſaͤmmtliche Regierungen, 
dabei angeſtellte und untergeordnete Beamte überall pflichtmaͤßig zu achten. 

Es iſt Unſer Wille, daß der den Regierungen darnach angewieſene Wir⸗ 
kungskreis nicht geſchmaͤlert werde, ſo lange Wir nicht unmittelbar ſelbigen 
zu ändern für nöthig finden, wenn es ſich gleich von ſelbſt verſteht, daß die 
Regierungen auch in den ihrer ſelbſtſtaͤndigen Entſcheidung uͤberlaſſenen Faͤllen 

auf Erfordern verbunden bleiben, ſich gegen die ihnen vorgeſetzten Miniſterien 
und Ober: Prafidenten gehörig auszuweiſen. 

Wir haben zu den Regierungen das Vertrauen, daß fie ihren wichtigen 
Beruf uͤberall mit Umſicht, Treue, Eifer und Fleiß erfuͤllen werden, und wer⸗ 
den diejenigen Beamten, welche ſich auszeichnen, gern befoͤrdern und beloh⸗ 
nen, aber auch diejenigen ohne Nachſicht nach der Strenge der Geſetze beſtra⸗ 
fen laſſen, welche ihre Pflicht und das in ſie geſetzte Vertrauen verletzen und 
mißbrauchen. | 2 

Gegeben Berlin, ben 23ſten Oktober 1817. 


($8). Friedrich Wilhelm, 


C. Sürft v. Hardenberg 


(No, 441.) Auszug aus der Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der Provingial-, 
Polizei- und Finanz⸗Behoͤrden vom 26ſten Dezember 1808, ° 
Als Beilage zu der Inſtruktion für die Regierungen vom 
23ſten Oktober 1817, M agen, , ay iy 


d $. 34. 

iskus enkſagt im Abſicht der Civilprozeſſe ganzlich feinem bisherigen 
privilegirten Gerichtsſtande, und iſt daher bei demjenigen Gericht zu klagen 
oder ſich einzulaſſen verbunden, vor welches die Sache gehören würde, wenn 
fie blos zwiſchen Privatperſonen ſchwebte. Wird Fiskus als Beklagter in 
Anſpruch genommen, ſo muß dies nur in dem Fall bei dem Obergericht ge⸗ 
ſchehen, wenn der Gegenſtand des Streits unter unmittelbarer Verwaltung 
der Regierung ſtehet. Dieſes findet ebenfalls bei den moraliſchen Perſonen 
ſtatt, die mittelbar oder unmittelbar unter Verwalrung der Regierungen 


ſtehen. Vergehungen gegen Hoheitsrechte und Landespolizeiverordnungen, 


imgleichen Dienſtvergehungen, gehoͤren vor das kompetente Obergericht. 
Wegen der lokalpolizeilichen Kontraventionen behält es einſtweilen bei der 
bishe⸗ 


Schluß. 


IV. Ver⸗ 
haltniß der 
Regierungen 
in kechtlicher 
Beziehung. 

1) Gerichts⸗ 
ſtand und 
Inſtanzen⸗ 


Unterſuchun⸗ 
gen 


gen. 


E BS چ‎ ۱ 3 


bisherigen Verfaſſung fein Bewenden. Ueber Defraudationen, Landes⸗ a6 

grundherrlicher Nutzungen, überhaupt wegen Vergehungen gegen مر‎ — -— / 
feße, find die Untergerichte zu erkennen berechtigt, im Fall die darauf ge⸗ ۱ — 
ſetzte Strafe nicht Funfzig Thaler oder eine dieſer gleich geſtellte Gefaͤngniß⸗ A 
ſtrafe überfchreitet. Eine jede Sache, in welcher die Regierung von der ihr 7 
F. 45. nachgelaffenen Befugniß Gebrauch gemacht, und eine vorlaͤufige Reſo⸗ 1 
lution abgefaßt hat, gehet jedoch fogleich an das Obergericht über, wenn der M 


Kontravenient auf foͤrmliches rechtliches Gehör antraͤgt. Der weitere Inſtan⸗ 
zenzug bleibt uͤberall der ordentliche, wie er bisher bei jedem Gericht ſtatt 
gefunden hat; die Sachen gehen daher nicht mehr an das Oberreviſions⸗ 
kollegium, die Oberreviſionsdeputation, und die uͤbrigen fuͤr die zweite und 
dritte Inſtanz uͤber Rechtsangelegenheiten von beſondern Gegenſtaͤnden ange⸗ 
ſetzte Spruchbehoͤrden, als welche nach dem Publikando vom 1 ten d. Ms E 
bereits aufgehoben: find. ۱ D : 1 
۱ Ee auth E | 

Ueber Gegenftinde und Angelegenheiten indeſſen, welche nach ben don Ga, ES 


Geſetzen und allgemeinen Grundſätzen Unſerer Staats: und Landesverfaſſung gelegene 


zur richterlichen Eroͤrterung bisher ſchon nicht geeignet geweſen, kann auch لاد‎ 
fernerhin kein Prozeß zugelaſſen werden. did seit forts. 
> PISO. VRE SEE DUE TEE OSE FEE Haie وا‎ eg E 

Es findet derfelbe daher weder über wirkliche Majeſtaͤts⸗ und Hoheits⸗ Beſond ers 
rechte, noch gegen allgemeine in Gegenſtaͤnden der Regierungsverwaltung aber d Rüd- 2 

; ام‎ ſichts der An 

ergangene Verordnungen, allgemeines Landrecht Einleitung § 70. Th. K. Sandesho- ` bl 
Tit II. §. 4. bis 10, Th. 2. Tit. 13. $. 5. bis 16. noch über die Verbind⸗ ih nae 
lichkeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen und Abgaben, denen ſaͤmmtliche 6+ „ 


Einwohner des Staats oder alle Mitglieder einer gewiſſen Klaſſe ےت پل‎ u SS, 
nach der beſtehenden Landesverfaſſung unterworfen find, allgemeines Land⸗ zz, ... a, 
recht Th. 2. Tit. 14. $. 78. ſtatt, und eben fo, wenig in den beſondern Fällen, nn 1 
wo die Gefege ihn ausdruͤcklich ausgeſchloſſen haben, wie z. B. erſter Anhang „ Se ` 
zum allgemeinen Landrecht H. 61., allgemeine Gerichtsordnung Th. I. NE. o. 
S. DEE , 7 i Li EA eet GO. ge — m2 | 
; 61:237 Nn cue ehe uu, Jaz mu „„ و نے‎ 4l. 
Jedoch verſteht fid) dieſes nur unter den im allgemeinen Landrechte Ein⸗ Modifa . 
leitung $. 7I. Th. 1. Tit. 11. §. 1T. und Th. 2. Tit. 14. G. 79. feſtgeſetzten tionen. ee 7 rt 
Modifikationen; und in den dahin gehörigen Fällen foll der Weg Rechtens Nie⸗ e po id Av 11 
mandem verſagt werden. 7 E td, TU gak ۱ De ˙ 1 ۱ 
۱ ۱ 38. : 
Ueber polizeiliche Verfuͤgungen der Regierungen, von welcher Gattung E Wegen Zo e, 


fie ſeyn mögen, ſtehet gleichfalls der Weg Rechtens unbedingt, ſowohl uͤber Thee ee ne. 


4 ہے مت مسب VÀ nant‏ کر ےم OP‏ 


die Verpflichtung, gls den Schadenerſatz, Jedem offen, ſobald entweder die Ber: S| 
e . fee, ` Ze Heed meal رس‎ af کس‎ Elizia. یں ہہ ہے فی ہش کے‎ Cade G. un : 
= er SE و‎ fach, یر یں‎ ew و‎ FFF gung ee . ہے ہے‎ 1653. 04, ۱ 
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fügung einer ausdruͤcklichen Dispoſition der Geſetze direkte entgegen läuft, oder 
die Klage auf einen ſpeziellen Rechtstitel gegründet wird, vermoͤge deſſen der 
Klaͤger das ber durch die Polizeiverfuͤgung angeordneten Verbindlichkeit entgegen 
ſtehende Recht guͤltig erworben zu haben behauptet. In dem letztern Fall er⸗ 
ſtreckt fic die richterliche Beurtheilung jedoch nur t^er die Guͤltigkeir des ſpeziel⸗ 
len Rechtstitels an ſich, und die daraus entſtehenden rechtlichen Folgen. Inſo⸗ 
fern aber der ſpezielle Rechtstitel unbegründet befunden wird, und es auf Pruͤ⸗ 
fung der Nothwendigkeit und Zweckmaͤßigkeit der Polizeiverfügung ankommt, 
tritt die Betimefang des §. 40. ein. 


H. 39. 
E Die Regierungen fi find jedoch im zweiten Falle des vorigen g. gleichmäßig 
als nachſtehend §. 42. feſtgeſetzt worden, berechtigt, des Widerſpruchs unge⸗ 
achtet mit der Ausführung ſofort vorzugehen, und die Exekution zu verfügen, 
wenn ihrem pflichtmaͤßigen Ermeſſen nach, damit ohne Nachtheil des Allgemeinen 
bis zur richterlichen Entſcheidung nicht gewartet . kann. : 
9:0, 

Wird die Klage hingegen nicht ſpeziell auf eines der ون‎ beiden 
Fundamente (F. 38), ſondern nur auf die allgemeine buͤrgerliche Freiheit und die 
Prinzipien vom freien Genuß feines Eigenthums gegruͤndet, fo ſtehet den Gee 
richten keine Kognition uͤber die Nothwendigkeit zum allgemeinen Beſten, und 
die Zweckmaͤßigkeit der polizeilichen Anordnung zu; es waͤre denn, daß eine rich⸗ 
terliche Erörterung darüber in den Geſetzen, wie z. B. $. 8. Tit. I. der Forſt⸗ 
ordnung für Weſtpreußen vom 8. Oktober 1805. aus druͤcklich nachgelaſſen wor⸗ 
den. Iſt ſolches nicht geſchehen, ſo kann in dieſem Fall niemals uͤber die Ver⸗ 
pflichtung zur Befolgung der Polizeiverfuͤgung, ſondern nur daruͤber eine recht⸗ 
liche Klage geſtattet werden, ob und in wie weit fonften, jedoch unter vorausgeſetz⸗ 
ter Nothwendigkeit und Zweckmaͤßigkeit ber Verfuͤgung, ein Entſchaͤdigungs an⸗ 
ſpruch wegen derſelben dem Klaͤger nach den Geſetzen zuſtehe. Die richterliche 
Einwirkung tritt jedoch im vollen Umfange ein, wenn entweder von der hoͤhern 
Polizeibehörde die Verfugung gemißbilligt worden, oder der letztern grobe Fahr⸗ 

laͤſſigkeit, oder gar vorſaͤtzliche Beeinträchtigung zum Grunde liegt. Auch iſt 
dieſer §. nur von Polizewerfuͤgungen für einzelne Faͤlle zu verſtehen, nicht von 
ſolchen, durch welche etwas im Allgemeinen feſtgeſetzt wird. Zu den letztern 
müſſen die Regierungen jedesmal die Genehmigung der bóbern Polizeibehoͤrde 
haben. Iſt dieſe aber erfolgt, fo findet auch wider Pol 'zeiverfuͤgungen ber 
letztern Gattung nur unter den be feſtgeſetzten Modalitäten der Weg Rech⸗ 
dene 
: ta E 
Dee uge isch Gegen Se der Regierungen, vicit fte in rer Eigenſchaſt als 


oe erlaſſen (H. 4.), ſich mithin auf die Wermigensvermalrung des‏ | سس 
genheiten.‏ 
Sie:‏ 


Fiskus beziehen, iſt einem jeden, der ſeine Rechte dadurch gekränkt glaubt, der 


Modifika⸗ 
tionen. 


Ne 
Jos (A7) 


js £i 


Weg Rechtens unbenommen, in ſofern der Fall nicht zu den $$. 35 unb 36. gee 
machten Ausnahmen gehört. Ein gleiches findet in Abſicht der Vermoͤgensver⸗ 


waltung anderer den Regierungen untergeordneten moraliſchen Perſonen ſtatt; 
und eben ſo ſtehet es unter den gedachten Modalitaͤten Jedem frei, ſein Privat⸗ 
intereſſe über Gegenſtaͤnde der Poſt⸗ und VV C y 7 unb 

H. 11.) bei dem kompetenten eig geltend zu machen. 


S. 42. 

Damit indeſſen durch frivole Klagen keine 2306 und fons in 
bie Finanzverwaltung gebracht werden kann, fo authoriſiren Wir hiermit die 
Regierungen, des gegen ihre Verfuͤgung erhobenen Widerſpruchs ungeachtet, 

1) alle Landes- ſowohl als grundherrliche Revenuͤen, Abgaben und Dienſte, 
unbeſchraͤnkt zur Leiſtungszeit beizutreiben, oder durch die Domainenpaͤch⸗ 
ter, Adminiſtratoren, oder dazu angeſetzte Offizianten beitreiben zu laſſen, 
jedoch mit Beobachtung der deshalb, Allgemeines Landrecht Th. 2. an 14. 
$. 80. und 83., feſtgeſetzten Modifikationen; 

2) in ſofern von Erfuͤllung der vom Fiskus mit Privatperſonen 11000016 
nen Verträge die Erreichung beftátigter Etats abhängt (wie vorzuͤglich bei 


Pachtungen von Domainen und Regalien der Fall ift) und die Erfüllung ` 
ber kontraktmaͤßigen Verbindlichkeit verweigert wird, nach vorheriger ſum⸗ 


mariſcher Vernehmung des Weigernden, ein vorlaͤufiges Liquidum pflicht⸗ 
‚mäßig feſtzuſetzen, und baffelbe vom Schuldner fogleich einziehen zu laſſen; 

3) die verpachteten, ihrer Adminiſtration unterworfenen Grundſtuͤcke und 
Gerechtſame unter Sequeſtration zu ſetzen, wenn die Pachtgelder ruͤckſtaͤn⸗ 

dig bleiben, oder die Pächter ſchlecht wirthſchaften; 

9 die Verpflichtung der Pachter oder Nießbraucher von dergleichen Grund⸗ 
ſtucken oder Rechten, zur Räumung nach abgelaufener Pachtzeit und been⸗ 
digtem Beſitzrechte, auf den Grund einer ſummariſchen Unterſuchung, durch 
eine Reſolution feſtzuſetzen, und dieſe ſogleich vollſtrecken zu laſſen. Vor 
beendigter Pacht⸗ oder Beſitzzeit kann aber die Ermiffion nicht anders alt 

durch Urtheil und Recht feſtgeſetzt werben und erfolgen. 

5) Wenn bei andern über Gegenſtaͤnde des Regierungsreſſorts geſchloſſenen 
Vertraͤgen, beſonders bei Kriegeslieferungen und wichtigen Entrepriſen, 
die Erfuͤllung nach dem Verlangen der Regierung verweigert wird, und 
daraus ihrem Ermeſſen nach ein unwiederbringlicher Schaden ſich beſorgen 
läßt, für welchen der Weigernde dem Staate nicht wuͤrde gerecht werden 
koͤnnen, denſelben zu der von ihm verlangten Verbindlichkeit durch Zwangs⸗ 
mittel anzuhalten. In allen dieſen Faͤllen ſind die Regierungen berechtigt, 
die Sache, mit Vorbehalt des Rechts des Widerſprechenden, zur Exeku⸗ 
tion bringen zu laſſen. Auch wird die Beſtimmung, ob ſolches nothwen⸗ 
dig ſey, lediglich ihrem pflichtmaͤßigen Ermeſſen uͤberlaſſen. Die Gerichte 
ſind verpflichtet, keine Hinderniſſe in den Weg zu legen. Es ſind daher 

Jahrgang 1817. ۹ 01 
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auch keine Poſſeſſorienklagen tiber dergleichen erekutiviſche Maaßregeln der 
Regierungen zulaͤſſig, weder gegen den Fiskus, noch gegen Korporationen 
oder Privatperſonen. Auch muß es bei denſelben fo: lange verbleiben, bis 
die Sache im Petitorium vollig rechtskraͤftig entſchieden if, im Fall die be⸗ 
treffende Regierung nicht ſelbſt deren Abänderung fuͤr zutraͤglich erachtet. 


inu v 058 EM Seng ۱ 
= کا‎ In allen: ſiskaliſchen Civilprozeſſen ſteht es den Regierungen POA 8 
gierungen Y) nach ber Analogie ber allgemeinen Gerichtsordnung Th. I. Dit. 3. $; 21. 
و‎ e ohne daß dadurch jedoch der Gang ber Inſtruktion aufgehalten, oder der 


Gegenparthei Koſten verurſacht werden muß, außer dem gewoͤhnlichen 


Stelloertreter des Fiskus, noch einen andern Deputirten abzuſchicken, wel⸗ 
cher der Inſtruktion beiwohne, und darauf ſehe, daß die That ſachen über- 
all richtig, deutlich und vollſtaͤndig auseinandergeſetzt, nichts von Erheb⸗ 
lichkeit übergangen, und bei Aufnehmung der Beweiſe mit genauer und 
gründlicher Sorgfalt verfahren werde; fid) ubrigens aber in: die Leitung 
des Verfahrens nicht miſchen, oder eine Direktion deſſelben ſich anmaßen, 
ſondern den eigentlichen Inſtruenten blos kontrolliren, und ſich uͤberhaupt 
in den durch die allgemeine Gerichtsordnung Th. T. Tit. TO, . 198. vorge⸗ 
ſchriebenen Grenzen halten muß; : 
2) vor Abfaſſung des Erkenntniſſes ein ſchriftliches Gutachten zu den Akten 
: zu geben, worauf, in fofern es auf beſondere landespolizeiliche oder finan⸗ 
zielle Verhaͤltniſſe und Verfaſſungen, nicht aber auf bloße Rechtsfragen 
ankommt, von den Gerichten gebuͤhrende Ruͤckſicht genommen, auch nach 
Befinden von ihnen die betreffende Regierung erſucht werden ſoll, einen De⸗ 


putirten zu ernennen, der dem Vortrage der Sache bei dem Spruch beiwohne. 


à Bat H ($44. 
4) Desglei⸗ Wenn in Prozeſſen zwiſchen Privatperſonen Gegenſtaͤnde und Rechtsfra⸗ 
ee gen zur Sprache kommen, welche auf Prinzipien der Landesverfaſſung, Staars⸗ 
verwaltung, Staatswirthſchaft, Polizei- und Gewerbekunde Einfluß haben, 
und durch klare Geſetze nicht beſtimmt ſind „ ſo ſind die Gerichte verpflichtet, 
über dergleichen Rechtsfragen von den Regierungen ein Gutachten einzuholen, 
und ſich darnach als einem konſultativen Votum gebuͤhrend zu achten. 
5 


45 


5) Verfabh⸗ Bei Kontraventionen gegen Finanz- und Polizei- und andre zum Reſſort 
ا‎ e der Regierungen gehörige Geſetze, imgleichen bei Defraudationen landesherr⸗ 


venti wen“ licher den Regierungen zur Verwaltung uͤbergebenen Gefaͤlle, und nutzbaren 
PERRO Regalien, find die Regierungen berechtigt, nach einer ſummariſchen Unter⸗ 
ſuchung die Sache durch eine Reſolution zu entſcheiden, auch die feſtgeſetzte 


Strafe vollſtrecken zu laſſen, wenn der Beſchuldigte nicht, binnen 10 Tagen 


nach Empfang der Reſolution, auf foͤrmliches rechtliches Geb Ar und Erkenntniß 
bei dem kompetenten Obergericht antraͤgt. Zu dem Ende muß es in der Reſolu⸗ 
tion ihm auch jedesmal bekannt gemacht werden, daß er dieſe Befugniß habe, 
à ifrer 


Ke E EE 


6) Befug⸗ 
niß der Nee 
gterungen hei 

ſenſtverge⸗ 
hungen der 
ihr ſubordi⸗ 
113۳11121112 
anten. Dis⸗ 

ziplinair⸗ 
ſachen. 


Dienſt⸗ 
ſusven fan, 
Dienſtent⸗ 
laſſungen. 


7) Modoli⸗ 
täten bei pro⸗ 
zeſſen und 
Unterſuchun⸗ 


gen gegen Re⸗ 


ihrer aber verluſtig gehe, wenn er binnen 10 Tagen vom Empfange keinen Ge⸗ 
brauch davon mache. Geſchieht aber dieſes, ſo geben die Regierungen ſogleich 
die Akten an das Landesjuſtizkollegium zur weitern rechtlichen Einleitung ab, 
koͤnnen jedoch die noͤthigen Verfuͤgungen wegen Sicherſtellung der vorläufig feft- 
geſetzten Geldſtrafe treffen, wenn ſie folches für noͤthig erachten. Wird die von: 
den Regierungen feſtgeſetzte Strafe hinterher im rechtskraͤftigen Erkenntniß beſtaͤ⸗ 
tigt, oder gar geſchaͤrft, fo muß der Demunziat jedesmal die Koſten der vorlaͤu⸗ 
figen Unterſuchung tragen. Wird ſie hingegen gemildert, ſo bleibt er, im Fall 
er nicht von ſaͤmmtlichen Gerichtskoſten entbunden wird, nur in ſofern dazu ver⸗ 
bindlich, als von der ſummariſchen Unterſuchung bei der rechtlichen Einleitung 
hat Gebrauch gemacht werden koͤnnen, welches das Landesjuſtizkollegium nach 
pflichtmäßigem: Ermeſſen feſtſetzt. Auf die von den Regierungen mit hoͤherer 
Genehmigung in Polizei- und Landes angelegenheiten erlaſſene Publikanda find 
die Landesjuſtizkollegien bei: ihren Entfcheidungen: in ſofern Ruͤckſicht zu nehmen. 
verbunden, als darin keine haͤrtere Strafe, wie in den Geſetzen, feftgefebt: iff. 
in welchem Fall die Strafe nach bieten zu beſtimmen iſt. ۱ 
H 46. ۱ 

Die Dienſtdisziplin, über ſaͤmmtliche Offizianten ihres Reſſorts, verbleibt 
den Regierungen nach wie vor. Sie ſind daher auch berechtigt, Ordnungsſtra⸗ 
fen wider fie feſtzuſetzen und zu vollſtrecken, ohne daß die Landes ſuſtizkollegien. 
ſich darin miſchen durfen. Se N i 
: Auch behalten die Regierungen die Befugniß, die ihnen untergeordneten 


Dffizianten aus geſetzlichen Urſachen von ihrem Dienſt zu ſuspendiren. In An⸗ 


ſehung ihrer Entlaſſung behält es aber bei den Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechts Th. 2. Tit. 10, $. 98; bis 101. ſein Verbleiben. 
; i 445 ; 

Wenn gegen einen ben Regierungen untergeordneten Offizlanten Regreß⸗ 
unb Injurienklagen, aus Veranlaſſung ſeines Amts, angebracht, oder gegen 
Kaſſenbediente des Regierungs⸗Reſſorts Geldforderungen eingeklagt werden, 


oder gegen Regierungsofftzianten eine fiskaliſche oder Kriminal⸗Unterſuchung ein⸗ 6> 


zianten. 


geleitet werden ſoll, ſo muß das Gericht ſolches ſogleich von Amtswegen der be, 


treffenden Regierung bekannt machen. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn ein: _ 


Megierungsbebienter zum perfönlichen Arreſt gebracht werden (oll; der Exekutor⸗ 


muß das Notifikatorium dem Amtsvorgeſetzten einhaͤndigen, zugleich aber den, 


welcher in Arreſt geſetzt werden (oll, fo lange unter Obſervation nehmen, bis 
wegen Verwaltung feines Amts die nörhigen Vorkehrungen getroffen find. Une 
terſuchungen gegen Regierungsoffizianten über: bloße Dienſtvergehungen können: 
die Gerichte nicht anders, als auf einen vorher ergangenen Antrag der betreffen⸗ 
den Regierung einleiten; es waͤre denn mit dem Vergehen ein ſolcher Exzeß ver⸗ 
bunden, der den Thaͤter, auch wenn er nicht Offtziant ware, ſchon der Beahn⸗ 
dung. der Geſetze ſchuldig macht. Soll ein Regierungsbedienter als Zeuge, Sach⸗ 
verſtaͤndiger, oder aus einem andern Grunde außerhalb feinem. Wohnorte vor 

SS Gericht 
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Gericht erſcheinen, ſo muß davon bei der Vorladung die betreffende Regierung, 
‚oder unmittelbar vorgeſetzte Behoͤrde deſſelben gleichfalls benachrichtigt werden. 
Auch bei Verſiegelungen des Vermoͤgens oder Nachlaſſes von Regierungsofftzian⸗ 
ten, iſt die betreffende Regierung zu benachrichtigen, und befugt, an denjenigen 

Zimmern und Behaͤltniſſen, worin Amtsakten zu vermuthen ſind, ihre Siegel 
mit anlegen zu laſſen. Bei der Entſiegelung muͤſſen dergleichen Akten unb Pas 
piere, mit Zuziehung eines Abgeordneten der Regierung abgeſondert, und den 
Abgeordneten ausgehaͤndigt, auch zu dem Ende die Entſiegelung vorzuͤglich be⸗ 
ſchleunigt werden. Das Vorſtehende ift gleichfalls zu beobachten, wenn der Of⸗ 
fiziant zwar an ſich ein Juſtizbedienter, aber in anderer Ruͤckſicht einer Regierung 
zugleich untergeordnet iſt, und Geſchaͤfte in Haͤnden hat, welche zu ihrem Refe 
fort gehören. » Syn allen vorbenannten Gallen find endlich den Regierungen die 
ergangenen Erkenntniſſe von Amtswegen mitzutheilen. 


H $. d 48. 
nd dee, Bei Ausuͤbung der ihnen verliehenen exekutiven Gewalt mitffen die Regie⸗ 
uten. 


übung der rungen zwar die in den Geſetzen vorgeſchriebenen Grade beobachten; inzwiſchen . 

en. find dieſelben befugt: 

Regierungen X) in Fallen, wo bie verlangte Verpflichtung auch durch einen dritten gelei⸗ 
ſtet werden kann, ſolches, nach fruchtlos gebliebener Aufforderung des Ver⸗ 
pflichteten, fuͤr deſſen Rechnung bewirken, ſo wie ferner bei Lieferungen, 
wo es nicht gerade auf einzelne im Beſitz des Verpflichteten ſich befindende 
Stuͤcke ankommt, die zu liefernde Gegenſtaͤnde fuͤr deſſen Rechnung ankaufen 
und in beiden Fallen den Roſtenbetrag von ihm exekutiviſch beitreiben zu laſſen. 

2) Strafbefehle koͤnnen die Regierungen im Wege des exekutiviſchen Verfah⸗ 
rens bis zur Summe von 100 Thalern oder vier woͤchentlichem Gefaͤngniß, 

erlaſſen und vollſtrecken. 

3) Militairiſche Exekution findet nur bei hartnaͤckigem Ungehorſam, oder wirk⸗ 
licher Widerſetzlichkeit, nach fruchtlos gebliebener Civilexekution, und vor⸗ 
heriger Androhung ſtatt. Auch müffen die Regierungen vorher die Geneh⸗ 
migung der hoͤhern Behoͤrde nachſuchen, oder derſelben wenigſtens gleich⸗ 
zeitig Anzeige machen, wenn bei der Sache Gefahr im Verzuge iſt. 

2) Kommt es bei der Exekution auf den Verkauf eines Grundſtucks an, fo 
wird ſelbiger zwar von dem ordentlichen Gericht, unter welchem baffelbe bes 
legen H, im Wege der nothwendigen Subhaſtation bewirkt. Die Subha⸗ 
ſtation kann aber von den Gerichten nicht verweigert werden, ſobald die 

| Verbindlichkeit des Schuldners außer Zweifel iſt. : > 
el, ہس‎ t Pa viden.) Der Verkauf abgepfaͤndeter Effekten gefchieht jedesmal mit Zuziehung eis 
EE Juſtizbedienten. Es verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt, daß die Regie⸗ 
„„ rungen die Befugniß haben, zur Sicherſtellung des zu erſtattenden Softens 

P PORE LIT oder der Geldfirafedie nöthigen Vorkehrungen zu teeffen. 
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